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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.02 
Uhr. 
 
Präsident Weber: Ich eröffne die 48. Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag). 
 
Ich begrüße die hier anwesenden Damen und 
Herren sowie die Zuhörer und die Vertreter der 
Medien. 
 
Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine achte Klasse der Oberschule Findorff 
und eine Gruppe der „Frauenfrühstücksrunde“ 
der Evangelischen St. Georgs-Gemeinde Huch-
ting. 
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 
Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, bitte ich 
Sie, sich von Ihren Plätzen zu erheben! 
 
Meine Damen und Herren, heute Nacht ist der 
ehemalige Senator für Häfen, Oswald Brink-
mann, verstorben. Oswald Brinkmann ist im Jahr 
1930 in Barnstorf geboren, nach dem Besuch der 
Volksschule absolvierte er eine Lehre zum Tech-
nischen Zeichner und Maschinenschlosser. Er ar-
beitete seit 1951 als Kranführer bei der Bremer 
Lagerhaus-Gesellschaft und wurde dort später 
Betriebsratsvorsitzender.  
 
Oswald Brinkmann schloss sich der SPD an, 
wurde im Jahr 1963 in die Bremische Bürger-
schaft gewählt und war von 1963 bis 1971 Mit-
glied der Deputation für Häfen, Schifffahrt und 
Verkehr. Vom 15. Dezember 1971 bis zum 15. 
Oktober 1987 amtierte er als Senator für Häfen, 
Schifffahrt und Verkehr der Freien Hansestadt 
Bremen. Er war Nachfolger von Senator Georg 
Borttscheller, ihm folgte Senator Konrad Kunick 
im Amt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wir werden das Gedenken an Oswald Brinkmann 
in Ehren halten. 
 
Ich danke Ihnen, dass Sie sich von Ihren Plätzen 
erhoben haben! 
 
 
Fragestunde 
 
Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) 
liegen 24 frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor. Die Anfrage Nummer 16 wurde vom 
Fragesteller zurückgezogen. 
 
 
Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Ambu-
lante ärztliche Versorgung in den Quartieren - 
Fortschritte im gemeinsamen Landesgre-
mium?“. Die Anfrage ist unterschrieben von den 

Abgeordneten Frau Dr. Kappert-Gonther, Frau 
Dr. Schaefer und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. 
 
Bitte, Frau Kollegin Dr. Kappert-Gonther! 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie bewertet der Senat die bisherige -
Arbeit des seit Oktober 2014 etablierten gemein- 
samen Landesgremiums nach Paragraf 90 a 
SGB V? 
 
Zweitens: Welche Beschlüsse wurden von dem 
gemeinsamen Landesgremium bisher gefasst? 
 
Drittens: Welche konkreten Ergebnisse konnte 
das Gremium insbesondere bezüglich der Frage 
erzielen, wie die haus- und kinderärztliche Ver-
sorgung im Bremer Westen und in Bremen-Nord 
sichergestellt werden kann - siehe Beschluss der 
Bremischen Bürgerschaft vom 14. Dezember 
2016, Drucksache 19/812 -? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Staatsrat Kück. 
 
Staatsrat Kück: Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Es gibt auf Landesebene kein ver-
gleichbares Gremium, in welchem sich Vertrete-
rinnen und Vertreter aus den unterschiedlichen 
Sektoren im Gesundheitsbereich in einem fach-
lich so vielfältigen regelmäßigen Dialog befinden. 
Beschlüsse erfordern in der Regel einen längeren 
Arbeits- und Entwicklungsprozess, der durch Ar-
beitsgruppen des Gremiums geleistet wird. Aktu-
ell befasst es sich mit den wichtigen Themen ei-
nes Geriatriekonzepts für das Land Bremen und 
der medizinischen Versorgung in Pflegeeinrich-
tungen.  
 
Unter Berücksichtigung der bundesrechtlichen 
Rahmenvorgaben bewertet der Senat die bishe-
rige Arbeit des Landesgremiums insgesamt als 
positiv und ist zuversichtlich, dass das Land Bre-
men auch weiterhin von der Arbeit des Gremiums 
profitiert. Die konstruktive Zusammenarbeit im 
Gremium und der sektorübergreifende Dialog 
sind dabei besonders hervorzuheben. 
 
Zu Frage zwei: Das gemeinsame Landesgre-
mium hat neben formalen Beschlüssen zur Ge-
schäftsordnung et cetera bisher folgende Be-
schlüsse gefasst: Erstens wurden im Auftrag des 
Landesgremiums Musterüberleitungsbögen aus 
dem ambulanten in den stationären Bereich und 
umgekehrt entwickelt. Diese Musterbögen hat 
das Landesgremium zum Bremer Standard als 



Landtag 3640 48. Sitzung/24.08.17 

das Minimum an erforderlichen Patienteninfor-
mationen erklärt. Zweitens entwickelt das Lan-
desgremium bis zum Jahr 2018 ein Geriatriekon-
zept für das Land Bremen. Es soll insbesondere 
Zuständigkeiten regeln und eine noch besser ab-
gestimmte Versorgung der Patientinnen und Pa-
tienten über die Sektoren ambulant, stationär, 
Rehabilitation, Pflege hinweg gewährleisten. 
 
Drittens wurden mehrere Empfehlungen verab-
schiedet, um einen barrierefreien beziehungs-
weise zumindest aber barrierearmen Zugang be-
hinderter Menschen zur gesundheitlichen Versor-
gung zu verbessern, zum Beispiel zu Schulun-
gen, Aus- und Fortbildungen für Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen des Gesundheitswesens zur 
Sensibilisierung für den Umgang mit behinderten 
Menschen.  
 
Zu Frage drei: Derzeit werden noch Gespräche 
zwischen der senatorischen Behörde und den 
Selbstverwaltungspartnern - Kassenärztliche Ve-
reinigung und Krankenkassen - zu den ambulan-
ten ärztlichen Versorgungsstrukturen geführt. 
Nach Abschluss dieser Gespräche ist geplant, 
das Thema in das Landesgremium einzubringen, 
um eine einvernehmliche Empfehlung für das 
Land Bremen zu verabschieden. Inhaltlich hat 
sich das Landesgremium bisher im Zusammen-
hang mit einer Stellungnahme zum Bedarfsplan 
mit der ambulanten ärztlichen Versorgung in Bre-
men befasst. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? 
- Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Sind Sie informiert darüber, 
dass es in Osterholz-Tenever keinen Kinderarzt 
gibt, dass in Bremen-Nord die Kinderärzte keine 
neuen Kinder annehmen können, weil ihre Pra-
xen überfüllt sind, und in Gröpelingen die haus-
ärztliche Versorgung droht, schwierig zu werden, 
weil es dort schwierig ist, Nachfolger für die Kol-
legen zu finden, die die Altersgrenze erreicht ha-
ben?  
 
Staatsrat Kück: Ich will nicht sagen, dass ich es 
alles im Detail weiß, aber ich weiß von diesen 
Problemen, auch in Bremen-Nord. Wir befinden 
uns in einem Verhältnis der Selbstverwaltung, 
und es ist Aufgabe der Kassenärztlichen Vereini-
gung, dann hierfür auch entsprechende Lösun-
gen zu finden. Wir sind jeweils immer im Dialog 
mit der Kassenärztlichen Vereinigung, um auch 
auf diese Problemlagen hinzuweisen und dafür 
zu sorgen, dass es auch entsprechende Nachfol-
geregelungen gibt, denn auch die Kassenärztli-
che Vereinigung hat Instrumente in der Hand, um 
Nachfolgerinnen und Nachfolgern auch entspre-
chende finanzielle Anreize zu bieten, wenn es 
schwierig wird. 

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Sie haben ja in Ihrer Antwort zu 
Frage drei gesagt, es sollte eine einvernehmliche 
Lösung geben, jetzt fänden entsprechende Ge-
spräche statt, und dann soll das in dem Gremium 
nach Paragraf 90 SGB V geeint werden. Können 
Sie jetzt schon sagen, an welche Lösung Sie von-
seiten des Senats denken? 
 
Staatsrat Kück: Für uns ist auf jeden Fall wich-
tig, dass man eine kleinräumigere Planung 
macht, denn bisher läuft es ja auf große Bezirke 
hinaus, und dann mag man dort auch immer eine 
entsprechend den Vorgaben vernünftige Versor-
gung erreichen. Unsere Problemlage ist dann un-
mittelbar das Quartier, darauf wollen wir hinaus. 
Ob uns das gelingt - ich hatte dazu ja eben schon 
geantwortet -, dazu bedarf es natürlich auch der 
Mitarbeit der Kassenärztlichen Vereinigung. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Ravens! - Bitte sehr! 
 
Abg. Ravens (parteilos): Sie haben eben von ei-
nem gemeinsamen Landesgremium gesprochen. 
Wie ist Bremerhaven dort vertreten, mit welchen 
Organisationen, mit welchen Behörden? Können 
Sie mir das so erklären, oder wissen Sie es jetzt 
nicht, wer dort sitzt? 
 
Staatsrat Kück: Es ist ein gemeinsames Lan-
desgremium, und auch die entsprechenden Ver-
treter von Bremerhaven sind in dem Gremium 
vertreten. Es ist aber immer so, wenn wir dort mit 
Landesorganisationen arbeiten, dass dann nicht 
auch unbedingt immer jemand dabei ist, der aus 
der Kommune Bremerhaven an den Sitzungen 
teilnimmt, aber Bremerhaven ist auch in diesem 
Landesgremium vertreten. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Ravens (parteilos): Sie haben gesagt, Bre-
merhaven wird dort von Bremern vertreten? 
 
(Abg. Bensch [CDU]: Immer!) 
 
 
Staatsrat Kück: Das ist immer eine Frage, wie 
innerhalb der Organisation dann auch, sage ich 
einmal, Bremerhaven mitwirkt oder auch durch 
Personen vertreten wird. Wenn wir eine Landes-
organisation einladen, haben wir es nicht in der 
Hand, dass dann auch unmittelbar jemand aus 
Bremerhaven dabei ist. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
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Abg. Ravens (parteilos): Sie haben auf Frage 
drei, glaube ich, geantwortet: „Derzeit werden 
noch Gespräche zwischen der senatorischen Be-
hörde und den Selbstverwaltungsorganen - Kas-
senärztliche Vereinigung und Krankenkassen - 
geführt.“ Daraus kann ich ja entnehmen, dass Sie 
immer in einem großen Rahmen zusammensit-
zen. Ist eigentlich in der letzten Zeit über die au-
genärztliche Notfallversorgung in Bremerhaven 
gesprochen worden? Das Thema ist ja nicht neu, 
und wir laufen seit einem Jahr dort hinterher, und 
die Kassenärztliche Vereinigung weigert sich, 
überhaupt informelle Gespräche mit uns zu füh-
ren. 
 
Staatsrat Kück: Sie wissen ja, dass sich die se-
natorische Behörde auch sehr dieses Themas 
angenommen hat, und wir haben ja organisiert, 
dass es auch ein Gespräch zwischen der Kas-
senärztlichen Vereinigung und Ihnen gegeben 
hat. Wir arbeiten weiter an dem Thema, und ich 
habe einfach die Hoffnung, dass irgendwann 
auch einmal die Kassenärztliche Vereinigung o-
der aber auch die niedergelassenen Ärzte in Bre-
merhaven erkennen, dass es notwendig und 
sinnvoll ist, einen augenärztlichen Notdienst in 
Bremerhaven zu organisieren. 
 
Sie wissen ja, dass wir erreicht haben, dass alle 
Ärzte angeschrieben worden sind und bei ihnen 
auch noch einmal angefragt wurde, auch durch 
die Kassenärztliche Vereinigung, aber das Er-
gebnis kennen Sie auch. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Ravens (parteilos): Wären Sie bereit, noch 
einmal nachdrücklich mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung darüber zu reden, und auch in die-
sem Gremium? Denn ich halte eine augenärztli-
che Notfallversorgung für unabdingbar, das ha-
ben ja jetzt auch die Testläufe gezeigt. Die SPD-
Fraktion in diesem Haus steht ohne Wenn und 
Aber dahinter, dass wir diese in Bremerhaven 
brauchen. 
 
Staatsrat Kück: Ich würde Ihrer Forderung gern 
zustimmen, aber ich glaube nicht, dass das Gre-
mium nach Paragraf 90 a SGB V dafür der geeig-
nete Rahmen ist. Wir werden weiterhin den un-
mittelbaren Draht zur Kassenärztlichen Vereini-
gung haben. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die zweite Anfrage beschäftigt sich mit dem 
Thema „High am Steuer? - THC-Grenzwerte im 
Blut anheben“. Die Anfrage ist unterschrieben 
von der Abgeordneten Frau Wendland. 

Bitte, Frau Abgeordnete Wendland! 
 
Abg. Frau Wendland (parteilos): Ich frage den 
Senat: 
 
Erstens: Wie bewertet der Senat die Tatsache, 
dass Menschen, die aus medizinischen Gründen 
Cannabis konsumieren dürfen und fahrtauglich 
sind, nach Drogenkontrollen im Straßenverkehr 
von Verkehrssperren ausgenommen sind? 
 
Zweitens: Ist der Senat im Rahmen seiner Bemü-
hungen zur Legalisierung von Cannabis bereit, 
sich über bundespolitische Maßnahmen dafür 
einzusetzen, dass der in Deutschland sehr nied-
rige THC-Grenzwert bei Straßenverkehrskontrol-
len heraufgesetzt wird, um der Diskriminierung 
und Ungleichbehandlung im Vergleich zu Alko-
holkontrollen im Straßenverkehr entgegenzuwir-
ken? 
 
Drittens: Wenn ja, ist der Senat bereit, sich wis-
senschaftlichen Untersuchungen folgend dafür 
einzusetzen, dass der THC-Grenzwert von einem 
Nanogramm/Milliliter Blutserum auf fünf Nano-
gramm/Milliliter Blutserum heraufgesetzt wird? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie 
folgt:  
 
Zu Frage eins: Wer unter der Wirkung von Can-
nabis im Straßenverkehr ein Kraftfahrzeug führt, 
begeht eine Ordnungswidrigkeit, es sei denn, die 
im Blut nachgewiesene Substanz rührt von der 
bestimmungsmäßigen Einnahme eines für den 
konkreten Krankheitsfall vorgeschriebenen Arz-
neimittels her, siehe Paragraf 24 a Absatz 2 Stra-
ßenverkehrsgesetz! Den Straftatbestand der 
Trunkenheit im Verkehr nach Paragraf 316 Straf-
gesetzbuch oder der Gefährdung des Straßen-
verkehrs gemäß Paragraf 315 c Absatz 1 Num-
mer 1 Strafgesetzbuch erfüllt, wer ein Fahrzeug 
führt, obwohl er aufgrund der Wirkung von Can-
nabis nicht dazu in der Lage ist. Dabei kommt es 
nicht darauf an, ob das Cannabis erlaubterweise 
aus medizinischen Gründen oder verbotener-
weise konsumiert wird. Der Senat hält das be-
schriebene Sanktionssystem für sinnvoll und 
zweckmäßig.  
 
Zu den Fragen zwei und drei: Nach der derzeiti-
gen bundeseinheitlichen Rechtsprechung 
schließt der regelmäßige Konsum von Cannabis 
die Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen 
aus. Gelegentlicher Konsum von Cannabis 
schließt die Eignung zum Führen von Kraftfahr-
zeugen grundsätzlich nicht aus. Voraussetzung 
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ist, dass der Konsum von Cannabis und das Füh-
ren eines Kraftfahrzeuges sicher zeitlich vorei-
nander getrennt werden können. Das Bundesver-
waltungsgericht hat 2014 entschieden, dass ab 
einer THC-Konzentration von 1,0 Nanogramm 
pro Milliliter im Blutserum nicht mehr von einem 
ausreichenden Trennungsvermögen ausgegan-
gen werden kann. Einer Empfehlung der Grenz-
wertkommission aus dem Jahr 2015, das feh-
lende Trennungsvermögen erst ab einer THC-
Konzentration von 3,0 Nanogramm pro Milliliter 
im Blutserum anzunehmen, ist weder die höchst-
richterliche noch die obergerichtliche Rechtspre-
chung gefolgt. Nach Ansicht des Senats müssen 
die Grenzwerte wissenschaftlich fundiert und ver-
hältnismäßig sein, die Verkehrssicherheit ge-
währleisten sowie die Trennung von Konsum und 
Fahren fördern. Der Senat wird die weitere Dis-
kussion aufmerksam verfolgen. - Soweit die Ant-
wort des Senats! 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Wendland, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Wendland (parteilos): Können Sie 
mir vielleicht sagen, ob eine Möglichkeit für das 
Land Bremen besteht, die THC-Grenzwerte zu-
mindest auf 3,0 Nanogramm pro Milliliter im Blut-
serum heraufzusetzen, so wie es die Grenzwert-
kommission des Bundes empfiehlt, und wenn ja, 
welche Möglichkeit wäre das, und wie könnte 
man sie für das Land Bremen umsetzen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich denke, wir müssen hier 
die bundesweite Entwicklung abwarten. Mir per-
sönlich fehlt auch die Kompetenz auf diesem Ge-
biet, das sage ich ganz offen. Ich sehe das Di-
lemma, dass Menschen, die aus medizinischen 
Gründen Cannabis einnehmen, aufgrund der 
langsamen Abbauzeit tatsächlich in unange-
nehme Situationen kommen können, wie sie in 
der Frage auch angesprochen wurden. Deswe-
gen werden wir diese Diskussion aufmerksam 
verfolgen. Ich denke nicht, dass Bremen als ein 
kleines Bundesland von sich aus die bundespoli-
tische Debatte allein verändern wird. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Wendland, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Wendland (parteilos): Wären Sie, 
Herr Senator, denn bereit, sich tiefer in das 
Thema einzuarbeiten? Ich finde, Sie können zwar 
gern sagen, Sie seien da nicht fachkompetent, 
aber es ist schon so, dass man sich informieren 
kann. Vom Land Bremen wurden schon öfter Ini-
tiativen angestoßen. Insofern meine Frage, ob 
Sie die Bereitschaft hätten! 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 

Senator Dr. Lohse: Ich glaube nicht, dass es da-
rum geht, ob ich mich informieren oder in das 
Thema einarbeiten will. Es ist ein Thema, das ei-
nerseits aus medizinischer Sicht, andererseits 
aus verkehrsrechtlicher Sicht von den entspre-
chenden Gremien bearbeitet wird. Die Diskussion 
ist im Fluss, und wir werden sie weiter verfolgen. 
Wenn wir etwas anpassen müssen, dann werden 
wir das tun. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die dritte Anfrage trägt den Titel „WLAN auch im 
Regio-S-Bahn-Netz?“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Strohmann, 
Frau Neumeyer, Röwekamp und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. 
 
Bitte, Herr Kollege Strohmann! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Inwiefern beabsichtigt der Senat bei der nächsten 
Ausschreibung für das Regio-S-Bahn-Netz, 
WLAN als Bedingung für die Vergabe an einen 
privaten Anbieter zu machen? 
 
Welche zusätzlichen Kosten würden für einen pri-
vaten Anbieter entstehen? 
 
Inwiefern besteht derzeit die Möglichkeit, mit der 
NordWestBahn GmbH über die Bereitstellung 
von WLAN in den Zügen zu sprechen? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Die Fragen eins bis drei werden gemeinsam be-
antwortet: Der Senator für Umwelt, Bau und Ver-
kehr in Bremen und die Landesnahverkehrsge-
sellschaft Niedersachsen beabsichtigen, zukünf-
tig bei sämtlichen SPNV-Vergaben WLAN für 
Fahrgäste als Mindestanforderung in die Verga-
beunterlagen aufzunehmen. Damit können die je-
weiligen Bieter die Kosten für die Installation der 
Hardware sowie für den laufenden Betrieb des 
Systems kalkulieren und in den Angebotspreis 
aufnehmen. Die Höhe der Kosten ergibt sich aus 
den vorgelegten Angeboten. 
 
Um erste Erfahrungen mit dem Einsatz von 
WLAN in Zügen der Region zu sammeln, werden 
kurzfristig die Züge der DB Regio AG im Express-
kreuz Bremen mit der entsprechenden Technik 
ausgerüstet. Dies sind die Regionalexpresslinien 
Hannover - Bremen - Bremerhaven, Hannover - 
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Bremen - Norddeich und Bremerhaven - Bremen 
- Osnabrück. Dieses Netz deckt wesentliche Stre-
cken in Nordwestniedersachsen und Bremen ab. 
Da der DB-Konzern bereits über weitreichende 
Erfahrungen aus dem Betrieb von WLAN in Fern-
verkehrszügen verfügt, kann der Betrieb bereits 
im ersten Quartal 2018 starten. - Soweit die Ant-
wort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? 
- Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Wie bewerten Sie den 
angekündigten Ausstieg der BSAG beim weiteren 
Ausbau des WLAN in Bussen und Straßenbah-
nen? 
 
Senator Dr. Lohse: Es ist ja jetzt kein Ausstieg 
im Sinne der Abschaffung dessen, was bisher 
eingerichtet worden ist, sondern man sammelt 
jetzt Erfahrungen mit der Technik. Ein Teil der 
Züge ist bislang ausgestattet, und wir haben dort 
gesehen - ich bin ja auch im Aufsichtsrat -, dass 
die Kosten der BSAG dafür doch recht erheblich 
sind und dem momentan kein entsprechender 
Fahrgastzuwachs praktisch gegenübersteht. 
 
Gleichzeitig haben wir gerade hier im städtischen 
Ballungsraum eine ganze Reihe von lokalen 
WLAN-Netzen - denken Sie an die Innenstadt 
und verschiedene Stadtteilzentren -, wo wir den 
Eindruck haben, dass für die Fahrgäste der 
BSAG doch vielfach die Möglichkeit besteht, 
dann auch auf diese Netze zuzugreifen. Es wurde 
auch eine Kalkulation gemacht, wie viele Fahr-
gäste wir gewinnen müssen, damit wir das finan-
zieren können. Deswegen sagen wir im Moment, 
wir lassen es jetzt einmal eine Zeit lang stagnie-
ren, es stehen andere Aufgaben an, nämlich uns 
auf Elektromobilität einzustellen, uns mit der Ent-
wicklung beim autonomen Fahren und Ähnlichem 
zu beschäftigen, und werden dann sehen, wenn 
die Nachfrage dort weitergeht, dass man die Ent-
wicklung dann möglicherweise auch wieder fort-
setzt. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Hamann! - Bitte sehr! 
 
Abg. Hamann (SPD): Ich möchte noch einmal 
auf die ursprüngliche Frage zurückkommen! Die 
Technik in den Fahrzeugen ist ja das eine, aber 
das Problem ist, dass die Technik nichts nützt, 
wenn es die entsprechende Netzabdeckung nicht 
gibt. Wenn Sie zum Beispiel von Bremen nach 
Hamburg fahren, gibt es hinter Oberneuland teil-
weise kein Netz, wenn man nicht gerade in der 
Umgebung einer Stadt ist. Das heißt, dann müss-
ten von den Anbietern, also von der Telekom o-
der anderen, eventuell noch Sendemasten aufge-

stellt werden. Wird das auch zusammen mit Nie-
dersachsen diskutiert? Wie ist dort der Sach-
stand? 
 
Senator Dr. Lohse: Ich bin mit diesem Sachver-
halt jetzt nicht vertraut. Ich kann Ihnen nicht sa-
gen, ob das Gegenstand der Diskussion ist, aber 
es wird so sein, wir wissen das ja vom DB-Netz 
in Deutschland an verschiedenen Stellen. Ich 
selbst wundere mich, dass ich in der Schweiz im 
allerletzten Bergwinkel einen durchgehenden 
Empfang habe und hier nicht. Wahrscheinlich ist 
es so, wahrscheinlich wissen Sie das besser als 
ich. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Hamann (SPD): Ich weiß, dass die Schweiz 
kleiner ist, vielleicht liegt es auch ein bisschen da-
ran. Das ist jedenfalls ein Problem, das heißt, dort 
müsste man vielleicht auch vom Ressort noch 
einmal darauf achten, dass darüber einmal disku-
tiert wird. Wie gesagt, es nützt nichts, wenn in den 
Fahrzeugen die Technologie vorhanden ist, aber 
eben keine Sendemasten, die das Signal dort 
hinbringen. 
 
Präsident Weber: Das war jetzt keine Frage! 
 
(Abg. Hamann [SPD]: Das war keine Frage!) 
 
Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. 
 
 
Die vierte Anfrage steht unter dem Betreff „Mehr 
Blockheizkraftwerke für Bremen und Bremer-
haven?“. Die Anfrage ist unterschrieben von den 
Abgeordneten Strohmann, Imhoff, Frau 
Neumeyer, Röwekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Strohmann! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Wie bewertet der Senat den verstärkten Bau von 
Blockheizkraftwerken? 
 
 
Inwieweit plant der Senat, über städtische Woh-
nungsbaugesellschaften stärkeren Einfluss bei 
der Planung von Blockheizkraftwerken bei Groß-
wohnanlagen auszuüben? 

 
Welche Blockheizkraftwerke befinden sich der-
zeit in der Planung und sollen wann umgesetzt 
werden? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Senator Dr. Lohse. 
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Senator Dr. Lohse: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Ausbau der dezentralen Kraft-
Wärme-Kopplung gehört zu den Handlungsstra-
tegien des von Senat und Bürgerschaft beschlos-
senen bremischen Klimaschutz- und Energiepro-
gramms. Mit dem angesprochenen Bau von zu-
sätzlichen Blockheizkraftwerken könnte ein Po-
tenzial zur Minderung der CO2-Emissionen in der 
Strom- und Wärmeversorgung erschlossen wer-
den. Der Senat bewertet dies deshalb positiv.  
 
Zu Frage zwei: Bereits heute sind im Bereich 
Blockheizkraftwerke neben vielen privaten und 
gewerblichen Akteuren auch die städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften aktiv. Nach eige-
nen Angaben betreibt die STÄWOG mittlerweile 
zehn Blockheizkraftwerke, die GEWOBA hat bis-
her im Land Bremen zwölf Blockheizkraftwerke in 
Betrieb genommen. Der Senat begrüßt das En-
gagement der Wohnungsbaugesellschaften für 
eine klimaschonende und kostengünstige 
Wärme- und Stromversorgung und sieht derzeit 
keinen Anlass, einen stärkeren Einfluss bei der 
Planung von Blockheizkraftwerken auszuüben. 
 
Zu Frage drei: Mitgeteilt haben die Unternehmen, 
dass auch zukünftig, zum Beispiel im Rahmen 
von umfassenden Sanierungs- oder Neubauvor-
haben, der Einsatz von BHKW vorgesehen ist, 
sofern die Voraussetzungen dafür gegeben sind. 
Die Mieterinnen und Mieter werden im Zuge der 
Planung und Umsetzung durch die städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften informiert. 
 
 
Ob, wo und wann sich BHKW-Projekte wirtschaft-
lich und mit positiven Auswirkungen auf das 
Klima durch die städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften realisieren lassen, hängt von den 
konkreten Standortbedingungen im Einzelfall 
ebenso ab wie vom Sanierungsfahrplan der Un-
ternehmen für ihren Siedlungsbestand sowie von 
den bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen 
für Förderung und Betrieb von BHKW und von 
möglichen alternativen Versorgungslösungen 
zum zukünftigen Zeitpunkt der Inbetriebnahme. - 
Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? 
- Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): In der Antwort zu Frage 
zwei haben Sie geäußert, dass sie keinen Anlass 
sehen. Gerade im Hinblick auf das Klimaschutz-
gesetz in Bremen und auch die Evaluierung mit 
den katastrophalen Zahlen: Sind Sie mit dem 
Ausbau somit zufrieden? Sie sehen also keinen 
Anlass, das noch voranzutreiben, habe ich das 
richtig verstanden? 

Senator Dr. Lohse: In der Antwort war ja ein 
Komparativ, einen „stärkeren“ Einfluss. Wir üben 
ja im Moment Einfluss aus. Wir haben ein Förder-
programm, das von den Unternehmen auch in-
tensiv nachgefragt wird. Die Unternehmen ma-
chen es in dem Tempo, wie sie es selbst auch mit 
ihren Kapazitäten schaffen, die GEWOBA hat ei-
gens eine Tochtergesellschaft gegründet. Auf der 
anderen Seite ist es so, dass gerade dort, wo die 
GEWOBA ihre Wohnungsbestände hat, häufig ja 
auch das Fernwärmenetz der swb liegt, sodass 
man dort schauen muss, ob es sinnvoll ist, wei-
terhin an der Fernwärme daran zu bleiben. Es 
mag sein, dass ein BHKW als örtliche Insellösung 
klimaeffizienter ist, aber wenn ich dafür ein Kraft-
werk weiter betreibe, das einen Abnehmer für 
Wärme weniger hat, dann habe ich praktisch eine 
zusätzliche Brennstelle und nichts für den Klima-
schutz erreicht. Das heißt, wir schauen uns das 
dann auch ganzheitlich an, wie der Ausbau am 
besten vonstattengeht. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Habe ich es bei der 
Antwort auf Frage drei richtig verstanden, dass im 
Moment keine Blockheizkraftwerke in Planung 
sind? 
 
Senator Dr. Lohse: Bei den betreffenden Gesell-
schaften sind zahlreiche Blockheizkraftwerke in 
Planung. Wie gesagt, die GEWOBA hat die 
GEWOBA Energie Gesellschaft als Tochterge-
sellschaft, die eine konkrete Ausbaustrategie ver-
folgt. Wenn es von Interesse ist, kann ich für Sie 
noch einmal schauen, ob das Unternehmen be-
reit ist, die Daten für die konkreten nächsten An-
lagen, die jetzt in der Planung sind, zur Verfügung 
zu stellen, dann würde ich sie Ihnen gern im 
Nachgang noch zukommen lassen. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Ich habe noch eine 
Verständnisfrage: Habe ich Sie jetzt richtig ver-
standen, dass es im Prinzip eine Abwägung ist 
zwischen einem autonomen Blockheizkraftwerk 
und dem Umgang mit Fernwärme, wo Probleme 
entstehen können oder gerade entstehen? 
 
Senator Dr. Lohse: Für die Unternehmen ist es 
eine unternehmerische Entscheidung, die sie im 
Wesentlichen unter Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten treffen, aber auch unter Berücksichti-
gung der Klimaziele, die sie sich zum Teil selbst 
auferlegt haben. Die Frage, in welcher Art und 
Weise ich als Senator Einfluss nehme, hängt tat-
sächlich von dieser Abwägung ab, und dort müs-
sen wir genau schauen, welche Konsequenzen 
daraus folgen, indem wir ganzheitlich über das 
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Thema nachdenken und nicht ein Einzelthema 
isoliert betrachten. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Bevor ich die nächste Anfrage aufrufe, begrüße 
ich auf der Besuchertribüne eine Seniorengruppe 
des DGB aus Verden. 
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 
 
Die fünfte Anfrage bezieht sich auf Messerver-
brechen im Land Bremen. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Timke, Leid-
reiter und Gruppe BIW. 
 
Bitte, Herr Abgeordneter Timke! 
 
Abg. Timke (BIW): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie viele Straftaten unter Einsatz von 
Stichwaffen sind im Land Bremen in den ersten 
sechs Monaten des laufenden Jahres zur An-
zeige gebracht worden, und wie hat sich die Zahl 
dieser Straftaten im Zeitraum zwischen dem 1. 
Januar 2013 und dem 31. Dezember 2016 entwi-
ckelt? Bitte getrennt nach Jahren sowie nach Bre-
men und Bremerhaven angeben. 
 
Zweitens: Wie viele Menschen sind zwischen 
dem 1. Januar 2013 und dem 30. Juni 2017 im 
Land Bremen Opfer von Messerattacken gewor-
den, und wie viele davon sind als Folge eines sol-
chen Angriffs verstorben? Bitte getrennt nach 
Jahren sowie nach Bremen und Bremerhaven 
angeben. 
 
Drittens: Wie viele Tatverdächtige, denen eine 
Straftat unter Einsatz einer Stichwaffe zur Last 
gelegt wurde, konnten zwischen dem 1. Januar 
2013 und dem 30. Juni 2017 von der Polizei er-
mittelt werden, und wie viele davon wurden ver-
urteilt? Bitte getrennt nach Jahren und den fünf 
wichtigsten Staatsangehörigkeiten der Tatver-
dächtigen ausweisen. 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer. 
Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: In den ersten sechs Monaten des 
laufenden Jahres wurden 214 Straftaten unter 
Einsatz von Stichwaffen in Bremen und Bremer-
haven zur Anzeige gebracht. Aufgrund der Um-
stellung auf das Vorgangsbearbeitungssystem 

@rtus am 1. Januar 2014 in Bremen und Bremer-
haven, beläuft sich der Erhebungszeitraum der 
nachstehenden Zahlen auf den 7. Januar 2014 
bis zum 30. Juni 2017. In Bremen wurden in 2014 
294, in 2015 313 und in 2016 349 Straftaten zur 
Anzeige gebracht. In Bremerhaven wurden im 
selben Zeitraum in 2014 74, in 2015 99 und in 
2016 139 Straftaten registriert. 
 
Zu Frage zwei: Zwischen dem 7. Januar 2014 
und dem 30. Juni 2017 sind 1 952 Personen Op-
fer von Messerattacken in Bremen und Bremer-
haven geworden. In Bremen wurden in den drei 
zurückliegenden Jahren in 2014 375, in 2015 431 
und in 2016 469 Personen Opfer einer Messerat-
tacke. Im ersten Halbjahr 2017 wurden 197 Opfer 
in Bremen und registriert.  
 
In Bremerhaven wurden im selben Zeitraum in 
2014 95, in 2015 138 und in 2016 165 Opfer re-
gistriert. In den ersten sechs Monaten dieses 
Jahres wurden 82 Personen Opfer einer Messe-
rattacke. In der Stadt Bremen sind im angeforder-
ten Berichtszeitraum 11 Menschen durch den 
Einsatz von Messern getötet worden. In Bremer-
haven sind im Jahr 2016 zwei Opfer an den Fol-
gen multipler Stichverletzungen verstorben. 
 
Zu Frage drei: Zwischen dem 7. Januar 2014 und 
dem 30. Juni 2017 konnten insgesamt 1 474 Tat-
verdächtige in Bremen und Bremerhaven ermit-
telt werden, denen eine Straftat unter Einsatz ei-
ner Stichwaffe zur Last gelegt wird. In Bremen 
konnten in den vergangenen drei Jahren in 2014 
261, in 2015 308 und in 2016 393 Tatverdächtige 
ermittelt werden. Im ersten Halbjahr 2017 wurden 
bereits 144 Tatverdächtige ermittelt. Die fünf häu-
figsten Staatsangehörigkeiten der Tatverdächti-
gen in der Reihenfolge sind deutsch, türkisch, sy-
risch, algerisch und polnisch.  
 
 
In Bremerhaven konnten im selben Zeitraum in 
2014 87, in 2015 94 und in 2016 123 Tatverdäch-
tige ermittelt werden. In den ersten sechs Mona-
ten 2017 wurden 64 Tatverdächtige ermittelt. Die 
fünf häufigsten Staatsangehörigkeiten in der Rei-
henfolge sind deutsch, türkisch, bulgarisch, ser-
bisch und syrisch. 
 
Was die Verurteilungen anbetrifft, werden die er-
forderlichen Daten statistisch nicht erfasst. Das 
Kriterium „Einsatz einer Stichwaffe“ ist in den 
amtlichen Justizstatistiken nicht vorgesehen. 
Deshalb wäre zur Beantwortung der Frage eine 
Einzelfallauswertung sämtlicher Strafakten erfor-
derlich. Eine solche war mit einem vertretbaren 
Verwaltungsaufwand nicht zu leisten. - Soweit die 
Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Herr Abgeordneter Timke, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? - Bitte, Herr Timke! 
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Abg. Timke (BIW): Wie erklärt sich der Senat die 
deutlich höhere Zahl von Messerattacken im Ver-
gleich zwischen den Stadtgemeinden Bremen 
und Bremerhaven, wenn man die Taten prozen-
tual auf die Einwohnerzahlen umlegt? Gibt es ir-
gendwelche Erkenntnisse? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Mäurer: Vielleicht gestatten Sie mir eine 
Vorbemerkung, weil diese Zahlen möglicher-
weise überraschend sind! Wenn man sieht, auf 
welche Weise diese Antwort gestern in der „Bild“-
Zeitung genutzt worden ist, um zu vermitteln, 
dass man eigentlich an jeder Ecke in Bremen be-
fürchten muss, dass man auf einen Messerste-
cher trifft, dann ist Folgendes anzumerken: 
 
 
Diese Zahlen sind natürlich nur so zu erklären, 
weil die Fragen entsprechend gestellt worden 
sind. Jedes Jahr werden im Rahmen einer Pres-
sekonferenz die Zahlen der Statistik präsentiert. 
Wenn man sich die Zahlen anschaut, dann haben 
wir im Jahr 2016 insgesamt sechs Todesfälle in 
Bremen und zwei in Bremerhaven gehabt. 
Schaut man sich die letzten 20 Jahre an, dann 
wird man sehen, dass sich in diesem Spektrum 
kaum etwas verändert hat. Wir haben keine 20 
oder 30 Tötungsdelikte im Jahr, sondern drei bis 
vier, manchmal sind es sechs bis acht Tötungs-
delikte. 
 
 
Wir wissen aus Erfahrung, dass die Mehrzahl die-
ser Delikte Beziehungstaten sind, das heißt, dass 
sich die Täter und die Opfer meistens kennen. Es 
ist nicht so, dass die meisten als Tatwaffe eine 
Pistole benutzen, sondern die klassische Form ist 
das Messer, weil es meistens greifbar ist, oder es 
werden andere Gegenstände genommen, mit de-
nen gewaltsam zugeschlagen wird. Das heißt 
also, unter der heute verkündeten Nachricht mit 
der Überschrift „Messerverbrechen im Lande 
Bremen“ verbirgt sich einfach die alte Realität, die 
besagt, dass wir jedes Jahr eine Handvoll Tö-
tungsdelikte haben und dass sie überwiegend mit 
Messern begangen werden. 
 
 
In diesem Jahr und im Jahr 2014 ist es zu keinen 
Tötungsdelikten mit einem Messer gekommen. 
Das heißt also, die Legende, die hier gestrickt 
wird, dass gesagt wird, es sei ein massiver An-
stieg der Tötungsdelikte vorhanden, gibt es über-
haupt nicht, sondern es sind die alten Zahlen, die 
man nur so abfragt, dass man herausnimmt, in 
welcher Form diese Taten begangen worden 
sind. Das ist nichts Neues. Es war immer das 
Messer, das vorwiegend als Tatwerkzeug einge-
setzt worden ist. 
 

Richtig ist allerdings, dass in der Tat im Bereich 
der jungen Männer - das sind die Täter, die in ers-
ter Linie zu sehen sind - der Einsatz von Messern 
in der Vergangenheit zugenommen hat. Das ist 
unstreitig. Wie gesagt, die Annahme, dass man 
befürchten muss, dass man an jeder Ecke in die-
ser Stadt in die Arme eines Messerstechers läuft, 
ist einfach absurd. Das wollte ich Ihnen nur noch 
einmal gesagt haben. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Herr Abgeordneter Timke, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte! 
 
Abg. Timke (BIW): Herr Senator, Sie haben viel 
gesagt, allerdings haben Sie meine Frage noch 
nicht beantwortet. Sie haben Ihre Vorbemerkung 
gemacht, aber ich möchte Sie doch bitten, dass 
Sie meine Frage beantworten. Ich habe Sie ge-
fragt: Wie erklärt sich der Senat die deutlich hö-
heren Zahlen für Bremerhaven im Verhältnis zu 
Bremen? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Mäurer: Das habe ich schon erklärt. Ich 
vermute einmal, dass man diese Dinge gar nicht 
aufklären kann, weil es reine Zufälle sind, die hier 
miteinander verbunden werden. Ich sehe das 
überhaupt nicht als ein Problem zwischen Bre-
men und Bremerhaven an, insbesondere dann 
nicht, wenn wir genau hinschauen. 
 
Ich glaube auch, dass unsere Polizei dieses 
Problem schon lange erkannt hat und darauf rea-
giert. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Herr Abgeordneter Timke, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Timke (BIW): Ihre Ausführungen, Herr Se-
nator, regen natürlich zu einer Nachfrage an. Sie 
haben eben gesagt, dass sich kaum etwas ver-
ändert habe. Wenn ich aber die Zahlen sehe, die 
Sie hier gerade für den Senat vorgetragen haben, 
dann muss man doch zur Kenntnis nehmen, dass 
die Zahl der Messerattacken in den letzten Jah-
ren deutlich angestiegen ist und auch im ersten 
Halbjahr 2017 prozentual deutlich höher liegt als 
im Vergleichszeitraum des Vorjahres. Das heißt 
also, dass Ihre Aussage, dass sich hier nichts 
verändert habe, doch gar nicht stimmt! 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Mäurer: Ich sage noch einmal: Wenn es 
einfach darum geht, nüchtern zu bewerten, was 
sich heute und in der Vergangenheit ereignet hat, 
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dann sind die Fakten eindeutig. Die Zahl der Tö-
tungsdelikte hat nicht zugenommen, und es gibt 
auch keinen Zusammenhang zwischen dem Ein-
satz von Messern und Tötungsdelikten. Das will 
ich hier noch einmal in aller Deutlichkeit sagen. 
 
Richtig ist, dass in der Tat der Einsatz von Mes-
sern zugenommen hat. Das bedeutet jedoch 
nicht immer, dass damit auch gestochen worden 
ist. Es ist häufiger so, dass viele Messer mit sich 
führen. Das wird in der Statistik - wenn jemand 
auffällt - auch unter „Messer“ erfasst. Insofern 
muss man genau hinschauen. 
 
Ich sage einmal, Ihnen geht es gar nicht um die 
Aufklärung von Zusammenhängen, sondern um 
die Darstellung in der „Bild“-Zeitung, dass man in 
Bremen an jeder Ecke befürchten muss, nieder-
gestochen zu werden. Das ist das Anliegen die-
ser Anfrage, und deswegen gehe ich auch nicht 
weiter darauf ein. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Herr Timke, haben Sie eine 
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Timke (BIW): Herr Senator, ich kann ja ver-
stehen, dass Sie ein bisschen verärgert sind, 
wenn man eine entsprechende Anfrage stellt und 
wenn dann ein entsprechendes negatives Ergeb-
nis dabei herauskommt, aber ich möchte Sie in 
einem Punkt korrigieren: In unserer Anfrage ging 
es um Messerattacken, aber nicht um die Statis-
tik, wie viele Personen Messer mit sich geführt 
haben. Deshalb stelle ich noch einmal die Frage: 
Haben die Körperverletzungsdelikte, die mit Mes-
sern begangen worden sind, in Bremen und Bre-
merhaven zugenommen, ja oder nein? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Mäurer: Es ist unstreitig, und das kann 
man auch der Antwort des Senats entnehmen, 
dass es in diesem Bereich zu einem Zuwachs ge-
kommen ist. Ich sage einmal, es gibt überhaupt 
keine Hinweise dafür, dass ein Zusammenhang, 
den Sie immer wieder versuchen zu konstruieren, 
besteht, dass die Attacken zu einem Anstieg der 
Tötungsdelikte geführt haben. 
 
Präsident Weber: Herr Abgeordneter Timke, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Timke (BIW): Ich habe mit Interesse zur 
Kenntnis genommen, dass Sie, Herr Senator, die 
gestiegene Zahl von Messerattacken in der 
Presse mit dem Hinweis kommentiert haben, 
dass sich die Polizeibeamten auf die veränderte 
Situation einstellen müssten. Welche konkreten 

Maßnahmen wird der Senat nach der Veröffentli-
chung der Zahlen konkret unternehmen, um den 
Schutz der Polizeibeamten zu verbessern? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Mäurer: Wir sind nicht darauf angewie-
sen, dass Sie uns Fragen stellen, um dann zu re-
agieren. Wir haben in den letzten Monaten eini-
ges in die Schutzausstattung der Polizeibeamten 
investiert. Wir haben in großem Umfang sichere 
Schutzwesten beschafft. Wir haben die Sicher-
heitsausstattung der Polizeibeamten verbessert. 
Insofern brauchen wir keine Nachhilfe! 
 
(Beifall SPD) 
 
Präsent Weber: Herr Abgeordneter Timke, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Timke (BIW): Herr Innensenator, ich habe 
gefragt, was Sie jetzt konkret nach der Veröffent-
lichung der Zahlen unternehmen, und darauf 
hätte ich gern eine Antwort! 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Mäurer: Ich sage nichts, weil wir alles 
das, was wir tun mussten, bereits getan haben. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Durch-
setzung von Handwerksrecht durch die Ge-
werbeaufsicht“. Die Anfrage ist unterschrieben 
von den Abgeordneten Kastendiek, Frau Berg-
mann, Frau Neumeyer, Röwekamp und Fraktion 
der CDU 
 
Bitte, Frau Kollegin Bergmann! 
 
Abg. Frau Bergmann (CDU): Wir fragen den Se-
nat: 
 
Inwiefern und mit welchen personellen und zeitli-
chen Ressourcen in Bremen und Bremerhaven 
stellt die Gewerbeaufsicht des Landes Bremen 
die Durchsetzung von Handwerksrecht - Eintra-
gung in die Handwerksrolle in zulassungspflichti-
gen Gewerken für die angebotenen beziehungs-
weise ausgeführten Tätigkeiten - insbesondere 
bei Bauarbeiten, sicher? 
 
 
Wie viele diesbezügliche Kontrollen fanden in 
den letzten drei Jahren jeweils in Bremen und 
Bremerhaven statt, und welche Auffälligkeiten 
traten dabei zutage? 
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Inwiefern stimmt sich die Gewerbeaufsicht des 
Landes Bremen bei der Planung und Durchfüh-
rung von Kontrollen mit den Institutionen des 
Handwerks - zum Beispiel der Handwerkskam-
mer und der Kreishandwerkerschaft - sowie mit 
weiteren Beteiligten, zum Beispiel dem Zoll, ab? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Staatsrat Siering. 
 
Staatsrat Siering: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach der Handwerksord-
nung ist in Bremen Aufgabe des Ordnungsamtes 
- bis zum 31. März 2017 das Stadtamt - und in 
Bremerhaven Aufgabe des Magistrats. Diese Be-
hörden ahnden die Ausübung eines zulassungs-
pflichtigen Handwerks als stehendes Gewerbe 
ohne Eintragung in die Handwerksrolle. Darüber 
hinaus sind in Bremen der Senator für Wirtschaft, 
Arbeit und Häfen - bis zum 31. März 2017 das 
Stadtamt - und in Bremerhaven der Magistrat er-
mächtigt, die Fortführung eines zulassungspflich-
tigen Handwerksbetriebs zu untersagen, wenn 
dieser ohne die notwendige Eintragung in die 
Handwerksrolle betrieben wird. Die in der Frage 
erwähnte Gewerbeaufsicht für das Land Bremen 
ist somit nicht für die Durchsetzung des Hand-
werksrechts zuständig. 
 
In Bremen und Bremerhaven erfolgen die Kon-
trollen im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
beziehungsweise erforderlichen Personalkapazi-
täten. So wird einem Hinweis gegebenenfalls nur 
mit einer Person nachgegangen, währenddessen 
bei gemeinsamen Aktionen mit dem Zoll bis zu 
sieben Personen seitens der Behörden aus Bre-
men und Bremerhaven an den Kontrollen beteiligt 
sind. Aufgrund der vielfachen Zuständigkeiten 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für verschie-
dene Aufgaben können die personellen und zeit-
lichen Ressourcen nicht näher konkretisiert wer-
den. 
 
Zu Frage zwei: Es finden seit dem zweiten Halb-
jahr 2014 an zwei Terminen im Jahr gemeinsame 
Aktionstage mit dem Zoll statt, daneben erfolgen 
Einzelkontrollen. Über die Anzahl der Einzelkon-
trollen wird keine gesonderte Statistik geführt, so-
dass die konkreten Zahlen nicht genannt werden 
können.  
 
Zu Frage drei: Im Vorfeld von Kontrollen an den 
Aktionstagen stimmen sich die Behörden mit 
Handwerkskammer und dem Zoll ab. Je nach 
Einzelfall erfolgen Einzelkontrollen in Abstim-
mung mit der Handwerkskammer Bremen. - So-
weit die Antwort des Senats! 
 

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? 
- Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Bergmann (CDU): Ich habe im 
Grunde genommen keine Antwort bekommen auf 
meine Nachfrage in Bezug auf die Zahlen, also, 
wie viele Kontrollen stattgefunden haben. In An-
betracht der Tatsache, dass das Handwerk sehr 
über den Wildwuchs besorgt ist, den es dort teil-
weise gibt, weil es eine solche Knappheit an 
Handwerkern gibt, wäre es schon sehr wichtig zu 
erfahren, wie häufig kontrolliert wird, was auffällt 
und was dann passiert. 
 
Staatsrat Siering: Ich habe gerade versucht, in 
der Antwort deutlich zu machen, dass zum einen 
gemeinsam mit dem Zoll groß angelegte Aktio-
nen durchgeführt werden. Diese finden in der Re-
gel zweimal jährlich statt, also regelmäßig, das 
ergibt sich auch aus der Antwort des Senats. 
Auch für dieses Jahr ist noch eine größere Aktion 
geplant. 
 
Zum anderen gibt es ja diverse Hinweise und Ein-
zelfälle. Wenn wir Kenntnis davon erlangen, müs-
sen wir dem nachgehen, und das machen wir 
dann auch. Wir führen allerdings keine geson-
derte Statistik darüber, und deswegen können wir 
Ihnen heute keine konkrete Anzahl nennen, weil 
wir diese Zahlen schlicht nicht erheben und sie 
deshalb nicht vorliegen. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Bergmann (CDU): Da würde mich 
dann noch einmal die Kooperation mit den Insti-
tutionen des Handwerks interessieren, die ja viel-
leicht auch Hinweise haben. Findet das statt, 
funktioniert das? 
 
 
Staatsrat Siering: Deswegen gibt es einen Aus-
tausch insbesondere mit der Handwerkskammer. 
Unser Interesse ist es doch, auch für eine 
Rechtssicherheit zu sorgen, indem die Betriebe, 
die sich rechtstreu verhalten, auch vor den Unter-
nehmern oder Unternehmerinnen oder Anbietern 
von Dienstleistungen geschützt werden, die es 
eben nicht machen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Deswegen liegt unser Interesse an der Stelle ja 
eindeutig darin, hier auch dem Schutzgedanken 
Sorge zu tragen und dem nachzugehen. Darum 
bemühen wir uns grundsätzlich. Daran hat selbst-
verständlich auch die Kammer ein hohes Inte-
resse, denn dort sind die Betriebe organisiert, die 
ihren Pflichten nachkommen und über eine ent-
sprechende Zulassung verfügen. 
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Also, dort findet ein regelmäßiger Austausch 
statt. Wenn Sie mich fragen, wie oft er stattfindet, 
kann ich dazu jetzt leider nichts sagen, aber das 
kann ich gern in Erfahrung bringen. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Reinken! - Bitte sehr! 
 
Abg. Reinken (SPD): Können wir davon ausge-
hen, dass insbesondere bei öffentlichen Verga-
ben und den darin auch stattfindenden Unter-
vergaben die Einhaltung der Handwerksrolle - ge-
rade auch vor dem Hintergrund von Ausbildung 
und Übernahme nach der Ausbildung - eine zent-
rale Rolle spielt und dass sichergestellt ist, dass 
bei öffentlichen Vergaben und Untervergaben 
das Handwerksrecht eingehalten wird? 
 
 
Staatsrat Siering: Das wird sichergestellt. Ob 
das zu 100 Prozent auch so kontrolliert nachge-
halten wird, vermag ich nicht zu sagen, aber 
selbstverständlich ist das ein wesentlicher Teil 
der Ausschreibungen und natürlich dann auch 
der Auswertung der Ergebnisse, sehr genau da-
rauf zu achten, dass es selbstverständlich Unter-
nehmen sind, die über alle rechtlichen Erforder-
nisse verfügen. Dazu gehört natürlich auch die 
Eintragung in die Handwerksrolle. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die siebte Anfrage befasst sich mit dem Thema 
„Wird Bremen von den Bundesmitteln für 
Radschnellwege profitieren?“. Die Anfrage ist 
unterschrieben von den Abgeordneten Stroh-
mann, Neumeyer, Röwekamp und Fraktion der 
CDU. 
 
Wer möchte die Anfrage vortragen? Herr Stroh-
mann, wo sind Sie? Vielleicht kann es ja Frau 
Neumeyer übernehmen, die Frage zu stellen! 
 
(Zuruf Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]) 
 
Oder Frau Grönert? 
 
(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Also Frau Grönert! Bitte stellen Sie die Frage! 
 
Abg. Frau Grönert (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Wie bewertet der Senat die Änderung des Bun-
desfernstraßengesetzes zur Förderung von Rad-
schnellwegen durch den Bund? 
 
Mit welchen Projekten wird sich der Senat um die 
Fördermittel bewerben? 
 

Inwiefern kann der Ausbau der geplanten Premi-
umrouten von den Mitteln finanziert werden? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
 
Senator Dr. Lohse: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich sehe, dass jetzt 
auch Herr Strohmann wieder im Raum ist! Für 
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Radschnellwege sind ein in 
Deutschland relativ neues Instrument der Ver-
kehrsplanung. Sie sollen dabei helfen, dass der 
Pendlerverkehr verstärkt auf das Fahrrad verla-
gert werden kann und sich dadurch Staus sowie 
Luftschadstoffe und Lärm verringern. Somit stel-
len Radschnellwege, insbesondere in Großstäd-
ten und ihrem Umland, einen wichtigen Teil eines 
nachhaltigen Verkehrssystems dar. Der Senat 
begrüßt deshalb die Änderungen des Bundes-
fernstraßengesetzes als einen wichtigen Schritt 
zur Stärkung des Radverkehrs. Damit kann sich 
der Bund künftig am Bau von Radschnellwegen 
der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
finanziell beteiligen.  
 
Zu Frage zwei: In Bremen begannen die Planun-
gen für Radschnellwege unter dem Begriff Fahr-
radpremiumroute bereits lange vor der Gesetzes-
änderung auf Bundesebene. Im im Jahr 2014 be-
schlossenen Verkehrsentwicklungsplan Bremen 
2025 wurden bereits mehrere Fahrradpremium-
routen untersucht, und sie sind als Teil des Hand-
lungs- und Maßnahmenkonzepts beschlossen 
worden. Vier davon sind vom Land bei einer Vor-
abanfrage des Bundes bereits im Jahr 2016 an-
gemeldet worden. 
 
Zu Frage drei: In der Gesetzesbegründung des 
Bundesfernstraßengesetzes sind Kriterien ge-
nannt, die für die Nutzung der Bundesmittel erfüllt 
werden müssen. Diese müssen noch vom Bund 
in einer Verwaltungsvereinbarung konkretisiert 
werden. Der Senat verfolgt aktiv das Verfahren, 
und es ist geplant, Mittel des Bundes für die Fahr-
radpremiumroute Bremen-Nord - Innenstadt - He-
melingen zu beantragen. Wie hoch der Anteil von 
Bundesmitteln an den Gesamtkosten des Pro-
jekts wäre, ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht ab-
sehbar. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? 
- Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Können Sie den zeitli-
chen Rahmen bis zur Verabschiedung der Ver-
waltungsverordnung einschätzen? Spielt die 
Wahl eine Rolle, oder handelt es sich lediglich um 
Verwaltungshandeln? 
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich kann Ihnen die Vorgänge 
im Bundesverkehrsministerium nicht detailliert 
darstellen. Wir drängen darauf, dass dort zügig 
gearbeitet wird. Ich kann Ihnen sagen, dass wir 
auf der Verkehrsministerkonferenz der Länder 
Ende April in Hamburg hierzu gezielt Fragen an 
Minister Dobrindt und Staatssekretär Rainer 
Bomba gestellt haben. Wir haben auch auf Situa-
tionen hingewiesen, damit solche Programme 
auch für uns in Bremen passend sind. Das heißt, 
der Sachverhalt wird von uns aktiv bearbeitet. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
durch den Abgeordneten Saxe! - Bitte sehr! 
 
Abg. Saxe (Bündnis 90/Die Grünen): Es gibt ja 
weitere Programme. Bremen hat sich beim Pro-
gramm Fahrrad-Modellquartier erfolgreich betei-
ligt. Sind Beteiligungen Bremens an anderen 
Bundesprogrammen denkbar? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Es ist ja so, dass das Bun-
desverkehrsministerium das Thema Radverkehr 
sehr lange Zeit vollständig vernachlässigt hat. Wir 
waren sehr froh, dass sich die Bundesbau- und 
Umweltministerin, Barbara Hendricks, dieser 
Thematik angenommen hat. Sie hat ja das 
Thema Stadtentwicklung und Klimaschutz prak-
tisch  mit dem Umweltaspekt verbunden, sodass 
von dieser Seite eine Förderung von urbanen 
Radverkehrsprojekten auf den Weg gebracht 
worden ist. Dort haben wir die Förderung für das 
Fahrrad-Modellquartier erreichen können, und 
zwar als eine bundesweite Pilotmaßnahme. Es 
wird zum ersten Mal flächendeckend eine Fahr-
radzone eingeführt. 
 
Wir werden das weiter beobachten. Ich vermute 
allerdings, dass dort einiges von dem Ergebnis 
der Bundestagswahl und der Zusammensetzung 
der Bundesregierung abhängt und welche 
Schwerpunkte gesetzt werden. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Saxe, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Saxe (Bündnis 90/Die Grünen): Ich freue 
mich auch, dass die Bundesumweltministerin 
eine Art alternative Verkehrsministerin in dieser 
Bundesregierung geworden ist. Gibt es in der Zu-
sammenarbeit in der Metropolregion Chancen, 
Radschnellwege zusammen mit Niedersachsen 
oder mit den Umlandgemeinden zu organisieren? 
Sind vielleicht schon zarte Hoffnungstriebe vor-
handen, dass wir das noch erleben werden? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 

Senator Dr. Lohse: Gerade für Bremen als 
Stadtstaat mit vergleichsweise kleiner Fläche und 
vielen Einpendlern aus Niedersachsen ist die re-
gionale Kooperation ein klassisches Thema. Mit 
dem Kommunalverbund ist der grüne Ring schon 
lange thematisiert worden, also das Radwege-
netz, das rund um Bremen herum auf verschie-
denen Routen mit entsprechendem Kartenmate-
rial sowie Informationsmaterial unterlegt ist. In 
der Metropolregion wird dieses Thema weiter vo-
rangetrieben, Bremen/Oldenburg ist eine interes-
sante Variante. 
 
Wir werden vonseiten des Bau- und Verkehrsres-
sorts - die regionale Kooperation ressortiert jetzt 
ja in der Senatskanzlei - gerade bei diesen The-
men natürlich eng mit der Region zusammenar-
beiten. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Saxe, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Saxe (Bündnis 90/Die Grünen): Es gibt ja 
sowohl in Oldenburg als auch in Delmenhorst Be-
schlüsse, nach denen ein Radweg von Bremen 
nach Oldenburg gewünscht wird. Ich nehme an, 
dass Sie das freudig aufnehmen und dass Sie die 
Verbindung über Huchting alsbald stärken, damit 
unser Bremer Anteil geleistet wird. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Das schließt ja direkt an die 
Fahrradpremiumroute an, die wir im Verkehrsent-
wicklungsplan für Bremen ausgewiesen haben, 
und zwar gerade die Route, die von Delmenhorst 
in die Innenstadt führt und die als Verlängerung 
dann weiter als Uniroute bekannt ist. Hier arbei-
ten wir auch noch an einer Optimierung.  
 
Das fügt sich aber natürlich wunderbar zusam-
men. Ich denke, genauso muss eine Förderung 
des Radverkehrs erfolgen, der ja zunehmend 
auch auf Pedelecs und ähnlichen Fahrzeugen 
stattfindet. Das heißt, dass die Pendeldistanzen, 
die man problemlos bewältigen kann, größer wer-
den. Daran müssen wir dann die Radwegeinfra-
struktur anpassen. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Bevor ich die nächste Frage aufrufe, möchte ich 
zwei Gruppen auf der Besuchertribüne begrüßen, 
nämlich eine Gruppe der Stiftung Bahn-Sozial-
werk Bremen und eine Besuchergruppe des För-
derzentrums SAILING IN aus Bremerhaven. 
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
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Die achte Anfrage trägt die Überschrift  „Können 
Bremen und Bremerhaven mobil gewinnen?“. 
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeord-
neten Strohmann, Frau Neumeyer, Röwekamp 
und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Strohmann! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Wie bewertet der Senat die gemeinsame Initiative 
„mobil gewinnt“ der Bundesministerien für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit so-
wie Verkehr und digitale Infrastruktur? 
 
Inwiefern wird sich Bremen mit seinen kommuna-
len Unternehmen für den Wettbewerb bewerben? 

 
Inwiefern gibt es derzeit schon konkrete Projek-
tideen? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Senat begrüßt die ministeri-
umsübergreifende Bundesinitiative mobil gewinnt 
als einen Schritt zur Stärkung umweltschonender 
Mobilität. Mit dem Wettbewerb um innovative 
Ideen und der Förderung von Erstberatungen im 
Bereich des betrieblichen Mobilitätsmanage-
ments fördern die Bundesministerien die nach-
haltige Arbeitnehmermobilität. Mobilitätsberatung 
als sogenannte „soft policy“ der Verkehrsplanung 
setzt beim einzelnen Verkehrsteilnehmer und sei-
nen Gewohnheiten mit dem Ziel an, dass dieser 
sein eigenes Verkehrsverhalten umweltschonen-
der gestaltet. Oft fehlt es an ausreichend Informa-
tionen über Alternativen zum eigenen Auto und 
an einem Anstoß, alte Gewohnheiten zu ändern.  
 
Zu Frage zwei: Die Bewerbung ist sowohl für Un-
ternehmen jeder Branche und Größe, als auch für 
öffentliche Einrichtungen möglich. Dabei können 
für den Wettbewerb einzelbetriebliche, überbe-
triebliche und auch öffentlich-private Kooperati-
onsprojekte eingereicht werden. Die Entschei-
dung über eine Bewerbung liegt bei dem einzel-
nen Unternehmen. Durch eine Pressemitteilung 
des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr hat 
dieser auf den Wettbewerb hingewiesen, außer-
dem wird die Initiative über die Wirtschaftsförde-
rung der Stadt Bremen beworben. Derzeit sind 
dem Senat keine Bewerbungen öffentlicher Ein-
richtungen oder privater Unternehmen bekannt. 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr prüft, 
ob bis zur Frist am 15. Oktober 2017 eine eigene 
Bewerbung möglich ist. 

Zu Frage drei: Derzeit sind noch keine konkreten 
Projektideen aus dem Land Bremen für den Wett-
bewerb mobil gewinnt bekannt. Unabhängig da-
von gibt es im Land Bremen bereits heute zahl-
reiche Projekte, die die nachhaltige Arbeitneh-
mermobilität fördern. So sind zum Beispiel die 
Bremer und Bremerhavener Verwaltung sowie 
die kommunalen Unternehmen in vielen Berei-
chen des betrieblichen Mobilitätsmanagements 
fortschrittlich. Angebote wie das VBN-Jobticket, 
Car Sharing und Elektrofahrzeuge als Dienstfahr-
zeuge, Dienstfahrräder sowie sichere Abstell-
möglichkeiten für Fahrräder sind dort teilweise 
gängige Praxis. Auch an Aktionen der Privatwirt-
schaft, wie „Mit dem Rad zur Arbeit“, wird durch 
die Verwaltungen im Land Bremen teilgenom-
men. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsent Weber: Herr Kollege Strohmann, haben 
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Senator, können 
Sie eine Einschätzung abgeben, warum das Pro-
gramm nicht angenommen wird? Sind wir schon 
weiter als dieses Programm, oder woran könnte 
es liegen? Liegt ein Desinteresse vor, denn Wer-
bung ist ja wahrscheinlich genug gemacht wor-
den? 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Senator! 
 
Senator Dr. Lohse: Ich denke, dass es zum ei-
nen tatsächlich so ist, dass in Bremen von einer 
Pioniersituation auszugehen ist. Wir führen ja je-
des Jahr die Auszeichnung von Betrieben als 
fahrradfreundlicher Betriebe durch. Ich habe ge-
rade vor einigen Monaten das „Weserstadion“ - 
als ein sehr prominentes Beispiel - ausgezeich-
net. Sie sehen dann den Fahrradbügel mit einem 
entsprechenden Schild als Anerkennung vor dem 
jeweiligen Betriebsgelände stehen.  
 
Wir haben in den letzten Jahren die Stahlwerke 
und viele andere Betriebe ausgezeichnet. Wenn 
Sie zusätzliche Mittel aus einer Bundesförderung 
beantragen wollen, dann müssen Sie sich etwas 
Zusätzliches ausdenken. Die Unternehmen, die 
wir ausgezeichnet haben, bekommen die Aus-
zeichnung, weil sie sichere und trockene Abstell-
möglichkeiten geschaffen haben, weil sie 
Schließfächer für Helme und Umkleidungsmög-
lichkeiten haben und viele andere Dinge ermögli-
chen. Es stellt sich dann die Frage, welche zu-
sätzlichen Möglichkeiten es noch gibt. Ich denke, 
das ist die eine Frage, die sich stellt. 
 
Die andere Frage ist, wie aufwendig die Antrag-
stellung und wie komplex die Anforderungen 
sind. Welche Förderung wird gewährt, und wie 
hoch ist der Förderungsbetrag? Denn die Be-
triebe müssen für die Maßnahme eine Eigenleis-
tung erbringen. Ich denke, jede Maßnahme muss 
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von einer gewissen Balance gekennzeichnet 
sein. Das machen wir auch im Ressort. Sie kön-
nen sicher sein, wenn wir noch eine gute Idee ha-
ben und zu dem Ergebnis kommen, dass es sich 
lohnt, Fördermittel zu beantragen, dann werden 
wir sie beantragen. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die neunte Anfrage befasst sich mit dem Thema 
„Hat der Senat keine Zeit für die Kleingär-
ten?“. Die Anfrage ist unterschrieben von den 
Abgeordneten Frau Neumeyer, Imhoff, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Frau Kollegin Neumeyer! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Wir fragen den Se-
nat: 
 
Wie bewertet der Senat den Kleingartenanlagen-
Landeswettbewerb des Landesverbandes der 
Bremer Gartenfreunde e. V.? 
 
Wieso hat der Senat, in Vertretung durch den Se-
nator für Umwelt, Bau und Verkehr, für dieses 
Jahr nicht die Schirmherrschaft des Wettbewerbs 
übernommen? 
 
Wird der Senat zukünftig wieder die Schirmherr-
schaft übernehmen? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet 
von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Senat begrüßt die Ausrich-
tung des Landeswettbewerbs als gute Gelegen-
heit der Darstellung der Leistungen der Einzelver-
eine untereinander.  
 
Zu Frage zwei: Das Anliegen des Landesverban-
des der Bremer Gartenfreunde e. V. bestand 
nicht in der Übernahme einer Schirmherrschaft 
für den Wettbewerb, sondern in der aktiven Teil-
nahme und Mitwirkung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der senatorischen Dienststelle bei 
der Durchführung des Wettbewerbs.  
 
Zu Frage drei: Sofern der Landesverband Inte-
resse an der Übernahme der Schirmherrschaft 
bekundet, steht der Senat einer Übernahme 
wohlwollend gegenüber. - Soweit die Antwort des 
Senats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? 
- Bitte sehr! 

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Ist es richtig, dass 
Sie im März ein Schreiben bekommen haben, in 
dem Sie zur Vorbereitung für diesen Landeswett-
bewerb eingeladen wurden? 
 
Senator Dr. Lohse: Es ist richtig, dass ich ein 
solches Schreiben erhalten habe, und es ist auch 
richtig, dass wir mit dem Landesverband in den 
letzten Jahren mehrfach Gespräche geführt ha-
ben. In der Vergangenheit wurden Mitarbeiter 
meines Ressorts vom Landesverband für eine 
ganze Reihe von Arbeitstagen praktisch angefor-
dert, um durch die Kleingärten zu gehen und in 
diesem Wettbewerb das, ich sage einmal, Ran-
king der Bewertung der Gartenanlagen zu ma-
chen. Wir hatten angekündigt, dass wir diesen 
Teil aufgrund der Personaleinsparquoten nicht 
mehr werden leisten können. Darauf hat der Lan-
desverband mit Unmut reagiert, aber wir haben 
gesagt, dass wir es nicht anders machen können. 
 
 
Die betreffenden Kolleginnen und Kollegen ha-
ben das Ressort aus Altersgründen verlassen, 
und wir hatten dann kein Personal mehr dafür. 
Wir haben ja Pflichtaufgaben, und dies ist eine 
freiwillige Aufgabe. Wir haben es also tatsächlich 
nicht darstellen können, eigenes Personal für 
mehrere ganze Tage abzustellen. Ich denke, das 
hat dann vielleicht beim Landesverband zu einer 
gewissen Verhärtung geführt, weshalb mir die 
Frage nach einer Schirmherrschaft gar nicht 
mehr gestellt wurde; das heißt, man hat dann 
vielleicht ein bisschen aneinander vorbeikommu-
niziert. 
 
Tatsache ist aber, dass man die Antwort, die wir 
ihnen gegeben haben, dort nicht akzeptieren 
wollte, indem wir gesagt haben, dass sie die 
preiswürdigen Gärten mit ihren Möglichkeiten 
selbst identifizieren müssen. Für die Schirmherr-
schaft und auch, sage ich einmal, eine Durchfüh-
rung der Veranstaltung stehen wir gern zur Ver-
fügung. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Sie haben also 
keine Einladung vom Kleingartenverband bekom-
men, die Schirmherrschaft zu übernehmen, habe 
ich das richtig verstanden? 
 
Senator Dr. Lohse: Wir haben ausdrücklich 
noch einmal unsere gesamte Aktenlage über-
prüft. Die Schirmherrschaft wurde in diesem Jahr 
nicht angefragt. Es mag sein, dass die Frage 
dann im Hintergrund der Anfrage des Landesver-
bandes gestanden hätte, aber die konkrete Frage 
bezog sich darauf, Mitarbeiterkapazitäten abzu-
stellen, und das konnten wir nicht leisten. 
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Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Ich habe auf einer 
Jahreshauptversammlung des Landesverbandes 
der Kleingärten in Bremen-Nord davon erfahren, 
dass Sie die Schirmherrschaft nicht übernehmen. 
Damals war auch Frau Dr. Schaefer anwesend, 
sie hat das auch gehört und war genauso wie ich 
auch sehr überrascht. Ich weiß, dass Frau Dr. 
Schaefer Sie noch am gleichen Tag informiert 
und gefragt hat, wie sich das mit der Schirmherr-
schaft verhält. Ist das richtig? 
 
 
Senator Dr. Lohse: Ich habe keine konkrete ei-
gene Erinnerung mehr daran, aber Frau Schaefer 
hat mir gestern mitgeteilt, dass sie noch über eine 
SMS von mir verfügt - das kann sie vielleicht 
gleich selbst vortragen -, dass sie mich damals 
aus der von Ihnen angesprochenen Versamm-
lung heraus per SMS gefragt hat, ob es stimmt, 
dass ich nicht bereit wäre, eine Schirmherrschaft 
zu übernehmen. Ich habe ihr geantwortet - das 
erinnere ich so von gestern -, dass ich natürlich 
bereit bin, wenn ich danach gefragt werde. 
 
 
Das Ersuchen um eine Schirmherrschaft ist die 
Voraussetzung dafür, dass der Senat Schirm-
herrschaften übernimmt. Er wirft den Leuten die 
Schirmherrschaft nicht hinterher, sondern man 
muss schon danach fragen. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Ich habe andere 
Informationen. Man soll Sie gefragt haben, das 
kann ich jetzt hier - -. 
 
(Zuruf: Aussage gegen Aussage!) 
 
Es steht Aussage gegen Aussage. 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Wir sind hier nicht im 
Strafprozess!) 
 
Ich habe aber noch einmal eine andere Frage. 
Sie sprachen eben davon, dass Sie die personel-
len und finanziellen Ressourcen nicht mehr hät-
ten. Sie wissen ja sicher, Herr Senator, dass es 
vor den Bürgerschaftswahlen immer sogenannte 
Wahlprüfsteine von Vereinen gibt, und es gab 
auch einen Wahlprüfstein vom Landeskleingar-
tenverein. Dort wurde die Frage gestellt, ob die 
Grünen wieder bereit wären, diesen Landeswett-
bewerb auch weiterhin finanziell und personell zu 
unterstützen und ihn dauerhaft sicherzustellen. 
Die Grünen haben damals dazu geantwortet, 
dass sie das natürlich auf jeden Fall machen. Ist 
Ihnen das bekannt, und gibt es zwischen dem 

Landesverband der Grünen und Ihnen diesbe-
züglich irgendwelche Ungereimtheiten oder un-
terschiedliche Beurteilungen? 
 
Präsident Weber: Herr Senator Dr. Lohse kann 
nur im Namen des Senats antworten, nicht im Na-
men der Grünen! Das können andere! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Gut, dann frage ich 
einfach: Ist Ihnen bekannt, dass die Partei der 
Grünen dies sicherstellen wollte? 
 
Senator Dr. Lohse: Mir ist weder bekannt, dass 
es diesen Wahlprüfstein gab, daran habe ich 
keine Erinnerung, noch habe ich eine Erinnerung 
daran, wie sich der Landesverband der Grünen 
zu dieser Frage gestellt hat. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Ich habe heute der 
Zeitung entnommen, dass sich Herr Tittmann, Ihr 
Pressesprecher, noch einmal zum Thema „Ess-
bare Stadt“ geäußert hat. Er konnte sich dort vor-
stellen, dass die Begleitung für dieses neue Pro-
jekt vom Umweltbetrieb Bremen unterstützt wird. 
Ist das jetzt der neue Weg, den der Senator geht, 
zumal die Kleingärtner ja auch immer eine gute 
Umwelt- und Jugendbildung machen und auch 
Gemüse anpflanzen? 
 
Senator Dr. Lohse: Ich sehe dort keinerlei Zu-
sammenhang. 
 
(Unruhe) 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Sie sehen also kei-
nen Zusammenhang zwischen diesem Projekt 
„Essbare Stadt“ und einer Arbeit, die die Kleingar-
tenvereine schon seit Jahrzehnten leisten? 
 
Senator Dr. Lohse: Es handelt sich um zwei un-
terschiedliche Dinge. Das eine sind die Kleingär-
ten, und das andere ist das Thema „Essbare 
Stadt“ im öffentlichen Raum. Ich denke, hier 
wurde von Ihnen die Frage gestellt, ob ich für die 
Kleingärten keine Zeit habe. Ich habe Ihnen ge-
antwortet, ich habe Zeit, wenn ich angefragt 
werde. Mitarbeiter, die umfangreiche Zeitkontin-
gente zur Verfügung stellen können, haben wir im 
Ressort nicht. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Dr. Schaefer! - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Es sind ja jetzt zwei Themenkomplexe, 
zum einen der der Schirmherrschaften, und zum 
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anderen, ob man Personal für die Begutachtung 
der Gärten zur Verfügung stellt. Zunächst zur 
Schirmherrschaft! Am 1. April bei der Landes-
delegiertenversammlung der Gartenfreunde 
wurde auf dem Podium in der Tat gesagt, Sie 
würden die Schirmherrschaft nicht annehmen. 
Ich hatte Ihnen von dort dann eine SMS geschrie-
ben und bekam als Antwort zurück: „Die Anfrage 
ist mir gar nicht bekannt, muss ich am Montag 
noch einmal recherchieren. Schirmherrschaft ist 
kein Problem.“ Das habe ich ja dem Landesver-
band dann auch so mitgeteilt, das war ja just ein 
Liveticker um 15.22 Uhr auf meinem Handy. Ha-
ben Sie danach, also nachdem der Vorstand des 
Landesverbandes der Gartenfreunde wusste, 
dass Sie die Schirmherrschaft übernehmen, noch 
einmal eine offizielle Anfrage von dort bekom-
men, also einen Brief oder eine offizielle Anfrage, 
ein Telefonat oder irgendetwas, bei dem Sie die 
Gelegenheit gehabt hätten zu sagen, dass Sie 
die Schirmherrschaft übernehmen und zu fragen, 
wann Sie wohin kommen sollen? 
 
Senator Dr. Lohse: Wie gesagt, wir haben das 
in der Vorbereitung auf diese Fragestunde noch 
einmal recherchiert. Ich habe persönlich keine Er-
innerung daran, dass ich nach einer Schirmherr-
schaft gefragt worden bin, und wir haben in unse-
ren Akten keinen Vorgang darüber gefunden, 
dass der Landesverband dies schriftlich ange-
fragt hat. Das ist der Stand, den ich Ihnen heute 
sagen kann. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Ich habe aber ja vernommen, dass Sie be-
reit sind, die Schirmherrschaft zu übernehmen. 
 
Ich komme zum zweiten Komplex, in dem es um 
die Bereitstellung des Personals für diesen Lan-
desgartenwettbewerb geht. War es dieses Mal 
das erste Mal, dass von Ihrem Haus ein Schrei-
ben ausgeht, dass man kein Personal zur Verfü-
gung stellen kann, oder gab es das in der Ver-
gangenheit schon einmal? Ich erinnere mich 
nämlich, dass es eigentlich schon seit dem Jahr 
2014 nicht mehr bereitgestellt werden konnte. 
 
Senator Dr. Lohse: Ich meine auch, dass wir 
etwa seit dem Jahr 2014 immer wieder darauf 
hingewiesen haben, dass dieser Zeitpunkt unwei-
gerlich kommen wird. Wie gesagt, das hing dann 
auch mit den Zeitpunkten der Pensionierung von 
konkreten Mitarbeitern zusammen, wo wir gesagt 
haben, solange diese noch da sind, können sie 
das noch machen. Ob das jetzt im letzten oder in 
diesem Jahr zum ersten oder schon zum zweiten 
Mal war, kann ich jetzt nicht genau sagen, aber 
es kam für den Landesverband der Garten-
freunde nicht überraschend, sondern mit einem 

zwei- bis dreijährigen Vorlauf, und ich stelle fest, 
dass man dies dort offensichtlich nicht akzeptie-
ren will. 
 
Ich kann es aber nicht anders, denn ich verfüge 
über das Personal im Ressort, das ich habe, und 
dort heißt es immer, dass die Pflichtaufgaben 
Vorrang vor den freiwilligen Aufgaben haben, und 
solange wir die Pflichtaufgaben kaum bewältigen 
können - dort gibt es ja eine Reihe von Themen, 
die dem Parlament auch bekannt sind -, können 
wir nicht Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in grö-
ßerem Umfang für freiwillige zusätzliche Aufga-
ben abstellen. Das ist leider so! 
 
Es mag sein, dass sich das zukünftig ändert, 
wenn wir eine andere Haushaltssituation haben, 
aber im Moment ist die Situation so, und es gibt 
auch schmerzliche Einschnitte an anderen Stel-
len. Das spürt die Stadtgesellschaft an verschie-
denen Stellen, so ist das, wenn man in einer 
Haushaltsnotlage ist und den Sanierungspfad ge-
meinsam erfolgreich bewältigen will. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Es scheint jetzt aber trotzdem zu einer 
Missstimmung gekommen zu sein. Sind Sie be-
reit, sich mit dem Landesverband oder dem Vor-
stand zu treffen, um noch einmal gemeinsam 
über das Thema zu reden und dann vielleicht 
auch noch einmal zu schauen, wie man vielleicht 
doch zumindest eine Kompromisslösung findet? 
Es ist ja trotzdem auch immer so eine Art Aner-
kennung für die Gartenfreunde oder die Klein-
gärtner, wenn man wenigstens einmal jemanden 
für einen halben Tag dort hinschicken kann. Dass 
das nicht für eine Woche möglich ist, finde zumin-
dest ich plausibel, aber vielleicht doch für einen 
kürzeren Zeitraum, um dem Landesverband auch 
einfach eine Wertschätzung entgegenzubringen. 
 
Senator Dr. Lohse: Wir sind selbstverständlich 
in regelmäßigen Gesprächen mit dem Vorstand 
des Landesverbandes der Gartenfreunde, wir ha-
ben ja auch beim Kleingartenentwicklungsplan 
etwas miteinander zu tun. Ich bin selbstverständ-
lich bereit, auch wieder über dieses Thema zu 
sprechen, aber dann müssen sich auch die Er-
wartungen, sage ich einmal, realistisch einander 
annähern. Deswegen werde ich hier jetzt keine 
konkreten Aussagen darüber machen, was wir 
uns möglicherweise noch vorstellen können. Eine 
Gesprächsbereitschaft ist aber immer da. Die 
Kleingärten haben für uns einen sehr hohen Stel-
lenwert, und ich denke, das ist auch bekannt. Wir 
wollen, dass die Kleingärten auch zukünftig wei-
ter florieren, und wir werden das vom Ressort mit 
unseren Möglichkeiten auch weiterhin konstruktiv 
begleiten. 
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Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Crueger! - Bitte sehr! 
 
Abg. Crueger (SPD): Ich knüpfe an die Nach-
frage von Frau Dr. Schaefer an, ob Sie bereit 
sind, dort kreative Lösungen zu finden. Sind Sie 
mit mir der Meinung, dass die Tatsache, dass die 
Kleingärtner den Senator jedes Jahr fleißig einla-
den und sich wünschen, dass er in die Gärten 
kommt und sich das anschaut, eigentlich genau 
das ist, was wir uns immer wünschen, nämlich in-
dem auch die Zivilgesellschaft einen Schritt auf 
die Politik zugeht und sich öffnet und die Politik 
einfach nur sagen muss, hier sind wir, wir unter-
halten uns miteinander und reden auch über 
Probleme? Das ist eigentlich so ein demokrati-
scher Modus, wie wir ihn uns alle vielleicht auch 
von anderen Vereinen und Verbänden wünschen 
würden, die uns gegenüber eher verschlossen 
sind. Teilen Sie diese Einschätzung? 
 
Senator Dr. Lohse: Das war jetzt eine kompli-
zierte Frage! Ich sage einmal, einer Einladung 
kann ich ja nur dann folgen, wenn sie auch aus-
gesprochen wurde. Ich habe gesagt, ich bin zu 
Gesprächen bereit, und eine Einladung, die mir 
gegenüber ausgesprochen wird, werde ich wahr-
scheinlich auch annehmen. Ich glaube nicht, 
dass ich hier in Bremen dafür bekannt bin, dass 
ich - wem auch immer in der Stadtgesellschaft - 
das Gespräch verweigere. Ich stehe für Gesprä-
che zur Verfügung, mit welcher Gruppe auch im-
mer. 
 
Für mich ist das eine Qualität der Politik hier in 
Bremen, dass man eben auch Mitglieder des Se-
nats, also Mitglieder der Landesregierung - -. Ich 
werde auch auf der Straße angesprochen. Am 
letzten Dienstag stand ich mit Herrn Pietrzok für 
ein kurzes Gespräch vor dem Rathaus, und da 
sind, glaube ich, drei Bürger auf uns zugekom-
men und haben uns dort angesprochen. Ich folge 
Einladungen und führe Gespräche, wer auch im-
mer Gespräche mit mir führen möchte, und ich 
halte das für eine hohe Qualität. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Crueger (SPD): Da ich das Fass von ge-
rade eben nicht aufmachen will, wer wann wo wie 
und mit wem gesprochen hat und im Zweifel et-
was in mündlicher und nicht in schriftlicher Form 
verabredet wurde und das deshalb auch schwer 
nachzuvollziehen ist, will ich es an dieser Stelle 
mit einer Nachfrage bewenden lassen: Sind Sie 
sich bewusst, dass sich die Kleingärtner jederzeit 
sehr freuen würden, wenn der Senator oder Ver-
treter der senatorischen Behörde bei ihnen vor-
beikämen, den Austausch suchen würden und 
die Informationen, die dort quasi bereitgestellt 
werden, auch aufnähmen und letztlich wieder mit 

zurück in das Ressort zum Kleingartenentwick-
lungsplan brächten, also dass dort große Bereit-
schaft besteht, ein großer Wille? 
 
Senator Dr. Lohse: Jetzt setzt bei mir langsam 
das Verständnis aus. Der Vorstand des Landes-
verbandes der Gartenfreunde kann ja selbst 
sprechen. Hier werden also Fragen der Stellver-
tretung gestellt. Ich habe jetzt mehrfach gesagt, 
dass ich natürlich bereit bin, Gespräche zu füh-
ren, und ich weiß jetzt nicht genau, was Sie jetzt 
mit dieser Frage zusätzlich herausfinden wollen. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit der 
Beantwortung dieser Anfrage ist die Fragestunde 
beendet. 
 
 
Gewalt von Linksextremisten und Autono-
men entschiedener entgegentreten 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 12. Juli 2017 
(Drucksache 19/1148) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
G-20 in Hamburg: Transparenz schaffen, 
Straftaten aufklären! 
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen und der SPD 
vom 22. August 2017 
(Drucksache 19/1194) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mäu-
rer. 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Hinners. 
 
Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die schweren 
Krawalle und massiven Angriffe auf Polizeibe-
amte und Polizeibeamtinnen, Plünderungen, 
Brandstiftungen und Sachbeschädigungen wäh-
rend des G-20-Gipfels in Hamburg vor einigen 
Wochen haben weltweit Empörung und Entset-
zen ausgelöst. Meine Damen und Herren, wer 
diese Bilder mit diesen fürchterlichen Gewaltex-
zessen angeschaut hat, kann nur mit Entsetzen 
und Abscheu reagieren.  
 
(Beifall CDU) 
 
Auf diesen Bildern sind in der Regel maskierte 
Menschen zu sehen, die Brandsätze auf unbetei-
ligte Menschen und auf Polizeibeamte im Einsatz 
werfen. Sie werfen diese Brandsätze in Gebäude 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1148
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1194
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oder auf Fahrzeuge, teilweise besetzt mit Men-
schen, Diese Menschen, diese Täter, diese Cha-
oten nehmen dabei meines Erachtens ohne Skru-
pel billigend schwere Verletzungen und sogar 
den Tod von Betroffenen in Kauf.  
 
 
Meine Damen und Herren, auf diesen Bildern ist 
auch zu sehen, wie offensichtlich vorher in die 
oberen Etagen von Mehrfamilienhäusern ver-
brachte Gehwegplatten, Gullideckel und große 
Steine auf die unten auf der Straße sich aufhal-
tenden Uniformierten geworfen werden. Weiter-
hin ist auf diesen Bildern zu sehen, wie mit großer 
Gewalt mit Eisenstangen und anderen Schlag-
werkzeugen Bewaffnete gegen im Einsatz befind-
liche Polizeikräfte vorgehen.  
 
 
Ferner sind umfangreiche Plünderungen von Ge-
schäften, massive Sachbeschädigungen an Ge-
bäuden und Fahrzeugen auf diesen Bildern zu 
sehen. Neben diesen umfangreichen Sachbe-
schädigungen, meine Damen und Herren, sind in 
Hamburg mehrere 100 Polizeibeamte und Poli-
zeibeamtinnen, aus Bremen im Übrigen 19, so-
weit ich weiß, zum Teil schwer verletzt worden. 
Meine Damen und Herren, auch Medienvertreter 
waren der Gewalt ausgesetzt und dabei in ihrer 
Pressefreiheit massiv eingeschränkt. 
 
Meine Damen und Herren, derjenige, der auf 
diese Weise das grundgesetzlich garantierte Ver-
sammlungsrecht missbraucht, ist kein Demonst-
rant, sondern ein Krimineller.  
 
(Beifall CDU, SPD, FDP, BIW - Abg. Leidreiter 
[BIW]: Und kein Aktivist!) 
 
Diese Täter nutzen das Demonstrationsrecht 
aus, um sich an der Gewalt zu berauschen. Sol-
che Verhaltensweisen, meine Damen und Her-
ren, haben überhaupt nichts mit dem Wunsch zu 
tun, politisch etwas verändern zu wollen oder auf 
Missstände hinzuweisen. Ganz im Gegenteil, sie 
diskreditieren mit ihrem Verhalten die Ziele der 
friedlichen Demonstranten.  
 
(Beifall CDU, SPD, FDP) 
 
Meine Damen und Herren, für die weitere Diskus-
sion, gerade hier auch in der Bremischen Bürger-
schaft, stellt sich die Frage: Wie gehen wir als Ge-
sellschaft mit diesen Problemen um, und zwar 
auch in Bremen? Zuallererst möchte ich an dieser 
Stelle gegenüber der zivilgesellschaftlichen Initi-
ative „Hamburg räumt auf“ meine große Anerken-
nung ausdrücken. 
 
 
(Beifall CDU, SPD, FDP, BIW) 
 

Darüber hinaus muss es nach Ansicht der CDU-
Fraktion eine intensive politische, polizeiliche und 
juristische Aufarbeitung der Vorkommnisse in 
Hamburg, aber auch in Bremen, geben. Nie wie-
der dürfen Menschen Opfer derlei menschenver-
achtender und durch nichts zu rechtfertigender 
Gewalt in Deutschland werden.  
 
Für die CDU-Fraktion stellen sich in diesem Zu-
sammenhang folgende Fragen: Sind bei der poli-
zeilichen Vorbereitung, Lagebeurteilung und Ein-
satzbearbeitung Fehler gemacht worden? Wie 
können national und international extremistische 
Gewalttäter, jedweder Couleur übrigens, identifi-
ziert und zu bestimmten Zeiten an Reisetätigkei-
ten gehindert werden? Sind unser Polizeirecht, 
Versammlungsrecht, Strafrecht und Strafpro-
zessrecht ausreichend, um präventiv und repres-
siv solche umfangreichen und menschenverach-
tenden Straftaten rechtstaatlich verhindern und 
ahnden zu können? 
 
(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vorsitz.) 
 
Als Beispiel für diese Rechtsnormen, die ich eben 
angesprochen habe, will ich auf das Vermum-
mungsverbot nach dem Versammlungsrecht, 
Stichwort Schwarzer Block, bei Demonstrationen 
eingehen. Nicht wenige Demonstrationsteilneh-
mer tolerieren dieses Verhalten anderer in ihrem 
Demonstrationszug. Die Polizei schreitet häufig 
aus Gründen der Deeskalation gegen dieses 
rechtswidrige Verhalten nicht ein. Meine Damen 
und Herren, eines sollte aber allen klar sein, wer 
sich bei einer Demonstration vermummt, will 
doch nicht seine persönliche Meinung gewaltfrei 
kundtun, sondern ist auf Krawall aus und will da-
bei nicht identifiziert werden.  
 
(Beifall CDU, FDP, BIW) 
 
Weiter stellt sich aus meiner Sicht die Frage, ob 
wir in Teilen unserer Gesellschaft und Parteien 
nicht eine zu große Toleranz - weil ich die RAF 
miterlebt habe, benutze ich den damaligen Begriff 
- und klammheimliche Freude für linksextremisti-
sche Aktivitäten aufbringen, denn in diesen Krei-
sen wurde diese Gewalt zum Teil organisiert und 
durchgeführt. Das führt nämlich dazu, meine Da-
men und Herren, dass einige Landesämter für 
Verfassungsschutz, zu denen auch Bremen ge-
hört, die Beobachtung von linksextremistischen 
Aktivitäten weitestgehend eingestellt haben.  
 
Meine Damen und Herren, dann darf man sich 
wirklich nicht wundern, wenn in Hamburg beim G-
20-Gipfel ohne vorherige Erkenntnisse und ohne 
entsprechende polizeiliche Vorbereitung diese 
Gewaltexzesse passieren, wenn man es nicht 
weiß, kann man sich auch nicht darauf vorberei-
ten. Die Polizei fordert deshalb - 
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(Heiterkeit) 
 
pardon, netter Versprecher, aber die Polizei for-
dert das auch, das ist richtig, ja -, die CDU-
Fraktion fordert deshalb, neben dem Rechtsext-
remismus und islamistischen Terrorismus in Bre-
men den Linksextremismus deutlich stärker als 
bisher in den Fokus des Verfassungsschutzes zu 
nehmen.  
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
Um auf die Polizei auch einzugehen: Natürlich 
muss auch die Polizei ihre Einsatzkonzepte kri-
tisch hinterfragen, denn es ist aus Sicht der CDU-
Fraktion absolut nicht hinzunehmen, dass in 
Hamburg einige Bereiche der Stadt über längere 
Zeit diesen Chaoten schutzlos ausgeliefert wa-
ren, die umfangreiche Sachbeschädigungen, 
Plünderungen und Körperverletzungen dabei be-
gehen konnten.  
 
(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Natürlich ist zu untersuchen, weshalb eine so 
große Anzahl der eingesetzten Beamtinnen und 
Beamten teilweise schwer verletzt worden ist. 
Sollten dabei Mängel in der Strategie, im Füh-
rungsverhalten oder in der Ausrüstung erkannt 
werden, müssen sie abgestellt werden, und erfor-
derlichenfalls müssen dafür zusätzliche Haus-
haltsmittel, Herr Senator Mäurer, bereitgestellt 
werden. Meine Damen und Herren, der immer 
wieder von bestimmten Kreisen erhobene Vor-
wurf, solche politischen Veranstaltungen sollten 
nicht in einer Großstadt stattfinden, geht nach An-
sicht der CDU-Fraktion an der Sache völlig vor-
bei.  
 
(Beifall CDU) 
 
Klar ist für uns, dass friedlicher Protest und Kritik 
überall möglich und selbstverständlich sein müs-
sen. Meine Damen und Herren, klar sein muss 
aber auch, solche politische Veranstaltungen 
müssen in einem demokratischen Rechtswesen 
überall ohne gewaltsame Proteste durchgeführt 
werden können, 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
denn nur so besteht die Chance, auf der Welt so-
ziale Fortschritte zu erzielen und gemeinsame 
Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln.  
 
Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden 
Antrag fordern wir den Senat unter anderem auf, 
der Bremischen Bürgerschaft bis zum 31. Okto-
ber 2017 einen Bericht über die Ereignisse und 
Erkenntnisse anlässlich des G-20-Gipfels in 
Hamburg vorzulegen. Ferner fordern wir den Se-
nat auf, den beteiligten Polizeivollzugsbeamten 

Dank und Anerkennung auszusprechen sowie 
den Beamten für die geleisteten Stunden eine fi-
nanzielle Entschädigung zu gewähren oder einen 
Ausgleich über Freizeit zu ermöglichen. In die-
sem Zusammenhang wollen wir auch dem Sena-
tor für Inneres dafür danken, dass er den einge-
setzten Beamten einen Sonderurlaub gewährt 
hat.  
 
Weiterhin erwarten wir vom Senat, dass er die 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen die 
im Land Bremen lebenden Beschuldigten prioritär 
behandelt - das schließt aus unserer Sicht im Üb-
rigen auch Verfahren gegen Polizeivollzugsbe-
amte ein - und dabei, auf das gesamte Verfahren 
bezogen, den zuständigen Ermittlungsbehörden 
in Hamburg volle Unterstützung zu gewähren. 
 
Meine Damen und Herren, abschließend möchte 
ich auch die Abgeordneten in der Bremischen 
Bürgerschaft bitten, die sinnlosen und brutalen 
Gewalttaten in Hamburg zu verurteilen und den 
dort eingesetzten Polizeivollzugsbeamten Dank 
und Anerkennung auszudrücken.  
 
(Beifall CDU, BIW, Abg. Schäfer [LKR], Abg. Tas-
sis [AfD]) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Timke. 
 
Abg. Timke (BIW)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die bürgerkriegsähnlichen Un-
ruhen im Umfeld des G-20-Gipfels in Hamburg 
mit fast 500 verletzten Polizisten und einem 
Sachschaden in Höhe von über zwölf Millionen 
Euro markieren den vorläufigen Höhepunkt linker 
Gewalt in Deutschland. Das war nicht einfach nur 
Randale, wie einige Beobachter die Ereignisse 
verharmlosend bezeichneten, hier wurden 
schwerste Straftaten bis hin zum Mordversuch 
begangen. Die schockierenden Geschehnisse in 
Hamburg übertreffen sogar noch die Ausschrei-
tungen von Autonomen anlässlich der Eröffnung 
der EZB-Zentrale in Frankfurt am Main im März 
2015. Einige der Anwesenden dürften auch diese 
Bilder noch im Gedächtnis haben. 
 
Frankfurt und jetzt auch Hamburg sind aber keine 
singulären Ereignisse. Sie sind Teil einer langen 
Spur linker Gewalt in Deutschland, die historisch 
bis in die Zeit der Achtundsechziger-Revolte zu-
rückreicht. 
 
(Präsident Weber übernimmt wieder den Vorsitz.) 
 
Seit dem ersten Mal im Jahr 1987 finden fast 
schon Ritualkrawalle von Autonomen in Berlin 
und einigen anderen deutschen Großstädten 
statt, die verletzte Polizisten und Sachschäden 
zurücklassen. Diese Gewaltorgien haben in den 
letzten Jahren immer weniger Aufmerksamkeit 
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erregt. Sie werden also von den Medien und der 
Öffentlichkeit fast schon als normal hingenom-
men, was sie natürlich nicht sind. Alltäglich sind 
Übergriffe von Linksextremisten auf politisch An-
dersdenkende oder Einrichtungen geworden, die 
auch in Bremen immer häufiger stattfinden. Man 
denke an den Brandanschlag auf das Jobcenter 
im April dieses Jahres in der Neustadt oder den 
Anschlag auf 15 Bundeswehrfahrzeuge im Okto-
ber 2016 in Hemelingen! 
 
Seit Jahren und Jahrzehnten wird das Problem 
des Linksextremismus in Deutschland kleingere-
det, verharmlost, verleugnet und relativiert. 
 
(Beifall BIW) 
 
Das war auch nach den Hamburger Ausschrei-
tungen im Juli nicht anders. Eilig versicherten Po-
litiker der SPD, der Grünen und der LINKEN, flan-
kiert durch linke Medien, der empörten Öffentlich-
keit, dass die autonomen Randalierer gar nicht 
links, sondern unpolitisch gewesen seien. Auch 
namhafte Sozialdemokraten wie Außenminister 
Sigmar Gabriel und Spitzenkandidat Martin 
Schulz waren sich nicht zu schade, in diese ab-
surde Mär einzustimmen. Ja, klar, meine Damen 
und Herren, und wahrscheinlich waren auch Sta-
lin, Mao, Pol Pot und andere kommunistische 
Diktatoren des 20. Jahrhunderts, die nach Schät-
zung von Historikern bis zu 110 Millionen Men-
schenleben auf dem Gewissen haben, gar keine 
Linken, sondern auch völlig unpolitisch oder am 
Ende sogar verkannte Faschisten. 
 
(Beifall BIW - Zuruf Abg. Frau Dr. Schaefer 
[Bündnis 90/ Die Grünen]) 
 
Es kann eben nicht sein, was nicht sein darf. Frau 
Schaefer, zu den Grünen komme ich gleich noch, 
warten Sie es ab! 
 
(Beifall BIW) 
 
Einige Vertreter der etablierten Linken trieben es 
sogar noch dreister, indem sie versuchten, die 
Schuld für die Gewaltexzesse in Hamburg der 
Polizei in die Schuhe zu schieben. Irene Mihalic 
etwa, ihres Zeichens innenpolitische Sprecherin 
der Bundestagsfraktion vom Bündnis 90/Die Grü-
nen - von Ihrer Partei, Frau Schaefer! -, warf der 
Einsatzleitung der Polizei vor, sie habe zur Eska-
lation der Lage erheblich beigetragen. 
 
(Abg. Leidreiter [BIW]: Unglaublich!) 
 
Katja Kipping, Bundesvorsitzende der Linkspar-
tei, ging noch darüber hinaus und behauptete 
frech via Twitter, dass, ich zitiere, „die Polizeifüh-
rung ihre Hundertschaften mit schwerem Gerät 
durch die Straßen der Hansestadt marodieren 
und Menschen schikanieren“ lasse.  

(Abg. Leidreiter [BIW]: Unglaublich!) 
 
Den Höhepunkt der Infamie markierte der Publi-
zist Jakob Augstein, Herausgeber der linken Wo-
chenzeitung „Freitag“. Er twitterte einen Tag vor 
Gipfelbeginn, ich zitiere: „Der Preis muss so in die 
Höhe getrieben werden, dass niemand eine sol-
che Konferenz ausrichten will. G-20 wie Olympia 
als Sache der Diktaturen!“ Das, meine Damen 
und Herren, ist geistige Brandstiftung in Reinkul-
tur!  
 
(Beifall BIW, CDU) 
 
Manche linke Zeitgenossen sehen in den Autono-
men offenbar ideologische Brüder im Geiste, von 
denen sie sich allenfalls in der Methode, aber 
nicht in der Zielsetzung unterscheiden. Die Wahr-
heit ist, Gewalt ist allen totalitären Ideologien ge-
mein, egal ob sie von rechts, von links oder aus 
der religiösen Ecke kommen. Einigkeit unter den 
Extremisten besteht auch in der Ablehnung von 
Freiheit, Demokratie und Rechtsstaat, und weil 
das so ist, muss jede Form des politischen Extre-
mismus gleichermaßen bekämpft werden. Doch 
das geschieht leider in Deutschland nicht.  
 
(Beifall BIW) 
 
Für die frühere Bundesfamilienministerin Manu-
ela Schwesig ist der Linksextremismus nur ein 
aufgebauschtes Problem. Frau Schwesig war es 
auch, die die von ihrer CDU-Amtsvorgängerin 
Schröder eingeführte Extremismusklausel gestri-
chen hat, mit der sich Organisationen und Einzel-
personen, die in den Genuss von steuergeldfi-
nanzierten Fördermitteln kommen wollten, zur 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland bekennen mussten. 
Ein fatales Signal, meine Damen und Herren, 
denn niemand kann wirksam kontrollieren, ob von 
den über 100 Millionen Euro, die jährlich für Pro-
jekte vor allem im Kampf gegen Rechtsextremis-
mus allein vom Bund ausgegeben werden, nicht 
zumindest mittelbar auch linksradikale gewaltbe-
reite Gruppierungen profitieren. 
 
Auch im Land Bremen wird der Linksextremismus 
als ein unbedeutendes Randphänomen vernied-
licht, dem man kaum Beachtung schenkt. Expli-
zite Programme zur Bekämpfung von Linksextre-
mismus würden in Bremen nicht angeboten und 
auch Informationen und Aufklärungskampagnen 
speziell zu diesem Thema gäbe es nicht, so die 
lapidare Antwort von Innensenator Mäurer auf 
eine Anfrage der Bürger in Wut vom September 
2014. Bis heute findet sich auf der Internetseite 
des Landesamtes für Verfassungsschutz unter 
dem Menüpunkt Öffentlichkeitsarbeit allein Infor-
mations- und Aufklärungsmaterial zum Rechts-
extremismus und Islamismus. Eine Rubrik Links-
extremismus hat man erst gar nicht eingerichtet. 
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Dabei musste die Behörde im letzten Verfas-
sungsschutzbericht selbst einräumen, dass Bre-
men nach Berlin, Hamburg und Leipzig zu den 
Städten in Deutschland gehört, die einen Schwer-
punkt des gewaltorientierten Linksextremismus 
darstellen. Es fragt sich nur, wann der rot-grüne 
Senat aus dieser Erkenntnis endlich auch einmal 
politische Konsequenzen ziehen möchte.  
 
(Beifall BIW) 
 
Das Ausmaß der Ausschreitungen in Hamburg 
und das fast schon generalstabsmäßige Vorge-
hen der Randalierer haben deutlich gemacht, 
dass es eben nicht nur ein paar linke Spinner wa-
ren, die ihrem Frust Luft gemacht haben. Viel-
mehr sah sich die Polizei in Hamburg einer gut 
organisierten Szene mit hoher Gewaltaffinität und 
erschreckender Skrupellosigkeit gegenüber, ei-
ner Szene, die gerade dabei ist, die Schwelle 
zum Linksextremismus zu überschreiten, was 
zeitweise in Hamburg sichtbar wurde. Genau vor 
dieser Gefahr hatte auch der damalige nieder-
sächsische CDU-Innenminister Uwe Schüne-
mann bereits im Jahr 2011 gewarnt. Doch die 
Warnung verhallte ungehört. Die Folgen zeigen 
sich jetzt. 
 
Dass die zunehmende Gewalt von links in den 
letzten Jahren keine Todesopfer gefordert hat, 
grenzt schon an ein Wunder. Das Landesamt für 
Verfassungsschutz weist in seinem Bericht für 
2016 darauf hin, dass die gewalttätigen Angehö-
rigen der linksextremen Szene immer brutaler so-
wohl gegen politisch Andersdenkende als auch 
gegen Polizeibeamte vorgehen. Die Hemm-
schwelle sinke zunehmend, die Täter wollten ih-
ren Opfern schwerste Verletzungen beibringen 
und nähmen dabei auch den Tod billigend in 
Kauf, so der Bremer Verfassungsschutz. Dieser 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefähr-
lichen Entwicklung muss ebenso Einhalt geboten 
werden wie der wachsenden Radikalisierung im 
rechtsextremistischen und islamistischen Spekt-
rum. Wir benötigen einen breiten gesellschaftli-
chen Konsens, der folgende Punkte umfasst: 
 
Erstens: Jede Form des Extremismus stellt eine 
Bedrohung für unsere freiheitlich-demokratische 
Grundordnung dar und muss deshalb unter-
schiedslos bekämpft werden.  
 
(Beifall BIW) 
 
Zweitens: Ein starker Rechtsstaat braucht nicht 
die Hilfe von Extremisten, um andere Extremisten 
zu bekämpfen. Es dürfen nur solche Personen 
und Organisationen öffentliche Unterstützung er-
halten, die auf dem Boden des Grundgesetzes 
stehen.  
 
(Abg. Leidreiter [BIW]: Selbstverständlich!) 

Drittens: Gewalt ist kein Mittel der Politik, egal 
von wem sie ausgeht, gegen wen sie sich richtet 
und aus welchen Gründen sie ausgeübt wird. 
 
(Beifall BIW) 
 
Wer diesen eigentlich selbstverständlichen 
Grundsätzen nicht zuzustimmen bereit ist, der 
muss sich die Frage gefallen lassen, wie es um 
seine eigene Verfassungstreue bestellt ist.  
 
Die Ereignisse von Hamburg müssen ein politi-
scher Weckruf sein, meine Damen und Herren! 
Was sich dort an brutalen Ausschreitungen bis 
hin zu bürgerkriegsähnlichen Szenen vor den Au-
gen der Weltöffentlichkeit abgespielt hat, darf 
sich nicht noch einmal wiederholen, weder in 
Deutschland noch anderswo in Europa. Dem 
Linksextremismus muss endlich der politisch-mo-
ralische Heiligenschein genommen werden, der 
ihm im Übrigen nicht zusteht. Die Verharmlosung 
und Relativierung linker Straftäter, die klamm-
heimliche und teilweise sogar offen gezeigte 
Sympathie für gewaltbereite Antifaschisten und 
linksradikale Straftäter, das alles muss nach 
Hamburg der Vergangenheit angehören. Der 
Staat darf nicht länger auf dem linken Auge blind 
sein.  
 
(Beifall BIW) 
 
Null Toleranz im Kampf gegen links, das ist die 
Lehre, die die Politik aus diesen gewaltbereiten, 
brutalen Exzessen im Juli ziehen muss, auch hier 
in Bremen. Wir werden dem Antrag der CDU 
selbstverständlich zustimmen und hoffen auf eine 
breite Zustimmung hier im Parlament. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall BIW) 
 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Senkal.  
 
Abg. Senkal (SPD)*): Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der G-20-Gipfel in 
Hamburg 2017 war das zwölfte Treffen der 
Gruppe der 20 wichtigsten Industrie- und Schwel-
lenländer. Neben den Staats- und Regierungs-
chefs der Mitgliedsstaaten nahmen Politiker wei-
terer Staaten und Vertreter internationaler wirt-
schafts- und handelspolitischer Organisationen 
an dem Gipfel teil.  
 
Rund 23 000 Polizisten sollten den Gipfel und die 
Stadt schützen. Bei verschiedenen Veranstaltun-
gen, Demonstrationen und Aktionen brachten 
Zehntausende ihren Protest gegen den G-20-
Gipfel gewaltfrei zum Ausdruck. Außerhalb der 
angemeldeten Aktionen begingen verschiedene 
Akteure, darunter ganz überwiegend mutmaßlich 
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Linksextremisten, Sachbeschädigung, Plünde-
rungen und schwere Angriffe auf Polizeibeamte. 
Bei den Ausschreitungen sowie bei der Anwen-
dung körperlicher Gewalt durch die Polizei wur-
den Hunderte von Personen verletzt. Lassen Sie 
mich vorab festhalten, dass die politischen Er-
gebnisse des Gipfels für mich in keiner Relation 
zu den Kosten und dem Aufwand standen, den 
dieses Treffen verursacht hat. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
 
Lassen Sie mich auch ergänzen: Eine Stadt in ei-
nen solchen Ausnahmezustand zu versetzen, mit 
teils bürgerkriegsähnlichen Bildern, und eine sol-
che Welle der Gewalt hat für mich nichts mit den 
demokratischen Errungenschaften der Mei-
nungsfreiheit oder dem Versammlungsrecht zu 
tun, sondern wird von uns als SPD-Fraktion auf 
das Schärfste verurteilt.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die SPD-Bürgerschaftsfraktion verurteilt die Ge-
walt gegen die Polizei und auch die wahllose und 
sinnlose Zerstörung des Eigentums von Hambur-
gerinnen und Hamburgern, die lediglich das Pech 
hatten, in Straßen zu wohnen, die sich soge-
nannte Autonome auserkoren hatten, um ihren 
Straßenkampf gegen die Polizei - und somit ge-
gen den Staat - zu führen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wo le-
ben wir eigentlich, wenn wir solche Bilder und Si-
tuationen wegen eines Treffens von Staatsvertre-
tern erleben müssen. Für uns ist es vollkommen 
egal, ob diese Menschen aus dem rechten oder 
dem linken Lager kommen, für uns gilt, jegliche 
Straftaten und jegliche Gewalt, egal, ob von 
rechts oder von links, sind entschieden zu verur-
teilen und strafrechtlich zu verfolgen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt 
aber auch viele Stimmen, die den Einsatz der Po-
lizei kritisieren und für unverhältnismäßig halten, 
die die polizeiliche Einsatzstrategie sogar gänz-
lich kritisieren. Darüber wurde auch viel geschrie-
ben und berichtet, und es war die Rede von mas-
siver Polizeigewalt. Hier gilt für uns als SPD, dass 
die Vorwürfe selbstverständlich und so schnell 
wie möglich aufgeklärt werden müssen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
 
Welche Form die Hamburgische Bürgerschaft 
hierfür auswählt, das bleibt ihr überlassen, seien 
Sie sich aber sicher, dass auch wir in der Innen-
deputation mit diesem gesamten Thema noch 
viele Tagesordnungspunkte füllen werden. Ich 
finde es auch vollkommen richtig, denn es ist sehr 

berechtigt, diese kritische Nachbetrachtung vor-
zunehmen und lückenlos aufzuklären.  
 
Viele Ihrer Fragen, die Sie in dem Antrag gestellt 
haben, werden sicherlich auch aufgenommen 
werden. Wir werden sie auch dort beantworten. 
Wir werden auch Fragen stellen. Ich glaube, wir 
werden noch viele Innendeputationssitzungen 
durchführen, auf denen wir die Nachbetrachtung 
des G-20-Gipfels in Hamburg hier in Bremen wei-
ter fortführen müssen.  
 
Lassen Sie mich auch weiter sagen, dass ich 
sehr begrüße, dass Herr Senator Mäurer unver-
züglich unseren nach Hamburg entsandten 330 
Polizistinnen und Polizisten, davon 36 aus Bre-
merhaven, drei Tage Sonderurlaub gewährt hat. 
Darüber hinaus haben die Beamtinnen und Be-
amten, die während des Gipfels in Bremen 12-
Stunden-Schichten geleistet haben, um die ent-
sandten Kolleginnen und Kollegen zu kompensie-
ren, völlig berechtigterweise einen Tag Sonderur-
laub erhalten. Ich möchte mit Genehmigung des 
Präsidenten aus der Pressemitteilung des Sena-
tors kurz zitieren. Der Senator hat gesagt:  
 
„Die Kolleginnen und Kollegen haben in Hamburg 
immer wieder ihr Leben und ihre Gesundheit ris-
kiert. Das lässt sich nicht mit Geld oder freien Ta-
gen ausgleichen. Der Sonderurlaub ist aber ein 
Zeichen unserer Wertschätzung für den geleiste-
ten Einsatz unter tagelanger höchster Nervenan-
spannung.“ Dem möchte ich mich anschließen 
und in Namen der SPD allen in Hamburg beteilig-
ten Polizistinnen und Polizisten danken, die ge-
wissenhaft und mit Augenmaß unter extremen Si-
tuationen dort ihren Dienst verrichtet haben. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wenn man die Berichte unserer Bremer Polizis-
ten hört und erfährt, welche Welle der Gewalt sie 
in Hamburg von sogenannten Demonstranten er-
leben mussten, gebührt ihnen ganz besonderer 
Dank und Anerkennung für diesen Einsatz. 
 
(Beifall SPD) 
 
Einige unserer Bremer und Bremerhavener Poli-
zisten haben in Spitzenzeiten bis zu 21 Stunden 
durchgehend Dienst leisten müssen, um der Ge-
walt von sogenannten Demonstranten entgegen-
zutreten und das Eigentum von unbeteiligten 
Menschen zu schützen, und dafür verdienen sie 
unseren Respekt. Unseren Respekt verdienen 
aber auch die vielen 1 000 Menschen, die ganz 
bewusst friedlich demonstriert haben, um ihren 
Unmut gegen diesen Gipfel zum Ausdruck zu 
bringen. Friedlicher politischer Protest ist ein 
Grundpfeiler unserer Demokratie, Gewalt hat hier 
aber keinen Platz und ist auf das Schärfste zu 
verurteilen.  
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Kommen wir nun zu den beiden uns vorliegenden 
Anträgen. Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich kann für mich sagen, dass ich auch dem 
Antrag der CDU zustimmen könnte. 
 
(Beifall CDU) 
 
Aber Ihr Antrag ist eben erkennbar auf die links-
extreme Szene gerichtet, und damit ist nieman-
dem wirklich geholfen. 
 
(Zurufe CDU: Oh!) 
 
Ich möchte hier nicht falsch verstanden werden 
und verurteile diese Gewalt, die mutmaßlich 
überwiegend von der linksextremen Szene aus-
ging, auf das Schärfste. Ich glaube aber eben 
nicht, dass es nur politisch motivierte Linksext-
reme gewesen sind,  
 
(Abg. Hinners [CDU]: Wer hat es denn organi-
siert?) 
 
sondern ich glaube, dass sich auch viele grund-
sätzlich gewaltbereite Menschen dem Mob ange-
schlossen haben. Für die Aufklärung von Strafta-
ten gilt eben zu Recht, das individuell Personen 
einer Tat zu überführen sind, aber nicht politische 
Gruppierungen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit! 
 
(Beifall SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Fecker. 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr 
Präsident, meine sehr geehrte Damen und Her-
ren! Der G-20-Gipfel im Juli dieses Jahres hat 
nachhaltige Auswirkungen. Leider nicht bei den 
großen Herausforderungen, vor denen die Welt 
steht, wohl aber bei der Hamburger Bevölkerung 
und den Einsatzkräften der Polizeien der Länder.  
 
Enthemmte Gewalt, versuchte Tötungsdelikte 
und sinnlose Zerstörung bestimmten die Bilder, 
die in die Welt und in die Wohnzimmer unseres 
Landes gingen. Die Hamburger Bevölkerung 
stand phasenweise ohne Schutz da. Die einge-
setzten Polizeibeamten wurden von diesen Straf-
tätern mit Flaschen und Steinen angegriffen. 
Dass es hierbei nicht zu tödlichen Verletzungen 
gekommen ist, grenzt an ein Wunder. Lassen Sie 
mich deutlich sagen, dass das Werfen von Stei-
nen und Co. auf Menschen eben keine kritische 
Auseinandersetzung mit dem Kapitalismus, den 
Krisen der Globalisierung oder mit dem Staat ist. 
Wer sich politisch einmischt, der diskutiert auch 
gern hart und klar, aber der wirft keine Steine. 
 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Meine Damen und Herren, das sind Straftaten, 
die unser Rechtsstaat mit allem ihm zur Verfü-
gung stehenden Mitteln verfolgen muss.  
 
Wer sich die Belastungen der eingesetzten Ein-
satzkräfte hat schildern lassen, der weiß, dass 
dies kein Einsatz wie jeder andere war. Auch die 
Polizei ist an diesem Wochenende an die Gren-
zen der Belastbarkeit gekommen. Spätestens 
nachdem es den Hilferuf aus Hamburg gab, und 
weitere bremische Einsatzkräfte nach Hamburg 
verlegt wurden, war auch in Bremen die Perso-
naldecke mehr als dünn.  
 
Die Belastung im Einsatz selbst war ja auch noch 
vorhanden. Sie haben sicherlich alle die Bilder 
der erschöpften Beamten vor Augen, die weit 
über das Maß hinaus beansprucht wurden. Meine 
Damen und Herren, dass die Bremische Bürger-
schaft an dieser Stelle für diesen Einsatz noch 
einmal Dank und Anerkennung ausspricht, ist für 
uns selbstverständlich. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Ja, es gibt auch Vorwürfe gegen Beamte, dass 
sie unverhältnismäßig Gewalt angewandt hätten. 
Sie alle kennen diese Bilder. Meine Damen und 
Herren, der Rechtsstaat tut gut daran, auch die-
sen Vorwürfen in jedem einzelnen Fall nachzuge-
hen, zu ermitteln und gegebenenfalls Anklage zu 
erheben. Das betrifft auch einen Bremer Polizei-
beamten, gegen den jetzt die Hamburger Justiz 
ermitteln wird. Diese Ermittlungen sind auch auf-
grund einer klaren Zuordnung durch die Kenn-
zeichnungen auf der Uniform möglich.  
 
Die Polizei Hamburg wird diesen Einsatz auch 
insgesamt kritisch auswerten müssen, angefan-
gen mit der Frage der Unterbringung und Versor-
gung der Einsatzkräfte, bis hin zur Lageeinschät-
zung und - noch wichtiger - der Einsatztaktik, der 
sogenannten Hamburger Linie. Es gibt vieles auf-
zuarbeiten.  
 
Die Hamburger Polizeiführung und der Hambur-
ger Senat werden viele Fragen zu beantworten 
haben. Es war eben doch mehr als ein Hafenge-
burtstag, wie sich Bürgermeister Scholz dies vor-
stellte. Die Presse- und Versammlungsfreiheit 
wurde eingeschränkt. Der Schutz der Bevölke-
rung konnte nicht immer gewährleistet werden. 
Der Umgang mit den Gefangenen im Rahmen 
der Gefangenensammelstelle, der Vorwurf, des 
verwehrten Zugangs von Anwälten, wird zu klä-
ren sein. Die politische Aufarbeitung und die 
Wahl der Mittel hierzu ist aber Sache des Senats 
und der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wir haben uns deswegen in unserem Antrag auf 
die wesentlichen Punkte konzentriert. Wir danken 
den bremischen Einsatzkräften und sprechen 
ihnen Anerkennung für die Bewältigung dieses 
wirklich extremen Einsatzgeschehens aus. Wir 
verurteilen den Missbrauch des legitimen Pro-
tests und die Angriffe auf die Polizei. Wir stellen 
noch einmal deutlich klar, dass in einem Rechts-
staat Gewalt kein Mittel der politischen Auseinan-
dersetzung sein darf. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wir drücken unsere Sorge darüber aus, dass die 
Presse- und die Versammlungsfreiheit sowie der 
Schutz der Bevölkerung nur eingeschränkt ge-
währleistet werden konnte. Schlussendlich 
möchten wir aber auch all jenen danken, die sich 
friedlich für eine bessere und gerechtere Welt auf 
den unzähligen Demonstrationen eingesetzt ha-
ben und deren politische Botschaft leider bei den 
Bildern dieser Straftäter untergegangen ist, 
meine Damen und Herren. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wir erwarten vom Senat, dass er, sofern möglich 
und notwendig, die Hamburger Justiz bei der Auf-
arbeitung aller Straftaten unterstützt, sich an der 
Auswertung des Einsatzes beteiligt und der De-
putation für Inneres darüber berichtet. Natürlich 
kann auch die Polizei Bremen aus diesen Tagen 
Lehren für die Arbeit ziehen und insbesondere 
auch noch einmal die eigene Schutzausstattung 
unserer Polizeikräfte bewerten. Schlussendlich 
müssen alle diejenigen, die zusätzlich Überstun-
den geleistet haben, diese auch in entsprechen-
der Form vergütet bekommen.  
 
Lassen Sie mich zum Abschluss noch einen Ge-
danken zum G-20-Gipfel an sich verlieren. Es ist 
immer richtig und wichtig, dass Staats- und Re-
gierungschefs miteinander reden. Mir persönlich 
wäre dies zwar organisatorisch und unter dem 
Dach der Vereinten Nationen lieber, aber nun gut. 
Sorgen müssen wir uns allerdings, wenn in dieser 
derzeit turbulenten Welt diese Regierungschefs 
unfähig zum Sprechen und zum Dialog sind. Der 
Minimalkonsens des G-20-Gipfels kann ja nicht 
ernsthaft als Ergebnis bezeichnet werden. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Darüber sollten wir uns auch sorgen. - Herzlichen 
Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Janßen. 

Abg. Janßen (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir diskutieren heute den G-20-Gipfel, und 
nicht nur in den Medien, sondern auch in der De-
batte liegt der Fokus ja hauptsächlich auf den 
Krawallen und den Bildern, die vom G-20-Wo-
chenende aus die ganze Welt erreicht haben. Be-
vor ich darauf eingehe, möchte ich zunächst eine 
politische Bewertung des G-20-Gipfels abgeben. 
 
Der Gipfel ist, politisch-inhaltlich gesehen, ein 
völliger Fehlschlag gewesen. Es gab keinerlei 
Beschlüsse oder Verabredungen, die wegwei-
sende oder ernsthafte Entscheidungen getroffen 
hätten, die Probleme in den Fokus zu nehmen, 
die die Menschheit insgesamt eigentlich hat. Kli-
mawandel, Flucht und Migration, Armut und Hun-
ger wurden nicht konstruktiv besprochen. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Aus meiner Sicht ist das auch nicht der Ort, sich 
entschieden gegen Klimawandel, Elend, Vertrei-
bung und Krieg einzusetzen. Die G-20 sind die 
Staaten, die für sich selbst in Anspruch nehmen, 
die Führungsrolle auf dieser Welt einzunehmen. 
Sie sind aber eigentlich genau die Staaten, die 
sowohl verantwortlich für globale Ungerechtigkeit 
sind als auch am meisten davon profitieren. Da-
her finde ich es wichtig, an dieser Stelle auch ein-
mal zu betonen: Politisch ist der G-20-Gipfel ein 
Misserfolg gewesen, unabhängig von all dem, 
was ich auch noch im Weiteren besprechen 
möchte.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Nicht nur, weil das Ergebnis unbefriedigend war, 
sondern schon wegen der Form und der Zusam-
mensetzung dieses Gremiums gab es zu Recht 
im Vorfeld Proteste und Aufrufe zu friedlichen De-
monstrationen. Völlig zu Recht haben daher die 
Menschen in Hamburg von dem Demonstrations-
recht Gebrauch gemacht und sind für eine andere 
Gesellschaft auf die Straße gegangen, für globale 
Gerechtigkeit, für Klimaschutz und für eine an-
dere Form der politischen Auseinandersetzung. 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir kommen aber nicht umhin festzustellen, dass 
auch die Proteste an vielen Stellen gescheitert 
sind, denn sie sind überschattet von den Bildern 
brennender Autos, von Krawallen, von Gewaltex-
zessen, für die auch wir keinerlei Sympathie übrig 
haben, die auch wir verurteilen. Die Gefährdung 
der Menschen in Hamburg war eine Lage, die 
niemand so gutheißen kann.  
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen) 
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Wir alle haben die Bilder von brennenden Autos 
gesehen, von geplünderten Läden, von Brandstif-
tung in Läden, über denen sich Wohnungen be-
fanden, womit nicht nur strafbare Sachbeschädi-
gungen begangen wurden, sondern willentlich 
auch in Kauf genommen wurde, schwere Körper-
verletzungen zu begehen. Für diese Straftaten 
gibt es keinerlei Rechtfertigung in dem gerecht-
fertigten politischen Protest. Sie haben auf der ei-
nen Seite die Frage aufgeworfen, ob die Proteste 
legitim sind, obwohl sie das durchaus im Kern 
waren und weiterhin sind.  
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Auf der anderen Seite gilt es, im Nachgang auch 
Kritik an der Polizeitaktik zu üben, auch an der 
gesamten Auswahl der Polizeitaktik und der 
Durchführung. Wir leben in einem Zeitalter der 
Handyvideos, wir alle kennen die Bilder, wo wir 
sehen, wie Polizei Gewalt anwendet, die aus die-
ser Sicht als unverhältnismäßig eingeschätzt 
werden muss. Es gibt Anzeigen gegen Justizbe-
amtinnen und -beamte, gegen Polizistinnen und 
Polizisten im Dienst. Ich glaube auch, dass es im 
Sinne der übergroßen Mehrheit der Beamtinnen 
und Beamten vor Ort ist, dass auch diese Fälle 
lückenlos aufgeklärt und einem rechtsstaatlichen 
Verfahren zugeführt werden.  
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Ich tue das sehr selten, aber ich zitiere an dieser 
Stelle einmal die „Bild“-Zeitung, 
 
(Abg. Frau Grobien [CDU]: Immer so, wie es 
passt!) 
 
die davon berichtet, wie die Polizei vorgegangen 
ist, als die „Welcome-to-Hell“-Demonstration 
startete. Dort schreibt Frank Schneider, Chefre-
porter der „Bild“-Zeitung in NRW: „Polizei geht bei 
Ausschreitungen der „Welcome-to-Hell“-Demo 
auch aggressiv gegen Journalisten vor, völlige 
Eskalation!“ Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ein Vorgehen auch gegen Journalistin-
nen und Journalisten, die die Pressefreiheit hoch-
halten und die wichtige Aufgabe haben, von sol-
chen Ereignissen zu berichten, ist ein Verstoß ge-
gen demokratische Grundfeste und gehört, im 
Nachhinein betrachtet, genauso dazu wie andere 
Teile der Polizeitaktik, die in Hamburg fehlge-
schlagen sind.  
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Frage, ob Hamburg, die Frage, ob St. Pauli, 
ob das Schanzenviertel tatsächlich der richtige 
Ort gewesen ist, einen G-20-Gipfel durchzufüh-
ren, muss man sich auch stellen. Es gab bereits 

im Vorfeld auch aus Sicherheitskreisen erhebli-
che Bedenken daran, ob hier die Sicherheit ge-
währleistet werden kann.  
 
(Abg. Bensch [CDU]: Leben wir in Deutschland, 
oder leben wir nicht in Deutschland?) 
 
Wir leben in Deutschland, und wir leben in einem 
Staat, in dem wir glücklich sind, dass das De-
monstrationsrecht ausgeübt werden kann, in dem 
Sicherheitsbehörden lange vorher gewarnt ha-
ben, dass es zu derartigen Situationen kommen 
kann, und in dem trotzdem die Polizei nicht in der 
Lage war, die Bevölkerung in Stadtteilen wie Al-
tona und dem Schanzenviertel davor zu schüt-
zen, dass Gruppen stundenlang unbehelligt 
durch die Straßen ziehen konnten, Steine wer-
fend und marodierend. Das ist eine Tatsache, 
und ich glaube, dass man sich hier grundsätzlich 
die Frage stellen muss, ob die Polizeitaktik ange-
messen auf diese Gefährdungslage reagiert hat.  
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Noch ein paar Worte zu der Vorbereitung: Die 
„Welcome-to-Hell“-Demonstration ist ja durchaus 
anders aufgetreten, sowohl im Titel als auch in 
der Ausrichtung, als die Großdemonstration, die 
am Samstag angemeldet wurde und an der ja 
auch einige aus diesem Haus teilgenommen ha-
ben. Aber für diese Demonstration gab es nie-
mals Auflagen der Versammlungsbehörde. Man 
hat einen Weg zugelassen, bei dem das Ende di-
rekt am Messegelände, also am Tagungsort der 
G-20, stattfinden sollte. Ich gehe nicht davon aus, 
dass die Sicherheitsbehörden zu irgendeinem 
Zeitpunkt überhaupt in Erwägung gezogen ha-
ben, dass diese Demonstration, unabhängig da-
von, wie sie sich jemals verhalten hätte, dort an-
gekommen wäre. Man hatte von vornherein das 
Ziel, den Demonstrationszug zu blocken. Warum 
spricht man eine Genehmigung für eine De-
monstration im rechtstaatlichen Sinne aus, wenn 
niemals die Absicht besteht, diese Demonstration 
zu ihrem Recht kommen zu lassen? Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, das ist eine Ein-
schränkung des Demonstrationsrechts durch die 
Hintertür, die so nicht akzeptiert werden kann! 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Was nach der Auflösung am Donnerstag passiert 
ist - dazu habe ich mich eben auch schon geäu-
ßert -, die Krawalle in Altona, die angezündeten 
Autos lassen sich nicht durch die Einschränkung 
des Demonstrationsrechts rechtfertigen, um das 
hier klarzustellen! 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
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Ich möchte hier nicht sagen, dass richtig war, was 
passiert ist. Es war falsch, und dennoch gilt es, 
diese Kritik zu üben.  
 
 
Festzustellen bleibt auch, diese Aktionen waren 
nicht nur extrem gefährlich und wahllos, sie wa-
ren auch extrem schlecht für die gesamten legiti-
men Proteste vor Ort. Sie haben in jeder Hinsicht 
kontraproduktiv gewirkt und die Kritik, die ge-
rechtfertigt ausgedrückt wurde, geschwächt. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Bei all der Kritik, die an dieser Stelle an diesen 
Krawallen geübt wurde, gilt es aber dennoch fest-
zustellen, dass zwischen Straßenkrawallen und 
der rechtsradikalen Gewalt, die allein in Deutsch-
land seit den Neunzigerjahren 200 Todesopfer 
gefordert hat, ein großer qualitativer Unterschied 
besteht. Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, wenn hier Vergleiche zum salafistischen Ter-
rorismus gezogen werden, der mittlerweile Tau-
sende von Opfern gefordert hat, dann ist es ein 
Hohn gegenüber den Opfern dieses salafisti-
schen Terrorismus, das hier mit den zugegebe-
nermaßen dramatischen Zuständen in Hamburg 
gleichzusetzen!  
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Wir werden daher, weil diese Grundthese auch 
dem CDU-Antrag zugrunde liegt und man hier 
Gewalt verschiedener Herkunft gleichsetzt, den 
CDU-Antrag ablehnen. Den Antrag der Koalition 
hätten wir vermutlich etwas anders formuliert, 
dennoch gestehen wir zu, dass die SPD und die 
Grünen hier eine andere Bewertung vornehmen, 
als sie in Hamburg diskutiert wird. Wir begrüßen 
daher den Antrag und werden ihm auch in der 
vorliegenden Form zustimmen. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Zenner. 
 
Abg. Zenner (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wir unterhalten uns über Links-
extremismus in Deutschland mit gravierenden 
Auswirkungen im Sommer dieses Jahres in Ham-
burg. Ich bin nicht dort gewesen, aber ich fühlte 
mich an das erinnert, was ich in der Baader-Mein-
hof-Zeit noch als Student miterleben konnte oder 
was direkt am Osterdeich, weil ich in der Nähe 
wohne, anlässlich einer Bundeswehrvereidigung 
passierte. Es war zu ähnlichen Vorfällen gekom-
men, wie man sie auf dem Bildschirm aus Ham-

burg sehen konnte: Körperverletzung, Brandstif-
tung, Plünderungen und dies alles unter dem Vor-
wand einer politischen Aktion.  
 
Ich fühlte mich an das erinnert, was im Dritten 
Reich oder auch davor die SA für die NSDAP an 
Prügeleien und Auseinandersetzungen geleistet 
hat. Wer sich politisch in diesen Aktionen hier in 
Hamburg versteht, der muss sich auch gefallen 
lassen, dass er das, was wir aus der Zeit der na-
tionalsozialistischen SA kennen, noch übertrifft.  
 
(Beifall FDP - Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 
90/Die Grünen): Diesen Vergleich finde ich schon 
etwas schwierig!) 
 
Wir haben in Deutschland nicht nur Linksextre-
mismus, sondern wir haben in Deutschland auch 
einen gravierenden Rechtsextremismus. Wir ha-
ben viele nationale, nationalistische Gruppierun-
gen, und wir haben auch, der Prozess ist noch 
nicht zu Ende, eine Mordserie des nationalsozia-
listischen Untergrunds. Diese Aktionen treten im-
mer wieder eruptiv auf, sie sind anlassbezogen, 
und sie sind eine Krawallszene, die unser 
Rechtsstaat nicht dulden kann.  
 
(Beifall FDP) 
 
Die Gesellschaft und die staatlichen Einrichtun-
gen müssen daher nach links und nach rechts 
weiterhin wachsam sein. Ich bin mir aber auch 
nach 70 Jahren Demokratie in Deutschland, nach 
70 Jahren Rechtsstaat in Deutschland sicher, 
dass unsere Gesellschaft und unsere staatlichen 
Einrichtungen diesen freiheitlichen und sozialen 
Rechtsstaat verteidigen werden. Wir sind stärker. 
Wir sind eine wehrhafte Demokratie, und wir wer-
den uns nicht von den Extremisten von links und 
rechts vorschreiben lassen, wo wir unsere Ta-
gungen und Zusammenkünfte abhalten dürfen. 
 
(Beifall FDP, CDU, BIW) 
 
Dies gilt national und international. Dennoch, 
meine Damen und Herren, auch neben der Kos-
tenproblematik, zu der Thematik der Konferenz 
und zur Thematik, was mit einer solchen Konfe-
renz erreicht werden kann, kann durchaus auch 
in Überlegungen eingetreten werden, ob dies al-
les miteinander in Einklang zu bringen ist, ob es 
verhältnismäßig ist. Darüber darf man sicherlich 
auch diskutieren. 
 
 
Ein freiheitlicher Rechtsstaat muss die Versamm-
lungsfreiheit und die Pressefreiheit garantieren. 
Soweit es hier Einschränkungen unzulässiger 
Art, rechtsstaatswidriger Art gegeben hat, haben 
wir zu erwarten, dass dieser Ausschuss, der in 
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Hamburg gebildet worden ist und an dem alle be-
teiligten Länder mitwirken, auch diese Thematik 
mit aufarbeitet.  
 
Die Polizei muss stets in der Lage sein, solche 
Lagen auch im Griff zu haben. Wir sind den Poli-
zeibeamten in diesem Zusammenhang zu gro-
ßem Dank verpflichtet, dass sie bei persönlicher 
Gefährdung - körperlich sogar vielleicht in der ei-
nen oder anderen Situation unter Todesangst - 
ihren Dienst unter erheblichem Stress ausgeübt 
haben und dass sie dadurch die rechtsstaatlichen 
Belange unseres Staates geschützt haben. Das 
ist eine Aktion, das ist eine Haltung, das ist ein 
Einsatz gewesen, die Respekt erfordern, und 
noch einmal Dank, auch von der FDP, an unsere 
Polizeibeamten und Polizeibeamtinnen für die-
sen Einsatz! 
 
(Beifall FDP, CDU, BIW) 
 
Wir begrüßen außerordentlich, dass seitens des 
Innensenators für den Einsatz Sonderurlaub ge-
währt worden ist und dass ein zügiger finanzieller 
Ausgleich erfolgen soll. Insoweit werden hier die 
Anträge, die gestellt worden sind, zum Teil über-
holt.  
 
Die Polizeitaktik ist angesprochen worden. Der 
Regierende Bürgermeister von Hamburg, Olaf 
Scholz, musste sich bei der Bevölkerung ent-
schuldigen. Er hat, bevor dieser Gipfel abgehal-
ten wurde, versichert, es sei alles Nötige für die 
Sicherheit getan, die Bevölkerung könne ruhig 
dem Geschehen des Gipfels entgegensehen. 
Dies ist leider, wie wir aus den Beschreibungen, 
aus den Bildern sehen konnte, nicht der Fall ge-
wesen.  
 
Es stellen sich natürlich eine Reihe von Fragen: 
Wie ist der Gipfel vorher mit der Polizei aufgear-
beitet worden? Wie ist die Lage bewertet wor-
den? Wie ist der Einsatz der Polizei während des 
Gipfels selbst geleitet worden? Es ist natürlich er-
forderlich - und das erwarten wir auch als Bevöl-
kerung und als Politiker -, dass hier vorbehaltlos 
aufgearbeitet wird. Wir sehen dann mit Interesse 
dem Bericht, der für die Innendeputation ange-
kündigt worden ist, entgegen.  
 
In diesem Zusammenhang muss natürlich, wenn 
Polizeibeamtinnen oder Polizeibeamte sich mög-
licherweise strafbar gemacht haben, auch dies 
rückhaltlos  aufgeklärt werden. Aber eines sage 
ich gleich: Die Situation umzudrehen, sodass 
quasi von der Polizei die Gewalt ausgegangen 
ist, das werden wir auf keinen Fall mitmachen. 
 
(Beifall FDP, CDU, BIW, Abg. Schäfer [LKR], 
Abg. Tassis [AfD]) 
 

Wer in einer Stresssituation arbeitet und über die 
Stränge schlägt, der kann auch im Einzelfall be-
langt werden, das ist in Ordnung. Das ist aufzu-
arbeiten. Die Bewertung, die den Spieß allerdings 
völlig umdrehen will und sagt, dass die Gewalt 
von der Staatsmacht, von der Polizei ausgegan-
gen sei, werden wir nicht mitmachen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Straftaten konsequent verfolgen, Strafrecht ver-
schärfen und die StPO verschärfen, wir sind 
skeptisch. In der Regel kommt dabei nicht ganz 
viel heraus. Wir haben genügend Gesetze, die 
nur richtig angewandt werden müssen. Es kommt 
mehr darauf an, dass wir Personen, die sich an 
derartigen gewaltsamen Auseinandersetzungen 
beteiligen, habhaft werden, dass wir sie identifi-
zieren können, dass wir sie wirklich erwischen, 
und dann kann man natürlich mit dem Strafrecht 
ahnden. Das ist mehr der Schwerpunkt, um den 
es geht. Für solche Lagen fällt mir auch das Stich-
wort Videoüberwachung ein.  
 
Eine Verschärfung des Strafrechts brauchen wir 
nicht. Wir haben eigentlich eine Justiz. In der 
Hand der Justiz liegt es, Ermittlungsverfahren zu 
führen, und dann, wenn ein hinreichender Tatver-
dacht besteht, auch die entsprechenden strafge-
richtlichen Konsequenzen zu ziehen. 
 
Ich verspreche mir noch etwas mehr davon - wir 
haben es ja vielleicht heute noch mit dem Thema 
Schmerzensgeldansprüche zu tun -, wenn man 
Wert darauf legt, nicht nur auf die strafrechtliche 
Seite zu schauen, sondern, wenn man der Täter 
habhaft geworden ist und sie identifiziert hat, 
dass man sie dann auch finanziell für den Scha-
den zur Rechenschaft zieht, den sie angerichtet 
haben, sei es Sachbeschädigung, Körperverlet-
zung, Schmerzensgeldansprüche und so weiter. 
Die persönliche Betroffenheit ist in diesem Zu-
sammenhang nämlich noch einmal ein gutes Ab-
schreckungsmittel.  
 
(Beifall FDP) 
 
Meine Damen und Herren, was können wir uns, 
ohne uns hier nur appellativ zu äußern, als 
Schwerpunkte für die nächste Arbeit vornehmen? 
Mir sind drei Bereiche eingefallen. Erstens, es 
muss die Zusammenarbeit zwischen den Poli-
zeien im Vorgriff auf eine solche Veranstaltung 
verbessert werden. Zumindest müssen wir das 
sehr gut beleuchten, was dort verbessert werden 
kann. Wo können wir erkennen, wo Gruppen aus 
Deutschland oder auch außerhalb Deutschlands, 
aus Europa oder sonst woher, an solchen Kra-
wallen, an solchen Aktionen teilnehmen wollen? 
Wie können wir das besser aufbereiten? Wie kön-
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nen wir das besser erkennen? Welche Zusam-
menarbeit kann es ermöglichen, einen solchen 
Zustrom zu verhindern?  
 
Das Zweite, um das es gehen wird, ist, wie ist die 
Taktik der Polizei aufzustellen? Das wird eine, 
glaube ich, intensivere Debatte erfordern. Das 
wird man nicht als jemand, der in der Politik Mit-
verantwortung trägt, lösen können. Es werden 
häufig polizeispezifische Themen sein. Ich sehe 
dort einen wesentlichen Punkt, um solchen De-
monstrationen besser Herr zu werden oder sol-
che Gewalttaten schon von vornherein auszu-
schließen.  
 
Das Dritte sind, es ist angesprochen worden, das 
Versammlungsrecht und die Vermummung. Wir 
müssen überlegen, wie wir die Personen, denen 
es gar nicht um eine Demonstration geht, son-
dern die von vornherein nur anreisen, um dort 
Krawall zu machen, um dort strafrechtliche Taten 
zu begehen, ausschließen können. Wie können 
wir diese Personen ausgrenzen? Wie können wir 
sie auch, weil sie den Sinn und Zweck der Ver-
sammlung und der Demonstration gar nicht wahr-
nehmen wollen, separieren? Wie kann dies 
rechtsstaatlich mit dazu beitragen, dass wir sol-
che Krawalle ausschließen? Das sind, glaube ich, 
die drei Schwerpunkte, über die wir uns Gedan-
ken machen müssen.  
 
Zu den Anträgen! Ich persönlich halte nicht ganz 
so viel davon, bei allen Kleinigkeiten den Finger 
in die Wunde legen zu wollen. 
 
(Abg. Hinners [CDU]: Eine Kleinigkeit ist das nicht 
gerade!) 
 
Es ist vielmehr erforderlich, wenn wir uns gegen 
Rechts- und Linksextremismus wenden wollen, 
dass die ganzen demokratischen Parteien hier 
Geschlossenheit zeigen, aber nicht in einen Wett-
bewerb einzutreten, ob der eine noch ein Komma 
oder ein Semikolon woanders gesetzt haben 
möchte.  
 
(Beifall FDP) 
 
Das hat mich ein bisschen enttäuscht, Herr Sen-
kal, ich hätte eigentlich mehr politische Geschlos-
senheit erwartet. Ich sehe auch nicht in dem 
CDU-Antrag jetzt jeden Punkt hundertprozentig 
gleichlautend, aber in der Solidarität der Demo-
kraten ist alles das, was sich dahinter verbirgt, 
unterstützungswürdig. 
 
(Beifall FDP) 
 
Das Gleiche gilt für den Antrag der Koalition - und 
zwar mit Ausnahme der Ziffer 4 des ersten 
Blocks, in dem Sie die Pressefreiheit und die Ver-
sammlungsfreiheit problematisieren -, in dem Sie 

eigentlich das Ergebnis, was dieser Ausschuss 
dort machen soll, quasi vorwegnehmen. Deswe-
gen beantrage ich die getrennte Abstimmung. Bis 
auf Ziffer 4 unterstützen wir den Rest des An-
trags. Die Ziffer 4 möchten wir herausgenommen 
haben, weil Sie damit dem Ergebnis vorgreifen. 
Wir möchten einen Bericht mit dem Ergebnis vor-
liegen haben, und dann werden wir uns hier si-
cherlich noch über ganz viele Punkte, die in dem 
Bericht stehen, zu unterhalten haben. - Danke 
schön! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Bevor ich Herrn Hinners als 
nächsten Redner aufrufe, gebe ich den Hinweis, 
dass wir eine Redezeit nach der Geschäftsord-
nung verabredet haben, das heißt, zehn Minuten, 
fünf Minuten und fünf Minuten.  
 
(Abg. Hinners [CDU]: Herr Präsident, so lange 
brauche ich nicht!) 
 
Als nächster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Hinners. 
 
Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will die 
Gelegenheit nutzen und kurz auf meine Vorred-
ner eingehen. Auf den Antrag von Rot-Grün, der 
ja zu unserem Antrag vorgelegt worden ist, will 
ich mich dabei natürlich auch beziehen. 
 
Wir, die CDU, finden diesen Antrag zu oberfläch-
lich. Er wird dem Ausmaß der Krawalle in Ham-
burg nicht gerecht. Wir werden ihn deswegen ab-
lehnen. Uns fehlt die Forderung nach umfangrei-
cher politischer Untersuchung der Vorgänge dort 
völlig, und Sie benutzen in Ihrem Antrag ganz be-
wusst auch den Begriff Linksextremismus an kei-
ner einzigen Stelle. Das ist bezeichnend, weil Sie 
sich offensichtlich davor scheuen, und das ist 
auch das, was ich vorhin in meiner Rede schon 
dargestellt habe, dass Bremen über den Verfas-
sungsschutz dort eben auch die Hände gebun-
den sind. Diese Maßnahmen, die Sie vorschla-
gen, finden wir zu oberflächlich, und sie werden 
insbesondere der Sache nicht gerecht. Deswe-
gen werden wir Ihren Antrag nicht mittragen. Wir 
würden uns aber freuen, wenn Sie unseren An-
trag mittragen.  
 
(Heiterkeit - Abg. Tschöpe [SPD]: Humor hast 
du!) 
 
Herr Fecker, Sie haben sich sehr stark auf die po-
litische Bewertung des G-20-Gipfels konzentriert. 
Das hat Herr Janßen allerdings noch gesteigert. 
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Ich habe 
nur zwei Sätze dazu gesagt! - Abg. Röwekamp 
[CDU]: Aber lange Sätze!) 
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Ja, aber sehr lange Sätze, genau! Manchmal 
geht es ja auch um den Inhalt, Herr Fecker, nicht 
um den Umfang. Klar, man kann natürlich dar-
über streiten, ich habe es in meinem Beitrag auch 
kurz erwähnt, dass es durchaus wünschenswert 
ist, bessere Ergebnisse zu erzielen. Ich glaube 
aber, wir dürfen nicht den Fehler machen, dass 
wir uns zu sehr auf die Erfolge eines solchen Gip-
fels beschränken und sozusagen mathematisch 
ausrechnen, was am Ende dabei herausgekom-
men ist, sondern wir müssen wirklich das Ziel ver-
folgen, dass diese Verhandlungen mit immerhin 
20 Regierungen und Regierungschefs überhaupt 
stattfinden, dass sie durchführbar sind, und zwar 
gewaltfrei durchführbar sind. 
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist 
Satz zwei gewesen, Herr Hinners!) 
 
Alles andere ist aus unserer Sicht überhaupt nicht 
zu tolerieren. 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
Mein letzter Hinweis, Herr Janßen, Sie konnten 
sich nicht dem entziehen, wieder einmal die 
Gleichsetzung zwischen Linksextremismus, 
Rechtsextremismus und terroristischen Aktivitä-
ten in Zweifel zu ziehen.  
 
(Abg. Janßen [DIE LINKE]: Genau!) 
 
Klar, man kann jetzt sagen, hier hat es so viele 
Tote gegeben, und dort hat es diesen oder jenen 
Hintergrund. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Na ja, ist ja auch berechtigt!) 
 
Wenn man nicht anfängt, erst einmal wertfrei und 
ohne Vorurteile an diese extremistischen Formen 
heranzugehen, dann begeht man aus unserer 
Sicht einen riesengroßen Fehler. Für uns muss 
zunächst gleichwertig jede Form von Extremis-
mus betrachtet werden, und erst am Ende kommt 
die Bewertung, nicht am Anfang. - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Senator Mäurer. 
 
Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich vor-
weg auf die Punkte eingehen, die eigentlich un-
streitig sind! Ich gehe einfach einmal den Antrag 
von SPD und Grünen durch.  
 
Aufklärung aller Straftaten, Verfolgung der Straf-
taten, das läuft, 
 
(Abg. Timke [BIW]: Da läuft gar nichts!) 

dazu müssen wir nicht mehr aufgefordert werden, 
sondern Hamburg hat unmittelbar nach den Er-
eignissen eine große Sonderkommission einbe-
rufen, da sind über 170 Beamte, Ermittler, einge-
setzt, und die Bitte an die Länder war, auch ent-
sprechend Personal bereitzustellen. Das haben 
alle gemacht. Es arbeiten über 60 Beamte der 
Länder und des Bundes in Hamburg, und darun-
ter sind natürlich auch Bremer Beamte. Also, die-
ser Aufforderung sind wir bereits nachgekom-
men. 
 
Wir haben uns vor dem Gipfel mit der Frage der 
Überstunden beschäftigt. Wir haben mit dem Per-
sonalrat eine Vereinbarung geschlossen und sie 
eins zu eins umgesetzt, und wir haben dann nach 
den Ereignissen auch sehr kurzfristig entschie-
den, dass zu dieser bisherigen Regelung auch 
noch einmal die Gewährung von Sonderurlaub 
kommen wird. Hamburg bereitet das Geschehen 
auf, und wir werden demnächst einen umfassen-
den Bericht erhalten, an dem auch die Länder be-
teiligt gewesen sein werden.  
 
Wir selbst haben in Bremen unmittelbar bereits 
am Sonntag danach mit der Auswertung begon-
nen. Die Berichte der eingesetzten Kräfte liegen 
vor. Wir werden deshalb auch in der Lage sein, 
Ende Oktober einen zusammenfassenden Be-
richt zu liefern. Das zu dem, was für mich unstrei-
tig ist! 
 
Etwas traurig finde ich, dass man es immer wie-
der nicht lassen kann, noch einmal nachzutreten. 
Die Vorbereitung des Gipfels steht bei uns seit 
mindestens sechs Monaten auf der Tagesord-
nung. Jeden Freitag sitzen wir gemeinsam - wenn 
ich „wir“ sage, meine ich die Innenbehörde mit ih-
ren leitenden Mitarbeitern, den Verfassungs-
schutz, den Staatsschutz und den Polizeipräsi-
denten - zusammen. Wir haben uns in einer Viel-
zahl von Aktionen auf Hamburg vorbereitet. Wir 
haben die Erkenntnisse von Verfassungsschutz 
und Staatsschutz gesammelt. Wir haben den Kol-
legen in Hamburg viele Informationen gegeben, 
es gab ja auch Attacken hier in Bremen, es brann-
ten Fahrzeuge. All dies ist im Visier unserer Si-
cherheitsorgane gewesen. Schade, dass Herr 
von Wachter heute nicht hier ist, dieses Thema 
ist bei uns Gegenstand intensiver Befassungen, 
und dann immer wieder stereotyp zu behaupten, 
wir seien auf dem linken Auge - wenn das über-
haupt links ist! - blind: Das ist einfach maßlos. 
Einfach maßlos! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wenn Sie sich einmal unabhängig von Hamburg 
die Mühe machen würden, in unseren jährlichen 
Verfassungsschutzbericht hineinzuschauen, 
 
(Abg. Timke [BIW]: Daraus habe ich zitiert.)  
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wie viele Seiten wir diesen aktiven Linksradikalen 
widmen! Wir verfolgen nicht irgendwelche Marx-
Lenin-Gruppierungen, die sich an der Universität 
vielleicht noch in der Exegese von Schriften be-
finden, sondern im Fokus unserer gesamten Ar-
beit stehen diejenigen, die für uns durch ihre Ta-
ten und ihre Gewaltbereitschaft ein Problem dar-
stellen. Denen haben wir so viele Seiten in die-
sem Verfassungsschutzbericht gewidmet, und 
das seit vielen Jahren unverändert! Es ist ein 
Schwerpunkt, denn wir sehen natürlich auch, 
dass sie hier gewalttätig sind, und die Ereignisse 
in Hamburg haben mich eigentlich leider darin be-
stätigt, was ich schon die ganze Zeit vermutet 
habe. Für mich war das einzige Erfreuliche an 
diesem Gipfel, dass er am Sonntagmittag zu 
Ende war und wir mit einem blauen Auge davon-
gekommen sind.  
 
(Abg. Leidreiter [BIW]: Das hat mich auch ge-
freut!) 
 
 
„Wir“, das waren über 300 Beamte, die in Ham-
burg eingesetzt waren. Wir haben dann auf die 
Aufforderung, am Freitag noch einmal nachzu-
bessern, reagiert, weitere Kräfte in den Einsatz 
gebracht. Ich glaube, dass Bremen die größte 
Gruppe überhaupt gewesen ist. Wenn alle so viel 
entsandt hätten wie Bremen, wären es über 
30 000 gewesen. Das zeigt, dass wir sehr viel So-
lidarität gezeigt haben. Ich sage an dieser Stelle 
noch einmal, das ist keine Solidarität mit diesem 
Gipfel, dazu habe ich meine sehr dezidierte Mei-
nung. Muss man da wirklich mit Familie und Kin-
dern zu Tausenden in Hamburg anreisen, um an 
so einer Veranstaltung teilzunehmen? Wie viele 
Tausend Kräfte haben wir damit verschlissen, nur 
die überflüssigen Personen zu begleiten, die alle 
mit angereist sind? Ich sage einmal, das kann 
man auch anders machen, und ich finde, man 
muss es auch anders machen! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir haben so viele Kräfte nach Hamburg ent-
sandt, weil wir unsere Kolleginnen und Kollegen 
nicht alleinlassen wollten, das war für uns ent-
scheidend. Wir haben das mit sehr gemischten 
Gefühlen verfolgt. Wer die Livereportagen ver-
folgt hat, konnte sehen, dass Bremen ganz vorn 
dabei gewesen ist. Einfach aufgrund dieser en-
gen Zusammenarbeit im Nordverbund war es un-
sere Aufgabe, die Hamburger in der ersten Reihe 
zu begleiten. Sie haben stundenlang die Wasser-
werfer aus Bremen gesehen, und es waren viele 
Einsatzkräfte aus Bremen unterwegs. Es sind 
auch viele verletzt worden. 
 
Wenn man diese Bilder sieht, dass da keine To-
ten auf der Straße geblieben sind, das war mehr 

als ein Wunder! Diese Form der Gewalt war je-
denfalls für die junge Generation von Polizeikräf-
ten, die wir eingesetzt hatten, etwas völlig Neues. 
Das wird sie ihr Leben lang begleiten. Es gab ei-
nige alte Einsatzführer, die schon in Brokdorf wa-
ren und sagten, dass sie so etwas schon einmal 
erlebt hätten, aber für die meisten Jungen war 
das in der Tat ein Albtraum. Sie sind eigentlich 
fast alle heil nach Hause gekommen, wir hatten 
19 Verletzte, aber keiner musste mehr ins Kran-
kenhaus. Wir haben das aufgearbeitet, und es 
war sehr beeindruckend, was sie uns über das, 
was sie in Hamburg erfahren hatten, berichtet ha-
ben. 
 
Es ist für uns immer ein Problem, Dinge zu unter-
stützen, von denen man eigentlich nichts hält, 
das sage ich einmal in aller Deutlichkeit. Das ist 
für mich in etwa, wie wenn wir einen Castor-
Transport begleiten müssen. Wir werden natür-
lich auch dann Polizeikräfte einsetzen, wir sind da 
in der Pflicht, wir können nicht anders, obwohl ich 
selbst überzeugt davon bin, dass die Atomkraft 
keine Alternative ist. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Deswegen bitte ich auch um Verständnis dafür, 
für mich war es wichtig, dass die eingesetzten 
Kolleginnen und Kollegen heil nach Hause ka-
men. Was die Bewertung dieses Gipfels und sei-
ner Begleitumstände angeht: Dazu ist hier nicht 
der Raum, das ist nicht unsere Aufgabe, aber ich 
sage einmal, ich könnte mir andere Veranstaltun-
gen vorstellen, wohin ich dann auch gern Polizei-
kräfte entsende, aber nicht für solche Dinge. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir werden uns mit diesem Thema weiter be-
schäftigen müssen. Wir müssen auch die Frage 
stellen, ob das, was wir an Einsatztaktik, an Stra-
tegie erlebt haben, ausreichend ist. Wir werden 
sehr wahrscheinlich auch die Erfahrung machen, 
dass viele Gewaltdelikte letztlich nicht verfolgt 
werden können, denn unsere Situation ist so, 
dass wir jedem Täter im Einzelnen nachweisen 
müssen, dass es sein Stein gewesen ist, der zu 
einer Verletzung geführt hat. Das ist immer das 
Problem, wenn Massendelikte begangen wer-
den, wenn aus einer Gruppe heraus geworfen 
wird, dann ist das wahnsinnig schwierig. Ich be-
zweifle auch, ob die Verschärfung des Strafrechts 
etwas hilft. Ich glaube, wir müssen uns da einiges 
anderes überlegen, jedenfalls war es keine Stern-
stunde, was wir da in Hamburg erlebt haben, auf 
beiden Seiten nicht.  
 
Wenn ein Polizeibeamter sich nicht ordnungsge-
mäß verhalten hat, dann werden wir dem nach-
gehen. Ich sage aber auch noch einmal in aller 
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Deutlichkeit: Die Gewalt in Hamburg ist nicht von 
der Polizei ausgegangen! 
 
(Beifall SPD, CDU, FDP, BIW) 
 
Ich glaube auch, es wäre egal gewesen, welche 
Einsatztaktik man gewählt hätte. Diejenigen, die 
da angereist sind - eine kleine Minderheit, man 
hat auch gesehen, dass man in Hamburg gewalt-
frei mit sehr mächtigen Bildern demonstrieren 
konnte -, aber diese Personen, die wir da im Fo-
kus haben, sind mit dem klaren Ziel angereist, 
dass es am Abend brennt und die Steine fliegen. 
Deswegen ist mein Fazit: Ich bin froh, dass das 
alles vorüber ist! - Danke sehr! 
 
(Beifall SPD) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Ich lasse als Erstes über den Antrag der Fraktion 
der CDU abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1148 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen! 
 
(Dafür CDU, FDP, BIW, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos], 
Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt 
den Antrag ab. 
 
Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen und der SPD abstimmen. 
Hier ist getrennte Abstimmung beantragt worden. 
 
Ich lasse zuerst über den vierten Spiegelstrich 
des ersten Teils des Antrags abstimmen. 
 
Wer dem vierten Spiegelstrich des ersten Teils 
des Antrags der Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen und der SPD mit der Drucksachen-Nummer 
19/1194 seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos], Abg. 
Frau Wendland [parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, FDP, BIW, Abg. Schäfer [LKR], 
Abg. Tassis [AfD]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem vierten Spiegelstrich des ersten Teils des 
Antrags der Koalition zu. 
 
Ich lasse jetzt über den restlichen Antrag abstim-
men. 
 
Wer dem restlichen Antrag der Fraktionen Bünd-
nis 90/Die Grünen und der SPD mit der Drucksa-
chen-Nummer 19/1194 seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
FDP, Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos], 
Abg. Frau Wendland [parteilos]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, BIW, Abg. Schäfer [LKR], Abg. 
Tassis [AfD]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem restlichen Teil des Antrags zu. 
 
Interfraktionell wurde inzwischen vereinbart, Ta-
gesordnungspunkt 6 auszusetzen 
 
 
Wie geht es bei der Bearbeitung von Asylver-
fahren in Bremen und Bremerhaven voran? 
Große Anfrage der Fraktion der CDU 
vom 9. Mai 2017 
(Drucksache 19/1054) 
 
Dazu 
 
Mitteilung des Senats vom 27. Juni 2017 
(Drucksache 19/1137) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mäu-
rer. 
 
Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung 
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die 
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu 
wiederholen. 
 
Ich gehe davon aus, Herr Senator Mäurer, dass 
Sie darauf verzichten wollen, sodass wir gleich in 
die Aussprache eintreten können. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Hinners. 
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Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Flücht-
lingswelle in den Jahren 2015 und 2016 hat in 
Deutschland öffentlich sehr große Reaktionen 
hervorgerufen. Einerseits gab es eine herausra-
gende Hilfsbereitschaft vieler Bürgerinnen und 
Bürger bei der Aufnahme der Flüchtlinge in unse-
rem Land, andererseits gab es jedoch auch an-
haltende Proteste und Gewalttaten gegen Flücht-
linge sowie Brandanschläge gegen Flüchtlings-
unterkünfte in Deutschland, und ich gehe davon 
aus, wir alle verurteilen aufs Schärfste, was dort 
passiert ist. 
 
(Beifall CDU - Vizepräsident Imhoff übernimmt 
den Vorsitz.) 
 
Mit der Großen Anfrage wollten wir vom Senat 
wissen, wie der aktuelle Stand der Bearbeitung 
der Asylverfahren im Land Bremen ist. Zunächst 
erst einmal herzlichen Dank auch noch einmal an 
den Herrn Senator, dass diese Fragen, zumin-
dest teilweise, umfangreich beantwortet worden 
sind! Aus der Antwort des Senats geht hervor, 
dass dem Land Bremen in der Zeit vom 1. Januar 
2015 bis zum 1. Mai 2017 insgesamt 13 971 Asyl-
antragsteller - also fast 14 000 - vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge, BAMF, zugewiesen 
worden sind. Davon sind 2 765 landesintern nach 
Bremerhaven verteilt worden. Darüber hinaus 
sind Bremen von Januar bis Oktober 2015 insge-
samt 1 971 unbegleitete minderjährige Flücht-
linge, sogenannte umF, zugewiesen worden, und 
Bremerhaven 16. 
 
Seit dem 1. November 2015 werden diese unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge einem Ver-
teilverfahren unterworfen. Bei insgesamt 494 die-
ser unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge - 
also bei etwas weniger als 20 Prozent der Fälle - 
wurde vom Jugendamt Bremen im Rahmen der 
Alterseinschätzung eine Volljährigkeit festge-
stellt, und damit wurde ein Statuswechsel vorge-
nommen. 
 
Mit den Zahlen, die aus den Antworten hervorge-
hen, mache ich es kurz, damit ich Sie nicht ver-
wirre, aber Sie kennen ja die Vorlage genauso 
wie ich. Von den 15 000 Entscheidungen im Be-
richtszeitraum ist in 66 Fällen Asyl nach dem 
Asylgesetz erteilt worden. In 8 397 Fällen hat es 
eine Anerkennung als Flüchtling gegeben, wei-
tere 2 021 erhielten den subsidiären Schutz. In 
604 Fällen gab es noch den Status des Abschie-
beverbots, aber es gab immerhin auch 3 137 Ab-
lehnungen, und weitere 820 Fälle wurden durch 
sonstige Verfahren erledigt, darauf will ich jetzt 
nicht tiefer eingehen. 
 
Aus den Antworten zu Frage fünf bis sieben 
ergibt sich, dass der Senat keine Auskunft zu 
Mehrfachidentitäten geben kann, obwohl - und 

das wundert uns schon! - nach Angaben des Se-
nats in jedem Fall eine Meldung an die Polizei er-
folgt ist. Wenn man das auf der einen Seite an-
zeigt, dann müsste man auf der anderen Seite ja 
eigentlich auch wissen, in wie vielen Fällen es 
diese Mehrfachidentitäten gegeben hat, und uns 
hätte natürlich auch interessiert, wie man es ver-
hindern will und welche Maßnahmen man an der 
Stelle ergreift. Keine Angaben heißt aber, der Se-
nat kümmert sich darum offensichtlich nicht. 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Fragen Sie doch das 
BAMF!) 
 
Aus der Antwort zu Frage acht geht hervor, dass 
der Senat keine statistischen Auswertungen 
führt, ich hatte es eben schon gesagt. Das ist na-
türlich völlig unbefriedigend -  
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Wo war 
das noch?) 
 
Frage acht! -, denn nur dann kann man natürlich 
entsprechende Verhinderungsmaßnahmen er-
greifen, weil Mehrfachidentitäten in einem 
Rechtsstaat und auch in Asylverfahren nicht hin-
zunehmen sind. Genauso wenig ist hinzuneh-
men, dass hier gefälschte Ausweise vorgelegt 
werden, das ist auf Bundesebene glücklicher-
weise in nur 4,6 Prozent aller Fälle durch entspre-
chende Untersuchungen festgestellt worden. Al-
lerdings muss man dazu wissen, dass in nur circa 
40 Prozent der Fälle überhaupt Pässe oder Do-
kumente vorgelegt werden, die man untersuchen 
kann. 
 
Jetzt schaue ich auf Bremen! In Frage elf ging es 
um Straftaten, die von diesen Asylantragstellern 
in den Jahren 2015 und 2016 in Bremen oder 
Bremerhaven begangen worden sind. 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Das kann man dem 
Senat nun nicht vorwerfen!) 
 
Aus der Antwort geht hervor, im Jahr 2015 gab es 
in Bremen 1 513 und in Bremerhaven 202 Tatver-
dächtige, im Jahr 2016 in Bremen 2 322 und in 
Bremerhaven 304 Tatverdächtige. Ich finde, das 
ist ein nicht ganz unerheblicher Anteil an der Ge-
samtkriminalität. 
 
Der Senat antwortet auf Frage zwölf, dass 25 
Strafgefangene in diesem Zeitraum regelmäßig in 
der Justizvollzugsanstalt Bremerhaven gesessen 
haben, davon 17 in Untersuchungshaft und 16 im 
Jugendvollzug. Ich komme irgendwann auch zum 
Schluss, Herr Präsident! 
 
(Heiterkeit) 
 
Für den Rest kürze ich es ab! Für uns ist völlig 
klar, dass nach Abschluss eines Asylverfahrens, 
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und zwar des gesamten Asylverfahrens, die Aus-
reisepflicht auch durchgesetzt wird. Das kann auf 
freiwilliger Basis passieren - das ist, wie der Se-
nat antwortet, auch hier in Bremen umfangreich 
passiert -, aber letztendlich muss das auch durch 
Abschiebungen passieren, und da wundert man 
sich schon, und das ist jetzt, Herr Präsident, mein 
letzter Satz, dass in Bremen nur elf Personen in 
diesem Zeitraum abgeschoben worden sind, im 
Übrigen alles verurteilte Straftäter, Bremerhaven 
aber bei einem sehr viel geringeren Anteil immer-
hin 100 Personen abgeschoben hat. Zu dieser 
Differenz würde ich vom Senator für Inneres doch 
gern eine Begründung hören. - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Fecker. 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist ein bunter Strauß Fra-
gen, den die Kollegen der CDU eingereicht ha-
ben. Ich will jetzt auf einige Antworten im Beson-
deren eingehen, die der Kollege Hinners teilweise 
auch schon angesprochen hat.  
 
In der Frage eins geht es um die Altersfeststel-
lung. Es ist tatsächlich so, dass für jede vierte 
Person, die ab dem 1. Januar 2015 bei der Ein-
reise angegeben hat, minderjährig zu sein, bei 
der Alterseinschätzung Volljährigkeit festgestellt 
wird. Wir haben daraus für uns den Schluss ge-
zogen, dass die Mär, die es hier gibt, dass die Al-
tersfeststellung nicht funktioniert, eben eine Mär 
ist. Wir sind sicher, dass die gewählten Methoden 
zur Altersfeststellung dann auch zu einem Erfolg 
führen, meine Damen und Herren! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Zu Frage zwei fällt ja schon auf, dass der Anstieg 
der Zahl subsidiär Schutzberechtigter ab 2016 
signifikant steigt. Das liegt natürlich auch an der 
klaren Aussage, syrische Flüchtlinge nur noch mit 
subsidiärem Schutzstatus zu versehen, ebenfalls 
mit der Konsequenz, dass ein Familiennachzug 
nicht mehr möglich ist. Das ist aus unserer Sicht 
deutlich zu kritisieren, weil Sie genau wissen, 
dass Menschen, die aus Syrien nach Deutsch-
land kommen und dann hier sind, ihre Familien 
nicht nachholen können. Wir halten das für das 
falsche politische Signal und werden uns auch 
weiter dafür einsetzen, dass es einen vernünftig 
geregelten Familiennachzug für Menschen aus 
Bürgerkriegsländern nach Deutschland geben 
muss. 
 
Dann gibt es die Fragen fünf bis sieben, das ist 
der Themenkomplex, in dem es um die erken-
nungsdienstlichen Behandlungen geht, darauf 

sind Sie eben schon einmal eingegangen. Ich 
komme, wie so oft, nicht ganz zu Ihrem Schluss, 
Herr Hinners, weil Sie ja feststellen, dass das 
Ganze seit April 2016 zuverlässig funktioniert, 
weil auch schon ab dem ersten Werktag nach An-
kunft in der ZASt eine sogenannte ID-Behan-
dlung erfolgt. Die Frage der Mehrfachidentitäten 
bezieht sich vor allem auf die Fälle vor dem ge-
nannten April 2016. Die Frage, die sich natürlich 
schon stellt, ist, warum diese Fälle eigentlich 
nicht zur Anzeige gebracht werden. Ich glaube 
aber, Herr Kollege Hinners, darüber, wo die Ver-
antwortung hierfür eigentlich liegt, müsste man 
sich noch einmal unterhalten.  
 
 
Zum Thema Passverlust ist von Ihnen kritisiert 
worden, dass Menschen auf der Flucht nach 
Deutschland ihre Pässe verlieren. Wenn Sie sich 
einmal die Bilder dieser vollkommen überfüllten 
Rettungsboote ansehen, wie da versucht wird, 
quasi mit Nussschalen über das Mittelmeer nach 
Europa zu kommen, dann den Menschen den 
Vorwurf zu machen, dass dabei womöglich das 
Gepäck nicht vollständig - vielleicht auch noch in-
klusive des Impfausweises - mitgenommen wer-
den kann, das halte ich nicht für zulässig! Ich 
glaube vielmehr, Sie müssen auch bedenken, 
Herr Hinners, dass die Schlepper teilweise auch 
ganz bewusst die Pässe einkassieren. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Auch das können wir am Ende des Tages nur lö-
sen, wenn wir vernünftige Einreiseregelungen 
nach Deutschland und vernünftige Wege schaf-
fen, nach Europa zu kommen, meine Damen und 
Herren! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Hinners 
[CDU] meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 
 
 
Ganz spannend ist die Frage neun - -. Herr Kol-
lege, lassen Sie mich eben im Ganzen vortragen, 
Sie haben ja gleich noch die Gelegenheit! Bei der 
Frage neun geht es nämlich um die hohe Zahl 
von geprüften syrischen Pässen, und vielleicht 
erinnern Sie sich daran, dass der derzeitige Bun-
desinnenminister, Herr de Maizière, irgendwann 
einmal behauptet hat, dass ein Drittel aller syri-
schen Flüchtlinge, die nach Deutschland kom-
men, gar nicht Syrer seien. Bei dieser Passprü-
fung ist aber herausgekommen, dass die Quote 
ge- oder verfälschter Pässe 2,25 Prozent beträgt. 
Mit anderen Worten, Herr de Maizière hat zumin-
dest Schwächen in der Mathematik, wenn er nicht 
gar bewusst versucht hat, die Zahlen nicht richtig 
zu lesen.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
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Abschließend bleibt die Frage nach der Dauer 
der Verfahren, und auch das ist spannend, die Vi-
sumsverfahren dauern nämlich immer noch über 
ein Jahr. Meine Damen und Herren, das ist natür-
lich kein akzeptabler Zustand. Sehen Sie es mir 
nach, das wiederum liegt im Bereich des Auswär-
tigen Amtes, ich glaube, dass auch da deutlich 
nachgearbeitet werden muss!  
 
Lassen Sie mich zu guter Letzt noch einmal zu 
den Pässen kommen, weil auch da die Frage ist, 
warum die Fälle eigentlich nicht angezeigt wur-
den, Herr Kollege Hinners! Die Frage würde ich 
Ihnen gern stellen, warum wegen dieser ge-
fälschten Pässe, auch wenn es nur so wenige 
sind, eigentlich keine Anzeigen erstattet worden 
sind. Die Verantwortung dafür liegt aus meiner 
Sicht beim Bundesamt. Ich bin verwundert, dass 
das Bundesinnenministerium das dann nicht 
macht. Es wird seine Gründe haben.  
 
Insgesamt bleibt nur noch ein Punkt, über den ich 
zum Abschluss gern sprechen würde, nämlich 
über die polizeiliche Kriminalstatistik. Das sind in 
der Tat auch aus meiner Sicht erschreckende 
Zahlen, aber auch da lohnt es sich, ein bisschen 
in die Statistiken zu schauen. Sie haben zwar den 
Anstieg bei den Straftaten abgefragt, aber den 
muss man wiederum in Relation zum Bevölke-
rungszuwachs setzen. Das soll das Ganze aber 
in keiner Weise negieren, es gilt, sich das im De-
tail anzuschauen. Auffällig und problematisch - 
das sage ich Ihnen allerdings auch - ist der Zu-
wachs vor allem im Bereich der schweren Straf-
taten, nämlich bei Straftaten gegen das Leben, 
bei Sexualstraftaten und Rohheitsdelikten. 
 
(Glocke) 
 
Ich glaube, es bringt uns überhaupt nichts, das zu 
verschweigen. Ansonsten würden wir uns nur 
wieder den Vorwurf gefallen lassen müssen, dass 
wir der Wahrheit nicht ins Auge blicken.  
 
Ich bin Ihnen sehr dankbar, Herr Hinners, für Ih-
ren letzten Satz. Sie haben nämlich gesagt, dass 
Bremen verurteilte Straftäter konsequent ab-
schiebt. Das wollen wir auch in Zukunft so hand-
haben. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Peters-Rehwin-
kel. 
 
Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD)*): Herr Prä-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! 
 
(Unruhe) 
 

Wenn ich Ihr Zwiegespräch unterbrechen darf! Es 
geht hier um die Große Anfrage der Fraktion, die 
da lautet: „Wie geht es bei der Bearbeitung von 
Asylverfahren in Bremen und Bremerhaven vo-
ran?“ So eine Frage, wie es denn bei einem läuft, 
macht erst einmal einen freundlichen Eindruck, 
und dann, muss ich sagen, richtet sich diese 
Frage eigentlich an einen falschen Adressaten, 
denn, wie auch mein Vorredner gerade zu Recht 
bemerkt hat, für eine Vielzahl dieser Antworten ist 
ja das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
zuständig, das BAMF. Es unterliegt nicht der par-
lamentarischen Kontrolle dieses Landes, aber 
trotzdem werden ja von hier aus Antworten gege-
ben. Viele Teile der Antworten auf die Große An-
frage, die hier in der Antwort stehen, wurden aus 
Drucksachen des Bundestags entnommen. Da 
geht es um viele Statistiken und Tabellen, und 
diese wären auch bei eigener Recherche zu-
gänglich, 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
aber immerhin wurde die Frage gestellt. 
 
(Abg. Hinners [CDU]: Aber für jeden Bürger!) 
 
Kommen wir zu inhaltlichen Dingen! Wenn hier 
jetzt angemerkt wurde, dass zum Beispiel die 
Verfahrensdauer sechs Monate beträgt, dann 
muss man auch einmal darauf hinweisen, dass 
man auch einen bestimmten Zeitraum benötigt, 
um Unterlagen zu beschaffen. 
 
(Zuruf Abg. Hinners [CDU]) 
 
Innerhalb sehr viel kürzerer Zeit wird das also 
nicht abzuarbeiten sein, auch für diejenigen, um 
die es dann selbst geht. 
 
Letzten Endes ist es wohl so, dass die Bearbei-
tungszeiten durchaus der Verbesserung zugäng-
lich sein mögen, sodass ich dort einen deutlichen 
Handlungsbedarf in den Reihen der CDU sehe, 
die dann dafür auf Bundesebene zuständig ist. 
Diese ist deutlich erkennbar, das muss dann ge-
sagt werden können. 
 
Weitere Erkenntnisse aus den Antworten, die hier 
gegeben wurden, lassen darauf schließen, dass 
die Mehrzahl derjenigen, die hierher gekommen 
sind, durchaus des Schutzes bedürftig ist. Ich 
finde, da wird dann mit dieser Frage oder dem, 
was daraus jetzt gerade abgeleitet wurde, ein fal-
sches Bild erweckt, nämlich als ob jeder, der hier 
herkommt, straffällig ist 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
und Ausreisen nur daran scheitern, dass man die 
Betreffenden nicht abschiebt. 
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Es gibt Fristen, die einzuhalten sind, und so lange 
sind Duldungen auszusprechen. Fristen müssen 
eingehalten werden, und es wird hier auch von-
seiten des Senats sehr dazu beigetragen und mit-
geholfen, dass die Papiere beschafft werden, die 
für eine freiwillige Ausreise notwendig sind, die ja 
durchaus stattfindet und meines Erachtens daher 
auch richtig ist. 
 
Wenn eben gerade gesagt wurde, dass zu den 
Punkten fünf bis sieben, also in Bezug auf die 
Mehrfachidentitäten, wie soll ich sagen, nichts 
vorliegt, auch das unterliegt eben diesem Zustän-
digkeitsbereich, sodass praktisch auf der Seite zu 
fragen ist und nicht hier. 
 
Abschließend möchte ich fragen, wie jetzt zum 
Beispiel mit gewaltbereiten Terroristen umgegan-
gen werden soll, weil es diese ja auch durchaus 
gibt, das ist Fakt. Da halte ich es für einen sach-
gerechten Vorschlag von unserer Seite, hier eine 
Straffung von Gerichtsverfahren durchzuführen, 
das ist ein sachgerechter Umgang damit. Ich 
meine nur abschließend für diesen Moment, man 
sollte jetzt nicht alle über einen Kamm scheren. 
Mit dieser Anfrage, finde ich, wird in diese Rich-
tung gelenkt, und das ist nicht korrekt, das wird 
den Menschen nicht gerecht. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Zenner. 
 
Abg. Zenner (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Zur Behandlung der Asylverfah-
ren in Bremen, das man muss vorab sagen, be-
kommen wir zu jeder Deputationssitzung eigent-
lich immer eine vernünftige Übersicht über die 
monatliche Entwicklung. 
 
(Abg. Hinners [CDU]: Ich arbeite auch für den 
Bürger, Herr Zenner, hoffe ich!) 
 
Ich will das hier jetzt noch nicht alles abqualifizie-
ren! Ich will einfach nur einmal sagen, was Fakt 
ist, das muss man ja auch einmal sagen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Fakt ist auch - ich wiederhole das -, dass wir zu 
jeder Deputationssitzung ein umfangreiches Pa-
pier, so will ich das einmal nennen, bekommen, 
in dem man sich informieren kann, wie sich die 
Situation der Ausländer-/Asylverfahren monatlich 
entwickelt, und man kann dazu seine Fragen stel-
len. Das einmal vorab, das ist schon einmal eine 
gute Tat für alle, die sich daran beteiligen. 
 
Aus dieser Anfrage, die Sie gestellt haben, erge-
ben sich neue Gesichtspunkte, die aus diesen 
anderen Papieren nicht ganz ersichtlich sind. Für 

mich wurde noch einmal deutlich - und das 
möchte ich auch hier noch einmal erklären -, dass 
wir in den letzten Jahren zwar einen leichten An-
stieg von Asylverfahren hatten, die hier zur Ab-
frage gestellt worden sind, aber aus der Beant-
wortung ergibt sich, dass der originäre Asyl-
rechtsstatus sehr weit unten bei einem, maximal 
zwei Prozent liegt. Darüber müssen wir uns im 
Klaren sein. Dennoch gibt es eine große Zahl, die 
bei uns den Flüchtlingsstatus bekommt, also 
auch einen Aufenthaltstitel und auch einen sub-
sidiären Schutz. 
 
(Abg. Hinners [CDU]: Das ist zeitlich begrenzt!) 
 
Das ist zeitlich begrenzt, aber immerhin, sie leben 
hier legitim, und dann haben wir noch diejenigen, 
die zwar ausreisepflichtig sind, aber zum Beispiel 
aus humanitären Gründen eine Duldung bekom-
men. Dann haben wir also einen ganz großen Teil 
von 80 Prozent, der quasi irgendeinen Aufent-
haltstitel hat, der Rest ist abgelehnt und müsste 
eigentlich ausreisen. 
 
Bei den Duldungen, das ist meine Erfahrung, 
könnte man ab und zu noch ein bisschen stärker 
den Finger in die Wunde legen, da habe ich 
manchmal von der Praxis der Behörde den Ein-
druck, dass man wieder einmal um drei Monate 
und noch einmal um drei Monate verlängert, viel-
leicht auch aufgrund des Arbeitsstresses, dem 
man dort unterlegen ist. Da habe ich nicht immer 
das Gefühl, dass man dem Anliegen auch wirk-
lich sachlich gerecht wird. 
 
Die erkennungsdienstliche Behandlung, die hier 
abgefragt worden ist, ist jedenfalls seit 2016 ver-
bessert worden, das muss man auch erkennen. 
Die Umverteilung der unbegleiteten minderjähri-
gen Ausländerinnen und Ausländer hat sich seit 
dem Jahr 2016 verbessert, und das hat sicherlich 
auch Auswirkungen darauf, dass sich die Straffäl-
ligkeit aus diesem Milieu, aus diesem Kreis, nach 
unten entwickelt hat. Das ist sicherlich positiv zu 
bemerken. 
 
Bei den Mehrfachidentitäten wird mittlerweile of-
fenbar ein seriöses Urkundenüberprüfungsver-
fahren praktiziert. Das hätte man sich alles viel-
leicht schon wesentlich früher wünschen können, 
aber immerhin ist dies auf den Weg gebracht. 
Von der Fachkompetenz her gehe ich für die Zu-
kunft davon aus, dass man das weiter abarbeiten 
wird, und wo sich Mehrfachidentitäten zeigen, 
muss man natürlich ausländerrechtlich oder auch 
strafrechtlich die Konsequenzen ziehen, das ist 
Urkundenfälschung! Die Zahl der Fälschungen, 
das wurde schon gesagt, liegt bei unter fünf Pro-
zent, es hängt allerdings auch ein bisschen da-
von ab, aus welcher Region, aus welchem ande-
ren Land die Geflüchteten zu uns kommen. Im-
merhin ist es aber ein Prozentsatz, den man, 
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glaube ich, ich will nicht sagen, vernachlässigen 
kann, aber es ist gut, dass man ihn kennt. 
 
Auffällig ist, und das wurde hier eben auch schon 
angesprochen, dass die Zahl der Straftaten von 
ausländischen Mitbürgern auch ansteigt. Wenn 
man sich die Tabelle noch einmal ansieht, dann 
sind es also durchaus Straftaten - es wurde 
schon gesagt -, Hoheitsdelikte, Diebstahl unter 
erschwerenden Umständen, Vermögens- und 
Fälschungsdelikte, sonstige Straftatbestände, 
sonstige Taten im Rahmen strafrechtlicher Ne-
bengesetze, Rauschgiftdelikte et cetera. Also, wir 
haben in diesen ganzen Regionen eine erhebli-
che Anzahl von Straftaten. Wie diese im Verhält-
nis zu den Straftaten der Nichtausländer stehen, 
kann ich nicht ganz übersehen, aber es gilt, hie-
rauf ein Augenmerk zu legen und dann auch aus-
länderrechtlich die entsprechenden Konsequen-
zen zu ziehen. Wer hier straffällig wird, der hat 
sein Gastrecht irgendwann verwirkt. 
 
(Beifall FDP - Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss! Trotz dieser Einzelhei-
ten, die Bremen betreffen, muss das ganze 
Thema Asyl, das ganze Thema Flüchtlinge euro-
päisch gelöst werden. Wir brauchen eine faire 
Umverteilung, wir brauchen einen Lastenaus-
gleich und mehr Sicherheit der Grenzen. Wir 
müssen das Schleppertum mehr bekämpfen und 
mehr das Augenmerk darauf legen, in den Län-
dern, aus denen die Flüchtlinge kommen, Maß-
nahmen zu unterstützen, die dazu führen, dass 
es ihnen wert ist, weiterhin dort zu bleiben. - 
Danke schön! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis. 
 
 
Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Nur zwei Bemerkungen zu meinem Vor-
redner! Herr Zenner, das Asylrecht ist kein Gast-
recht, es ist ein Grundrecht, das unter anderem 
in der Genfer Flüchtlingskonvention steht. Inso-
fern glaube ich, das Wort Gastrecht wird dem 
nicht gerecht. Das ist das eine.  
 
(Beifall DIE LINKE - Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Jetzt 
halten Sie ein juristisches Oberseminar, oder 
was?) 
 
Die andere Bemerkung: Wer Schleppern die Ge-
schäftsgrundlage entziehen will, der muss sich 
für legale Fluchtwege einsetzen. Ich glaube, das 
muss man der Vollständigkeit halber an dieser 
Stelle auch sagen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Jetzt aber zur Anfrage! Herr Hinners, als ich den 
Titel gelesen habe, ist mir als Erstes der Gedanke 
gekommen, oh, die CDU interessiert sich wirklich 
dafür, wie es mit den Asylverfahren vorangeht, ob 
Geflüchteten unzumutbare Wartezeiten zugemu-
tet werden, teilweise über ein Jahr zum Beispiel, 
wie es ihnen im Asylverfahren geht, wie schnell 
die Abarbeitung vorangeht, wie die Entscheidun-
gen sind! Als ich dann weitergelesen habe, 
musste ich feststellen, dass von 14 Fragen, die 
Sie gestellt haben, sechs Fragen auf mögliche 
Delikte, erkennungsdienstliche Behandlungen, 
also quasi negatives Auffallen der Geflüchteten 
abzielen. Die Art und Weise, wie Sie hier Ihre Fra-
gen gewichten, ist tatsächlich enttäuschend. Ich 
war enttäuscht, denn es entspricht nicht dem Ti-
tel.  
 
(Zuruf Abg. Hinners [CDU]) 
 
Wäre es Ihnen darum gegangen, wie das Asyl-
verfahren an sich für die Geflüchteten vorangeht, 
dann hätten Sie zum Beispiel nach der Dauer der 
Verfahren fragen können. Das fragen Sie gar 
nicht erst ab, es scheint Sie nicht zu interessie-
ren.  
 
(Abg. Hinners [CDU]: Nein, die kenne ich!) 
 
Ich ergänze das deswegen, weil ich glaube, das 
ist ein wichtiger Punkt, wenn man fragt, wie es mit 
der Bearbeitung der Asylanträge in Bremen vo-
rangeht, dass sie eben teilweise sehr lang dauern 
und teilweise auch künstlich durch die Bundesre-
gierung, durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, verlängert wurden, 
 
(Abg. Hinners [CDU]: Nicht nur!) 
 
zum Beispiel die Abarbeitung der Asylanträge 
aus Afghanistan, quasi in Erwartung des Bundes-
innenministers de Maizière, endlich Afghanistan 
als sichere Region oder sicheren Herkunftsstaat 
deklarieren zu können! Ich glaube, das, was 
Trump in den letzten Tagen entschieden hat, hat 
de Maizières Pläne endgültig unmöglich ge-
macht, wenn man außer Acht lässt, dass diese 
Pläne von vornherein unmöglich und menschen-
unwürdig waren, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Hätte Sie interessiert, wie es Geflüchteten im 
Asylverfahren geht, hätten Sie außerdem viel-
leicht danach gefragt, wie vielen Geflüchteten 
aus den sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
gelungen ist, innerhalb der kurzen Fristen von ein 
bis zwei Wochen, in denen sie einen Rechtsbei-
stand beiziehen können, Rechtsmittel einzulegen 
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oder einen Rechtsbeistand überhaupt erst zu be-
kommen. Auch das fragen Sie nicht nach! Inso-
fern liegt Ihnen wohl nicht daran, zu fragen, zu 
lernen oder zu erfahren, wie die Asylverfahren für 
die Geflüchteten sind, sondern Ihnen geht es of-
fenbar darum, Geflüchtete in ein schlechtes Licht 
zu rücken.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Vielleicht setzen Sie 
sich zur Abwechslung einmal mit den Antworten 
auseinander und nicht nur mit den Fragen!) 
 
 
Ich finde, es ist Ihnen nicht gelungen, denn die 
Antworten zeigen, dass es sehr hohe Anerken-
nungsquoten gibt, und das, was Sie am Schluss 
gesagt haben, nämlich dass die Zahl der Ab-
schiebungen ansteigen müsse, das ist ja wohl 
Ihre eigentliche Absicht. Auch hier stimmt die 
These nicht, wir haben aus den Antworten ent-
nommen, dass es etwa 3 000 Ablehnungen in-
nerhalb von drei Jahren gegeben hat. Diese et-
was über 3 000 Ablehnungen - -. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Stellen Sie doch 
diese Fragen, wenn Sie sie so interessieren!) 
 
Ich habe eben auch geduldig zugehört, Herr vom 
Bruch!  
 
(Zuruf Abg. Dr. vom Bruch [CDU]) 
 
Diese 3 000 abgelehnten Asylanträge bedeuten 
ja nicht, dass all diese Personen ausreisepflichtig 
sind, sondern es kann sein - und das wissen Sie 
auch sehr gut, Herr Hinners -, dass diese Perso-
nen weitere Aufenthaltsgründe vorbringen und 
auch zuerkannt bekommen, zum Beispiel Aufent-
halte aus humanitären Gründen nach Paragraf 25 
Absatz 5 Aufenthaltsgesetz, das ist in dieser Sta-
tistik nicht enthalten. Insofern kann man nicht sa-
gen, dass diese Personen per se ausreisepflich-
tig sind.  
 
 
In Bezug auf die Delikte - die Bundesstatistik 
wurde vom Senat ergänzt - ergibt sich, dass in 
einer großen Anzahl von Asylanträgen gerade 
einmal 1,4 Prozent gefälschte Papiere festgestellt 
wurden. Insofern entkräften quasi die vorgelegten 
Zahlen das, was Sie offenbar mit Ihren Fragen 
beweisen wollten.  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Mit Fragen kann man 
nichts beweisen!) 
 
 
Bei den Delikten hätte man der Vollständigkeit 
halber abfragen können, wie es denn - das hat 
der Kollege Fecker schon gesagt - mit der Ver-
gleichsgruppe der Gesamtbevölkerung aussieht, 
das tun Sie nicht. Ich finde das unvollständig. 

(Abg. Hinners [CDU]: Stellen Sie doch selbst eine 
Große Anfrage, ist doch unbenommen! - Zuruf 
Abg. Dr. vom Bruch [CDU]) 
 
Trotzdem muss man selbstverständlich sagen, 
dass es teilweise schwere Delikte sind, dass es 
auch Straffälligkeit gibt. Wenn man aber den Ge-
samtkontext berücksichtigt, muss man auch se-
hen, dass ein Großteil der Opfer von Delikten der 
Geflüchteten selbst Geflüchtete sind, zum Bei-
spiel in Unterkünften. Die „Zeit“ hat das einmal in 
einem Vergleich der Statistiken aus verschiede-
nen Bundesländern zusammengestellt. Insofern 
wäre auch hier die interessante Frage, wie man 
auch Geflüchtete davor schützt. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Dann stellen Sie 
doch einfach diese Fragen! - Abg. Frau Böschen 
[SPD]: Das war jetzt das fünfte Mal, Herr vom 
Bruch! - Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das ist ja 
auch nervig! - Abg. Röwekamp [CDU]: Es ist auch 
das fünfte Mal, dass sie sagt, dass die Fragen 
falsch sind! - Glocke) 
 
Ich kann dieses Statistiken und diese Fragen aus 
meiner politischen Sicht bewerten, wie ich es 
möchte. Das steht mir frei, so wie es Ihnen frei-
steht, Fragen zu stellen, wie Sie möchten. Dann 
müssen Sie aber auch aushalten, dass jemand 
hier vorn sagt, diese Fragen sind unvollständig, 
und sie sind tendenziös, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Herr Senator Mäurer. 
 
Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich bin immer erstaunt 
über die Selbstgerechtigkeit der CDU bei diesem 
Thema. Ich frage mich immer, träume ich, oder 
habe ich die ganze Entwicklung überhaupt ver-
schlafen?  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Und nicht ausgeschla-
fen!) 
 
Was war der Beginn dieser Entwicklung? Kann 
es sein, dass eine Kanzlerin einmal entschieden 
hat, die Grenzen unkontrolliert zu öffnen, dass 
danach Hunderttausende eingewandert sind und 
ein Bundesamt für Migration, abgekürzt BAMF, 
plötzlich dastand, nicht arbeitsfähig war? 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Was hätten Sie denn 
gemacht?) 
 
Wo es noch nicht einmal Datenverbindung zwi-
schen Polizei und BAMF gegeben hat? Dass man 
dann in einer Nacht-und-Nebel-Aktion Tausende 
von Mitarbeitern in diese Behörde gepumpt hat, 
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um das Chaos abzuwenden? Dass man dabei 
auch einmal einen Offizier der Bundeswehr ne-
benbei als Asylbewerber anerkannt hat? Wen 
wundert das eigentlich, und was ist die Qualität 
dieser Arbeit? Fragen über Fragen! 
 
 
Dann kommen Sie hier an und fragen, wie das 
denn mit der Doppelidentität ist. Ich vermute, es 
sind viele unter ihnen gewesen, die einfach in der 
einen Aufnahmeeinrichtung den einen Pass prä-
sentiert haben und in der nächsten den anderen. 
Diese Behörde hat das überhaupt nicht mitbe-
kommen, weil sie, wie gesagt, in den ersten Mo-
naten völlig handlungsunfähig gewesen ist. Inso-
fern war das Kind schon im Brunnen, bevor wir 
überhaupt mit diesem Thema befasst worden 
sind.  
 
(Beifall SPD) 
 
Ich habe also die herzliche Bitte, bei den Schuld-
zuweisungen wirklich einmal einen Schritt zu-
rückzugehen und zu sagen: Was da gelaufen ist, 
war unter Sicherheitsaspekten der Worst Case.  
 
(Beifall SPD) 
 
Sie wollen dann in der Statistik herausfinden, wie 
sich das mit den Straftaten entwickelt hat. Ent-
schuldigung, aber wir haben dieses Thema der 
Jugendlichen aus Marokko, aus Tunesien, aus 
Algerien x-mal in dieser Bürgerschaft diskutiert! 
Wo sind die hergekommen? Die sind doch nicht 
in Bremen groß geworden, sondern sie waren 
plötzlich da, weil es keine vernünftigen Grenzkon-
trollen gegeben hat, weil niemand sich für die Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland irgend-
wie verantwortlich fühlte, und daran waren Sie in 
erster Linie beteiligt.  
 
(Beifall SPD) 
 
 
Wenn Sie die anderen Bereiche ansprechen, 
dass wir in Bremen - man hätte das noch etwas 
ausschmücken können - so viele Fälle der freiwil-
ligen Ausreise haben: Dazu muss man sagen, 
das hängt auch damit zusammen, dass wir beim 
BAMF kürzlich die große Masse der Verfahren 
hatten, die den Westbalkan betrafen, also Län-
der, mit denen man rechtliche Verträge hatte, so-
dass wir selbst in der Lage sind -und das ist die 
Ausnahme -, die Papiere auszustellen. Das heißt, 
jeder, der die Aufforderung bekommen hat, die 
Bundesrepublik zu verlassen und in den Westbal-
kan zurückzugehen, hat keine andere Chance 
und weiß genau, dass wir ihm dann, wenn er nicht 
freiwillig geht, die Papiere aushändigen und dann 
eine Ausweisung verfügen werden und sie auch 
realisieren können. Das ist eigentlich die Haupt-
ursache und die Begründung dafür, warum so 

viele freiwillig ausreisen. Ergänzend kommt 
hinzu, dass wir auch ein sehr stark ausgebautes 
System der Betreuung haben, beides ist wirt-
schaftlich in jedem Fall sinnvoller.  
 
Ich wage die Prognose, dass sich diese Zahlen in 
den nächsten Monaten grundlegend verändern 
werden, denn jetzt beginnt das BAMF, die Fälle 
zu bearbeiten, die wirklich schwierig sind, und es 
sind noch Tausende von Verfahren, die bei den 
Verwaltungsgerichten liegen. Das ist richtig kom-
pliziert und schwierig.  
 
 
Dann kommt ja immer das Thema Abschiebung 
von Straftätern. Wir haben eine sehr enge Zu-
sammenarbeit mit der Justiz, wir haben Verein-
barungen mit dem Strafvollzug. Wir schauen es 
uns heute rechtzeitig an, wenn Personen inhaf-
tiert werden, und wir überlegen, was geschieht, 
wenn die Haftstrafe verbüßt ist.  
 
Was die Gefährder angeht - die Anzahl verändert 
sich laufend, wir haben Gefährder, die im Straf-
vollzug sitzen, und wir haben Gefährder, die noch 
nicht im Strafvollzug sind -, sind wir ein Bundes-
land, das in dieser Frage auch an der Spitze mit-
geht. Wir haben die Verfahren nach Paragraf 
58 a Aufenthaltsgesetz beim Bundesverwal-
tungsgericht vorangebracht. Die Entscheidungen 
aus der jüngsten Vergangenheit des Bundesver-
fassungsgerichts hängen mit unseren Verfahren 
zusammen. Das heißt also, was wir bewegen 
können, um diese Personen, die wir als gefährlich 
einstufen, außer Landes zu bringen, bewegen 
wir.  
 
Ich berichte jetzt einmal kurz aus der Praxis die-
ser Verfahren, Sie haben das der Presse entnom-
men: Zwei Gefährder sind zurzeit bei uns inhaf-
tiert, es gab 28 Verfahren vor Gericht, 28 durch 
alle Instanzen, durch die verschiedensten Ge-
richtsbarkeiten, und sie sind immer noch nicht in 
ihre Heimatländer abgeschoben! Auch da ist das 
Problem, dass wir eine mangelhafte Unterstüt-
zung durch den Bund haben. Wir können in die-
sen Verfahren selbst ermitteln, und das tun wir 
auch. Wir sind auch in der Lage, bis zum Bundes-
verwaltungsgericht zu gehen und die Verfahren 
dann positiv abzuschließen. Ich sage aber, an der 
Stelle endet auch einfach unsere Kompetenz! Wir 
sind nicht in der Lage, stellvertretend für das Aus-
wärtige Amt die notwendigen Absprachen mit den 
Heimatländern zu treffen, wir sind nicht in der 
Lage, diese Zusicherungen beizutragen, die von 
den Gerichten erwartet werden. Deswegen ist ei-
gentlich der Bund in der verdammten Pflicht, 
dann diese Verfahren zu übernehmen, uns davon 
zu entlasten, denn wir sind in diesem Bereich 
selbst überhaupt nicht Herr des Verfahrens! 
 
(Beifall SPD) 
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Mit etwas mehr Tiefe und mit etwas mehr Blick 
auf die Realitäten wäre auch diese Debatte an-
ders zu führen gewesen, aber das Ziel war klar, 
und insofern war das nicht gewollt. - Danke sehr! 
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Hinners. 
 
Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Senator, 
darauf muss und will ich natürlich noch antwor-
ten, denn wie schon häufiger in diesem Parla-
ment kritisieren Sie die Kanzlerin vor den Kame-
ras für ihr humanitäres Verhalten, im Jahr 2015 
bei dieser in Europa wirklich sehr schlimmen Si-
tuation für viele Flüchtlinge die Bereitschaft zu 
zeigen, sie in Deutschland aufzunehmen.  
 
(Beifall CDU, BIW - Abg. Frau Grotheer [SPD]: Er 
hat das Verfahren kritisiert, Herr Hinners!) 
 
Sie müssen sich dann natürlich die Frage gefal-
len lassen, Herr Senator: Was machen Sie denn 
in Bremen - und jetzt komme ich wieder auf die-
jenigen zurück, über die wir hier eben schon ge-
sprochen haben - beispielsweise mit den kriminell 
und schwerstkriminell gewordenen unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen? Wo bleibt die ge-
schlossene Einrichtung, die der vorherige Bürger-
meister hier im Jahr 2015 deutlich als die einzige 
Lösung aufgezeigt hat? Wo bleibt sie? Sie ist bis 
heute nicht dargestellt, und wir sind fast am Ende 
des Jahres 2017. Es bleibt, Sie stecken diese 
Menschen in das Gefängnis, es sind mittlerweile 
25, ich hatte darauf hingewiesen.  
 
(Abg. Leidreiter [BIW]: Wo bleiben diese?) 
 
Sie kommen ohne irgendeine vernünftige inten-
sivpädagogische Behandlung wieder heraus und 
machen dort weiter, wo sie vorher aufgehört ha-
ben. Das kann doch nicht Ihre Lösung sein! 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 
Darauf gehen Sie mit keinem Wort ein. 
 
Sie schließen das Heim von Herrn Kannenberg, 
das zumindest teilweise durchaus erfolgreich ge-
arbeitet hat, wollen in Lesum ein neues Heim 
gründen mit völlig unklaren Hintergründen und 
eben nicht als geschlossene Einrichtung, und 
diese Menschen haben dann auch weiterhin die 
Möglichkeit, Straftaten zu begehen. Also, bevor 
Sie sich zum wiederholten Male auf die Kanzlerin 
konzentrieren, sollten Sie lieber Ihre Aufgaben 
hier in Bremen wahrnehmen! 
 
(Beifall CDU, BIW) 
 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Herr Senator Mäurer.  
 
Senator Mäurer: Ja, es ist unvermeidlich! Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich sage noch einmal, wir brauchen keine 
Nachhilfe in humanitärer Flüchtlingspolitik. 
 
(Beifall SPD - Zurufe CDU: Doch!) 
 
Ich glaube, die bremische Geschichte ist ein 
deutlicher Beweis dafür, was diese Stadt bisher 
geleistet hat, und meine Kritik bezieht sich allein 
darauf, dass die Folgen der Öffnung nicht be-
dacht worden sind, 
 
(Beifall SPD) 
 
dass man nicht vorbereitet war und nicht gesehen 
hat, welches Chaos man auslöst, weil man die 
Behörden darauf nicht vorbereitet hat. Es war 
nichts an Infrastruktur vorhanden - und das ist der 
Punkt, unter dem wir heute noch leiden -, 
 
(Zurufe CDU) 
 
und viele Personen haben diese Gelegenheit ge-
nutzt. Das hatte gar nichts mit Syrien zu tun. Sie 
kommen aus Tunesien, Marokko und Algerien 
und waren schon jahrelang in Europa unterwegs, 
und sie haben einfach diese Stunde genutzt, in 
der niemand hingeschaut hat, und sind dann zu 
einem Problem für uns geworden. 
 
Ich sage noch einmal, wir haben auch darauf eine 
sehr klare Antwort: Diejenigen, die massiv aufge-
fallen sind, haben wir inhaftiert. Sie sind inzwi-
schen volljährig, und da bei der Mehrzahl von 
ihnen nicht erkennbar ist, dass sich ihr Verhalten 
ändert, bleibt nur der einzige Ausweg, sie dann 
auch in der Tat in ihre Heimatländer zurückzufüh-
ren. Das machen wir ohne Wenn und ohne Aber, 
und dazu stehen wir auch. 
 
Ich sage aber noch einmal, immer den Eindruck 
zu erwecken, man habe mit dieser ganzen Situa-
tion nichts zu tun, dass wir als Bremer plötzlich in 
dieser Sitaution sind und darauf reagieren müs-
sen: Sie wissen alle, die Geschichte ist ganz an-
ders verlaufen, und deshalb wäre es auch wirk-
lich zu wünschen, wenn Sie wirklich einmal einen 
Schritt zurückgehen und sagen würden, es kann 
auch sein, dass wir dazu beigetragen haben, 
dass wir in diese Situation gekommen sind. - 
Danke sehr! 
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 
 
Damit ist die Aussprache geschlossen. 
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Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats mit der Drucksachen-Nummer 
19/1137 auf die Große Anfrage der CDU-Fraktion 
Kenntnis. 
 
Ich unterbreche die Sitzung für eine Mittagspause 
bis 14.40 Uhr.  
 
(Unterbrechung der Sitzung 13.08 Uhr) 
 
* 
Vizepräsident Imhoff eröffnet die Sitzung wieder 
um 14.40 Uhr. 
 
Vizepräsident Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröff-
net. 
 
Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Seminargruppe des Instituts für Kirche 
und Gesellschaft der evangelischen Kirche West-
falen.  
 
Herzlich willkommen hier bei uns im Haus! 
 
(Beifall) 
 
Wir fahren in der Tagesordnung fort. 
 
 
Kriminelle Clans in Bremen 
Große Anfrage der Fraktion der FDP 
vom 24. Mai 2017 
(Drucksache 19/1078) 
 
Dazu 
 
Mitteilung des Senats vom 4. Juli 2017 
(Drucksache 19/1142) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Schulz.  
 
Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung 
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die 
Große Anfrage mündlich zu wiederholen. - Herr 
Schulz, machen Sie davon Gebrauch? 
 
(Staatsrat Schulz: Nein! - Heiterkeit) 
 
Das möchten Sie nicht, hervorragend!  
 
Wir treten in die Aussprache ein.  
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Steiner. 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäste! Wir woll-
ten wissen, wie es eigentlich mit der Sicherheit in 
Bremen aussieht, besonders auch in Bezug auf 

kriminelle Clans und Trickbetrug. Ich muss sa-
gen, die Antwort des Innensenators war für uns 
ganz schön ernüchternd, denn Bremen wird an-
scheinend von zum Teil gewalttätigen Großfami-
lien terrorisiert. Auch da scheint der Innensenator 
einfach einmal den Kopf in den Sand zu stecken.  
 
Allein in den letzten sechs Jahren ist die Anzahl 
der Mitglieder der Mhallamiye-Familie um knapp 
950 Personen auf sage und schreibe 3 541 ge-
stiegen. Das ist eine Zunahme von 37 Prozent.  
 
(Abg. Timke [BIW]: War doch schon bekannt! Das 
ist ein Clan!) 
 
Wenn wir uns jetzt auch noch der Tatsache stel-
len, dass die Dunkelziffer anscheinend weitaus 
höher liegt, da die Familienmitglieder ihren Nach-
namen geändert haben, stimmt mich das, ehrlich 
gesagt, sehr nachdenklich.  
 
Diverse Fragen in unserer Großen Anfrage wur-
den nicht beantwortet, weil angeblich keine Infor-
mationen vorliegen oder keine Angaben dazu ge-
macht werden, so auch bei der Frage, ob es meh-
rere Clans in Bremen gibt. Darauf war die Ant-
wort, ja, es gäbe weitere Bevölkerungsgruppen, 
aber das war es eben auch, keine weiteren An-
gaben, keine Details! Für uns stellt sich doch die 
Frage, was sind denn das für Gruppen welcher 
Ethnie, wer ist das, wie groß sind diese Clans? 
Das muss doch für uns hier als Bremer auch von 
Interesse sein, aber nein, lieber wollen wir es gar 
nicht so genau wissen, denn sonst sähen die Er-
gebnisse vielleicht noch viel schlimmer aus.  
 
 
Es geht weiter. Es gibt keine direkte Aussage zur 
Rockerkriminalität. Allerdings wissen wir auf der 
anderen Seite, dass Rocker verschiedene Delikte 
begangen haben. Angaben zur genauen Anzahl? 
Wieder keine Angaben, wieder nur eine Aussage, 
wie viele Kutten getragen werden, was aber im 
Verhältnis zu den anderen Delikten - sei es Kör-
perverletzung oder Ähnliches - wohl das kleinere 
Übel ist.  
 
 
Apropos Kutten, Sie sagen ja in der Antwort, es 
gäbe keine Kutten im Gefängnis, und es sei ver-
boten. Jetzt schauen wir einmal hier auf dieses 
schöne Bild, das kennen Sie vielleicht noch, ich 
zeige es hier gern einmal, da sitzt ein Mann - ein 
Mitglied der Mhallamiye-Familie - beim Essen in 
der Kutte, also scheinbar gibt es das doch! Es ist 
wahrscheinlich kein Fasching gewesen, sondern 
ich befürchte, das ist leider traurige Realität, und 
ich finde es auch schade, dass so etwas über-
haupt in unseren Gefängnissen vorkommt. 
 
(Beifall FDP) 
 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1078
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1142
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Noch unglaublicher ist es, wenn wir uns auch der 
Tatsache stellen, was hier in der Antwort des Se-
nats mitgeteilt wird, dass keine Angaben vorlie-
gen, ob Straftaten aus dem Gefängnis heraus ge-
plant werden. Genau das ist aber doch auch ent-
scheidend zu wissen, auch zum Schutz der eige-
nen Leute! Offensichtlich scheint es aber dem In-
nensenator völlig egal zu sein, oder er scheint 
wenig Interesse an den eigenen Leuten und ih-
rem Schutz zu haben. Das finde ich schade, denn 
in unserer Anfrage fragten wir auch danach, ob 
Drohungen gegen Polizei, Staatsanwaltschaft 
und Richter bekannt seien. Die Antwort auf Frage 
15 war, es seien auch dazu keine Informationen, 
keine genauen Angaben bekannt, im nächsten 
Satz wird gesagt, es seien keine Fälle von Dro-
hungen gegenüber Polizei, Richtern und so wei-
ter bekannt.  
 
Jetzt zitiere ich einmal aus dem „Weser-Kurier“ 
vom 13. Januar 2015: „Im Vorfeld der Verhand-
lungen habe es Morddrohungen gegen den An-
geklagten und dessen Verteidiger gegeben, er-
klärte die Richterin, die den Prozess leitet. Auch 
die Richter seien bedroht worden, von einem 
Massaker sei dabei die Rede gewesen und da-
von, die Richter zerhacken zu wollen.“ Bei aller 
Liebe, da kann man ja nicht sagen, es sei nichts 
davon bekannt! Ich gehe einmal davon aus, dass 
der „Weser-Kurier“ sich das nicht ausgedacht hat, 
sondern sicherlich auch aus einer Faktenlage be-
stätigt worden ist.  
 
Ich glaube, wir brauchen ein Umdenken im 
Hause des Senators für Inneres, und es ist auch 
enorm wichtig für die gezielte Bekämpfung des 
Verbrechens, Informationen zu sammeln und sie 
strategisch auszuwerten. Viele Menschen leiden 
vor allem auch unter der sich verschärfenden Kri-
minalität, insbesondere auch die älteren Leute. 
 
Ältere Menschen kommen zum Teil gerade so 
über die Runden, und einige schaffen es noch, 
etwas für die Enkelkinder beiseite zu legen, und 
dann passiert es: Der Trickbetrug! Die Anzahl der 
Delikte ist in den letzten Jahren stark gestiegen, 
das wissen wir auch dank der Anfrage der CDU 
von damals, als das bestätigt wurde. Nur, wir 
müssen handeln und eine Ermittlungsgruppe 
zum Thema Trickbetrug einrichten. Viel zu viele 
Menschen werden geschädigt. Wir müssen Men-
schen schützen und gezielt dagegen vorgehen. 
Die Antworten sind auch diesbezüglich für mich 
völlig intransparent, und ich würde mir vom Sena-
tor für Inneres endlich mehr gezielte Verbre-
chensbekämpfung wünschen.  
 
(Beifall FDP) 
 
Es steht auch in der Antwort des Senates, man 
würde das Ganze im Auge behalten. Bei aller 
Liebe, das im Auge zu behalten, reicht für mich 

überhaupt nicht aus, sondern wir erwarten, dass 
Sie handeln und hier endlich den Rechtsstaat 
durchsetzen! 
 
(Beifall FDP) 
 
Die Tabellen, die Sie in Bezug auf die Verurtei-
lungen mit Strafmaß angehängt haben, sind na-
türlich wenig aussagekräftig, das weiß ich auch, 
und ich kann in diese Verfahren nicht hineinse-
hen. Trotz allem, wenn ich mir das ansehe, muss 
ich sagen, in der Summe scheinen mir die Straf-
maße immer erstaunlich human. Vielleicht wäre 
es an einigen Stellen besser gewesen, ein biss-
chen härter durchzugreifen. Ich finde, Bremen ist 
die schönste Stadt und das schönste Land, das 
ist für mich so, und das soll auch in Zukunft so 
bleiben! - Vielen Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Schnittker.  
 
Abg. Frau Schnittker (CDU)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 
Ehrlich gesagt, liebe FDP, ich kann nicht den tie-
feren Sinn Ihrer Anfrage erkennen.  
 
(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen - Abg. 
Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Und ich dachte, 
es geht nur mir so!) 
 
 
Diese ganzen Details sind politisch überhaupt 
nicht nutzbar, und ein Großteil - das haben Sie ja 
eben selbst auch schon gesagt - ist auch schon 
lange bekannt, das haben wir schon diskutiert. 
Ob nun zwei oder drei Täter zu sechs oder zu 
neun Monaten Haftstrafe oder Bewährungsstrafe 
verurteilt worden sind, das ist an dieser Stelle 
auch nicht wirklich entscheidend. Daher vermute 
ich, wie wir ja gestern auch schon so oft festge-
stellt haben, dass diese Fleißarbeit - das muss 
man einmal so sagen - hauptsächlich dazu dient, 
hier das Thema für den laufenden Wahlkampf er-
neut zu besetzen, und man sieht ja auch, wer 
dazu gesprochen hat, 
 
(Beifall SPD - Zuruf Abg. Frau Steiner [FDP]) 
 
nicht der liebe Herr Zenner, wie sonst immer zu 
dem Thema, sondern Sie, Frau Steiner. Das ist 
alles legitim, das haben wir gestern auch gesagt, 
es bringt uns nur leider überhaupt nicht weiter.  
 
Allerdings fehlen mir bei diesem Thema - und das 
Thema ist nach wie vor wichtig -, wenn Sie es 
schon ansprechen, entscheidende Fragen, die 
Sie aber nicht gestellt haben. Dafür gebe ich 
Ihnen einmal ein Beispiel: Wenn ich richtig infor-
miert bin, stammen die Mitglieder der genannten 
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Großfamilie aus dem Libanon und sind mit fal-
scher kurdischer Identität bei uns eingereist. Hier 
stellen wir uns als CDU zumindest die Frage, wie 
es denn eigentlich dazu kommen konnte! Da 
hätte uns die Antwort des Senats sehr interes-
siert, 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Können Sie ja nach-
reichen!) 
 
aber die Frage haben Sie leider nicht gestellt. 
Vielleicht kann das nachher noch jemand beant-
worten, aber die entscheidenden Fragen haben 
Sie eben nicht gestellt. 
 
 
Lieber Senat, ich verstehe aber auch nicht - ob es 
aus Rücksichtnahme passiert ist oder aus sonsti-
gen Gründen -, warum Sie nicht die Namen von 
diesen „bestimmten Großfamilien“, wie Sie es 
ausgedrückt haben, hier einmal ganz deutlich be-
nennen. Das kann ich überhaupt nicht nachvoll-
ziehen.  
 
Insgesamt habe ich festgestellt, dass viele Sach-
verhalte nicht erfasst werden, das haben Sie 
eben auch schon erwähnt. Auf Seite drei zum 
Beispiel, wenn ich zitieren darf, heißt es: „Ban-
denkriminalität sowie Schutzgelderpressung sind 
keine eigenen Straftatbestände und werden des-
halb statistisch nicht erfasst.“ Oder auch auf Seite 
fünf: „Das Deliktfeld Trickbetrug wird in der poli-
zeilichen Kriminalstatistik nicht gesondert er-
fasst.“ Noch ein weiteres Beispiel, Seite sieben: 
„Da bei der Staatsanwaltschaft keine gesonderte 
Erfassung von Verfahren gegen Polizeibeamte, 
Justizvollzugsbedienstete, Staatsanwälte sowie 
Richter erfolgt, können keine verlässlichen Anga-
ben gemacht werden.“ Sie sollten sich einmal Ge-
danken machen, ob es für die Zukunft nicht doch 
sinnvoll ist, diese ganzen Details abzufragen, 
denn dann können die Anfragen der FDP künftig 
noch detailreicher gestaltet werden, 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Dann hätten Sie ja viel-
leicht noch eine Erleuchtung erfahren!) 
 
sinnigerweise dann zum Wahlkampf, dann wäre 
das ganze Paket wieder rund! 
 
Nun aber einmal direkt zu der Beantwortung! Be-
merkenswert sind aus meiner Sicht bei dieser An-
frage zwei Dinge, die auch schon vorher bekannt 
waren, aber es lohnt sich trotzdem, noch einmal 
darauf einzugehen. Die Antwort sagt aus, dass 
jedes Jahr eine Vielzahl von Handys sicherge-
stellt wird, im letzten Jahr allein 386. Aus meiner 
Sicht zeigt diese Zahl ganz deutlich, dass es 
scheinbar keinen funktionierenden Kontrollme-
chanismus gibt, der dies verhindert. Ich glaube, 
wir können uns alle sicher sein, dass die Insas-

sen diese Handys nicht dazu benutzen, um ir-
gendwelche komplizierten Rätselfragen nachzu-
schlagen, sondern sie benutzen sie - und da sind 
wir uns doch alle einig -, um ihren Tätigkeiten und 
Geschäften nachzugehen.  
 
(Abg. Timke [BIW]: Pizza bestellen!) 
 
Wenn man bedenkt, diese, wie ich finde, jetzt 
schon hohen Zahlen umfassen ja nur die Geräte, 
die sichergestellt wurden, die Dunkelziffer ist an 
der Stelle noch viel höher, und wir wissen eben 
nicht, wie viele Geräte es dort tatsächlich gibt. 
Hier ist der Senat aus meiner Sicht aufgefordert, 
sich über dieses Problem Gedanken zu machen. 
Nach meinen Recherchen haben andere Haftan-
stalten anderer Bundesländer ebenfalls Prob-
leme damit. Ich würde vorschlagen, Sie prüfen 
das einmal nach, und wenn es tatsächlich stimmt, 
dann sollte sich die Innenministerkonferenz ein-
mal damit befassen und beraten, wie dieses 
Problem in den Griff zu bekommen ist.  
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Haftinsassen sind 
Justiz, nicht Inneres, Frau Kollegin!) 
 
Ja, da haben Sie recht. Vielleicht gibt es die Mög-
lichkeit, Scanner oder Störmelder anzubringen, 
um des ganzen Problems Herr zu werden. Wenn 
es kein Problem ist, Handys in die JVA zu 
schmuggeln, dann will ich gar nicht wissen, was 
da sonst noch so alles hineingeschmuggelt wer-
den kann.  
 
 
Zum zweiten Punkt, den ich noch einmal kurz be-
leuchten will: Wenn man sich die umfangreiche 
Auflistung der Verurteilungen anschaut, stellt 
man sehr schnell fest, dass die Strafen meistens 
maximal zur Bewährung ausgesprochen werden. 
Das fällt mir, ehrlich gesagt, schwer zu verstehen. 
Wenn die Justiz damit so umgeht, dann kann 
man eigentlich auch der Forderung der Leute 
nachgeben, die schon länger dafür plädieren, 
Drogendelikte einfach nicht strafrechtlich zu ver-
folgen. Wenn es keine Bestrafung gibt, dann 
bringt das auch alles nichts. 
 
(Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss. Als Abschreckung dient 
das schon einmal gar nicht, und dann braucht 
sich hier auch niemand zu wundern, dass sich am 
Verhalten der Täter nichts ändert. Wie gesagt, 
meine Damen und Herren, das Thema ist wichtig, 
aber diese Anfrage der FDP hat uns jetzt keine 
große neue Erkenntnis gebracht und somit auch 
keine Hilfe. 
 
(Beifall CDU - Abg. Frau Steiner [FDP]: Dafür ha-
ben Sie aber ganz schön lange darüber geredet!) 
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Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Welt. 
 
Abg. Welt (SPD)*): Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Das Thema lautet 
„Kriminelle Clans in Bremen“. Alle Jahre wieder 
wird das Thema von den Oppositionsparteien in 
die Bürgerschaft getragen. 
 
(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Zu Recht!) 
 
Ich finde es richtig, dieses Thema immer wieder 
aufzugreifen. 
 
(Beifall SPD, FDP) 
 
Das Thema ist zwar überhaupt nicht neu, aber 
auch hier gibt es Entwicklungen, die man durch-
aus immer wieder kritisch hinterfragen muss.  
 
Ich bedanke mich ausdrücklich bei den Mitarbei-
tern des Senats für die ausführliche Beantwor-
tung der Fragen in der Großen Anfrage. Ich sehe 
es nicht so wie einige, dass die Fragen nicht gut 
beantwortet sind, ich finde, sie sind sehr präzise 
beantwortet worden. Es wird sehr deutlich, wie 
problematisch der gesamte Bereich ist.  
 
Kriminelle Clans in Bremen - und auch Bremer-
haven sei hier erwähnt - sind ein ganz spezielles 
Themengebiet mit Problemen, die nicht nur im 
Land Bremen, sondern weit darüber hinaus be-
stehen. Kriminelle Clans haben sich weltweit 
etabliert. Ich erinnere an die Mafia und diverse 
andere Gruppen, die ihr kriminelles Handwerk 
teilweise seit Hunderten von Jahren betreiben, 
aber auch kleine Organisationen, Rockergruppen 
oder eben Familienclans bereiten der Polizei in 
Deutschland und anderswo große Sorgen.  
 
Die Grenzen zwischen einfacher Kriminalität und 
organisierter Kriminalität oder Bandenkriminalität 
sind sehr fließend. Dass einige dieser Clans, die-
ser Großfamilien, die mit vielen kriminellen Mit-
gliedern ähnliche Strukturen aufweisen, sich aus-
gerechnet in Bremen in so großer Anzahl festge-
setzt haben, stellt nicht nur die Polizei vor große 
Herausforderungen, sondern auch das Zusam-
menleben aller Menschen in den Stadtteilen. 
 
Nicht alle Mitglieder dieser Clans sind kriminell, 
aber die Zahlen, die uns der Senat hier vorgelegt 
hat, sind erschreckend hoch. Pauschalisieren 
darf man hier nicht, aber mindestens 1 316 Straf-
taten innerhalb weniger Jahre - wahrscheinlich 
sind es sogar mehr - allein aus einer Gruppe her-
aus sind keine Einzelfälle, meine Damen und 
Herren.  
 
Fatal sind die Strukturen dieser Clans, die in pa-
rallelen Rechtsstrukturen innerhalb ihrer Ge-

meinde leben, in Strukturen, die teilweise im völ-
ligen Widerspruch zu unseren Gesetzen stehen. 
Diese Gruppen versuchen, ihre Ziele konsequent 
und mitunter mit brachialer Gewalt umzusetzen. 
Das gelingt leider sehr oft, viel zu oft. 
 
Das muss weiter konsequent und mit allen 
rechtsstaatlichen Mitteln bekämpft werden, und 
zwar ohne Wenn und Aber.  
 
(Beifall SPD) 
 
Unsere Polizeien in Bremen und Bremerhaven 
sind schlagkräftig. Sie sind erfolgreich, diese Kri-
minalität zu bekämpfen. Die Penetranz dieser 
Straftäter erschwert die Arbeit, insbesondere der 
Polizei und der Staatsanwaltschaft, eigentlich al-
ler Behörden, die mit diesen Menschen zu tun ha-
ben. Ich beziehe mich hier auf die Antworten des 
Senats, also auf Fakten. Bei mittlerweile 3 500 
Familienmitgliedern allein in der Gruppe der 
Mhallamiye sind untergetauchte Straftäter nicht 
nur schwer zu ermitteln, sondern auch schwer 
auffindbar. Der Ermittlungsaufwand ist in diesem 
Bereich ungeheuer hoch und durch die besonde-
ren Barrieren Kultur und Sprache weitaus schwie-
riger, als in anderen Bereichen der Ermittlungsar-
beit.  
 
Das sind Hürden, aber diese Hürden und Barrika-
den werden von der Polizei konsequent und mit 
voller Wucht mit den zur Verfügung stehenden 
rechtsstaatlichen Mitteln eingerissen, meine Da-
men und Herren!  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Hier darf nicht nachgelassen werden. Ein ständi-
ger Ermittlungs- und Kontrolldruck ist gegen kri-
minelle Gruppen und gegen alle Straftäter uner-
lässlich. Als SPD-Fraktion stehen wir hier voll hin-
ter der schwierigen Arbeit der Polizei, und wir ste-
hen hier auch für eine konsequente Strafverfol-
gung. 
 
(Beifall SPD) 
 
Über die Informationssammelstelle ISTEC wer-
den länderübergreifend Informationen über ethni-
sche Clans gesammelt und ausgetauscht, um ge-
eignete Ansätze zur Kriminalitätsbekämpfung zu 
entwickeln. Gerade auch organisierte Kriminalität 
existiert deutschlandweit, weltweit, hier gibt es 
keine Grenzen. Dieses EDV-Informationsnetz ist 
wichtig und wird selbstverständlich ständig erwei-
tert und verbessert.  
 
In der Großen Anfrage wird hier insbesondere 
nach dem Trickbetrug und nach den Zuständig-
keiten gefragt. In der Antwort des Senats wird 
sehr deutlich beschrieben, wie bei rechtlich be-
lasteten Hinweisen über überörtlich agierende 
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Täter in Abstimmung mit den zuständigen Staats-
anwaltschaften länderübergreifende Verfahren 
zusammengeführt und bearbeitet werden. Das 
gilt aber nicht nur für Trickbetrügereien, sondern 
das gilt für alle auffälligen Delikte. Dass soge-
nannte Trickbetrugsdelikte statistisch nicht be-
sonders erfasst werden, sondern unter den allge-
meinen Betrugsdelikten bearbeitet werden, stellt 
sicher in der Polizeiarbeit selbst kein Problem 
dar, aber bei der möglichen Häufung zumindest 
der Wahrnehmung dieser speziellen Delikte 
könnte ich mir eine Veränderung in der EDV-
Erfassung zukünftig gut vorstellen.  
 
 
Ein weiteres Phänomen stellen in den letzten 
Jahren immer wieder Rockergruppen in Bremen 
und Bremerhaven dar. In der Seestadt haben 
sich immer wieder einmal kleine Gruppen zusam-
mengeschlossen und auch wieder aufgelöst. Die 
Szene in Bremerhaven ist durch die gute Polizei-
aufklärung überschaubar und relativ unauffällig. 
Es gibt aber auch hier Tendenzen zur Gewalt, 
und es gibt Kontakte zu anderen Gruppen im Um-
land und auch nach Bremen.  
 
 
Während sich diese Gruppen in Bremerhaven 
aber relativ ruhig verhalten, gaben Gruppen in 
der Stadt Bremen immer wieder Anlass zum poli-
zeilichen Einschreiten. Das anlassbezogene kon-
sequente Einschreiten der Polizei und auch das 
konsequente Durchsetzen von politischen Be-
schlüssen hat in dieser sehr speziellen Szene 
aber deutliche Zeichen gesetzt.  
 
(Beifall SPD) 
 
Es wurden Klubs aufgelöst, und die Rockerszene 
hat sich immer wieder zersplittert. Alle Maßnah-
men der Sicherheitskräfte in unserem Land, aber 
auch einfache Dinge, wie das Verbot des Tra-
gens von Kutten in der Öffentlichkeit, scheinen 
die Zugehörigkeiten zu den Klubs zumindest un-
attraktiver gemacht zu haben. Hier leisten die Po-
lizeiführer und auch der Senator immer wieder 
hervorragende Arbeit. 
 
(Beifall SPD - Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss. Wenn viele der Unter-
stützer dieser Szene auch als Mitläufer angese-
hen werden, ist das Gewaltpotenzial aus diesen 
Gruppen nicht zu unterschätzen. Selbst wenn 
zeitweise Ruhe in der Szene herrscht, wird es im-
mer Leute geben, die in dieser Szene aktiv sind. 
Diese Leute agieren in Deliktfeldern wie im Rot-
licht- und im Drogenmilieu sowie in anderen Mili-
eus. Eine Rockerszene wird es in Großstädten 
wohl immer geben. Es wäre eine Illusion zu glau-
ben, man könnte dieses Phänomen einfach ein-
mal ebenso beseitigen.  

Wir als SPD-Fraktion stehen hier ganz eng an der 
Seite des Senators, und ich hoffe, alle hier im 
Raum stehen ganz eng an der Seite der Polizei 
in Bremerhaven und in Bremen, wenn es darum 
geht, die Etablierung dieser kriminellen Struktu-
ren zu verhindern.  
 
(Beifall SPD) 
 
Hier unterstützen wir ausdrücklich die Null-Tole-
ranz-Strategie, damit Straftaten bereits im An-
fangsstadium verhindert werden können. - Ich 
danke Ihnen! 
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Timke.  
 
Abg. Timke (BIW): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Der Senat legt uns heute eine 
Antwort auf die Große Anfrage der FDP-Fraktion 
zum Thema kriminelle Clans in Bremen vor. 
Nachdem ich die Ausführungen der Landesregie-
rung aufmerksam gelesen hatte, war ich dann 
doch, ehrlich gesagt, etwas enttäuscht darüber, 
welch geringen Informationsgehalt die Antworten 
aufweisen. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Die Fragen aber 
auch!) 
 
An vielen Stellen verliert sich die Landesregie-
rung in standardisierten Allgemeinformulierungen 
oder geht erst gar nicht detailliert auf die Frage-
stellungen ein. Das ist insbesondere vor dem Hin-
tergrund bedauerlich, dass die ethnischen Clans 
Polizei und Justiz in Bremen seit Jahren in Atem 
halten. Beispielsweise können wir der Antwort 
des Senats zwar entnehmen, dass die Zahl der 
Clanmitglieder in Bremen und Bremerhaven 
3 541 Personen umfasst, unbeantwortet bleibt 
aber leider die Frage, wie viele der Sippenange-
hörigen bereits strafrechtlich sanktioniert wurden. 
Der Senat spricht von mindestens 1 316 Verfah-
ren seit 2010 gegen Clanmitglieder und weist 
aber gleichzeitig darauf hin, dass die Zahl der tat-
sächlichen Straftäter durch die Begehung von 
Mehrfachtaten deutlich geringer ist. 
 
Da stellen sich mir zwei Fragen, und vielleicht 
können Sie, Herr Staatsrat, diese gleich beant-
worten: Ich habe mich gefragt, was denn „min-
destens 1 316 Strafverfahren“ in der Antwort be-
deutet. Darf es vielleicht auch ein bisschen mehr 
sein? Wie viele Strafverfahren gegen Clanmitglie-
der waren es denn höchstens seit 2010? Das 
wäre doch einmal interessant zu erfahren.  
 
Zweite Bemerkung: Ich habe im September 2016 
die ISTEC, die Informationssammelstelle für eth-
nische Clans, besucht und mir einen Eindruck 
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über die Arbeitsweise der Ermittler verschafft. 
Dabei habe ich natürlich auch die Zahl derjenigen 
Clanmitglieder abgefragt, die bereits polizeilich in 
Erscheinung getreten sind. Das waren dann bei 
damals 3 500 dort registrierten Clanmitgliedern 
mehr als die Hälfte, also mehr als 1 750 Perso-
nen. Ich frage mich deshalb nun, wie der Senat 
bei über 1 750 Straftätern lediglich auf 1 316 
Strafverfahren in den letzten sieben Jahren 
kommt. Da klafft doch eine große Lücke, zumal 
es bei den Straftätern auch oftmals um Mehrfach-
täter ging, die 20, 30, 40 Straftaten in den letzten 
Jahren begangen haben. Deshalb darf man die in 
der Antwort des Senats genannte Zahl der Straf-
verfahren hier auch als deutlich zu niedrig an-
zweifeln. Vielleicht können Sie darauf auch ein-
mal eingehen, Herr Schulz. 
 
Unabhängig davon zeigt die Antwort des Senats 
aber auch ganz deutlich, dass es falsch war, die 
Informationssammelstelle für ethnische Clans in 
den letzten Jahren personell auszudünnen. 2010 
wurde die ISTEC mit einer Personalausstattung 
von vier Mitarbeitern gegründet, und Sie erinnern 
sich, wir haben 2011 diesen Beschluss sogar 
noch hier in der Bürgerschaft über die Parteigren-
zen hinaus gefasst, dass diese vier Beamten dort 
auch weiterhin eingesetzt werden. Was hat der 
Senat gemacht? Er hat gegen diesen Beschluss 
der Bürgerschaft verstoßen und eigenmächtig die 
Zahl reduziert.  
 
Damals waren es 2 600 Clanmitglieder, für die 
diese vier Mitarbeiter zuständig waren, nun ist die 
Zahl der Clanmitglieder auf 3 500 Personen an-
gewachsen, aber es arbeitet nur noch ein einzi-
ger Beamter in diesem Bereich. Alle anderen 
wurden mittlerweile in andere Dezernate abgezo-
gen, ohne Wissen der Bürgerschaft, meine Da-
men und Herren! Das ist eine innenpolitische 
Bankrotterklärung dieser rot-grünen Landesre-
gierung gegenüber kriminellen Clans.  
 
(Beifall BIW) 
 
Aufschlussreich bei dieser Großen Anfrage ist 
ebenfalls die Antwort des Senats auf Frage elf. 
Dort teilt der Senat mit, dass es im April 2013 zu 
einer gewalttätigen Auseinandersetzung zwi-
schen Clanmitgliedern und den Bremer Hells An-
gels kam, bei der ein Sippenangehöriger lebens-
gefährlich verletzt wurde. Nun, mehr als vier 
Jahre später, ist die Gerichtsverhandlung immer 
noch nicht terminiert worden. Auch das ist ein Ar-
mutszeugnis dieser Landesregierung, Herr 
Schulz, gegenüber kriminellen ethnischen Sub-
kulturen. Anstatt klare Kante zu zeigen und die 
Täter einer schnellen Bestrafung zuzuführen, 
braucht die Bremer Justiz mehr als vier Jahre, um 
das Verfahren gerichtlich zu eröffnen. Die Täter 
wird es freuen, die Opfer weniger. Deshalb, Herr 
Welt, musste ich eben laut lachen, als Sie davon 

sprachen, dass die SPD hier für eine konse-
quente Strafverfolgung steht. Die Realität sieht 
leider anders aus, Herr Welt! 
 
(Beifall BIW, CDU) 
 
Wenn es dann aber doch einmal zu Gerichtsver-
handlungen gegen Clanmitglieder kommt, dann 
können die Rechtsbrecher in Bremen mit milden 
Strafen rechnen, wie kürzlich die beiden Mitglie-
der einen internationalen Trickbetrügerbande, die 
gutgläubige Rentner um insgesamt 579 000 Euro 
erleichtert haben. Weil es der Senat schon seit 
Jahren nicht schafft, die Justiz in Bremen perso-
nell und materiell angemessen auszustatten, 
sieht sich die Staatsanwaltschaft mittlerweile ge-
nötigt, selbst mit Angeklagten aus dem Bereich 
der organisierten Kriminalität fragwürdige Deals 
zu vereinbaren und geringe Strafen zu akzeptie-
ren, um aufwendige Prozesse zu beenden, so 
wie in dem eben genannten Fall der Trickbetrü-
ger. Das aber ist ein Schlag in das Gesicht der 
Opfer und verhöhnt zugleich die mühsame Arbeit 
der Polizei, meine Damen und Herren!  
 
(Glocke) 
 
Haben Sie sich einmal erkundigt, wie lange die 
Ermittler brauchen, um Trickbetrüger überhaupt 
dingfest zu machen? Es wird nur ein ganz kleiner 
Teil dieser Trickbetrugstaten aufgedeckt, das ist 
eine mühselige Arbeit der Ermittler, und wenn 
diese Täter einmal vor Gericht kommen, dann 
kommen sie in Bremen mit milden Strafen davon. 
Das kann nicht sein! 
 
(Beifall BIW) 
 
Die rot-grüne Landesregierung muss - und das 
zeigt die Antwort des Senats deutlich - zukünftig 
mehr Anstrengungen unternehmen, um krimi-
nelle ethnische Clanmitglieder in ihre Schranken 
zu weisen und dem Rechtsstaat wieder Geltung 
zu verschaffen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall BIW) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.  
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Mir geht 
es ein wenig wie Frau Schnittker, ich habe mich 
tatsächlich, als ich die Anfrage gelesen habe, 
schon ohne die Antworten gefragt, was das soll. 
Offensichtlich haben wir hier eine Situation, in der 
die FDP versucht, Themen zu besetzen, von de-
nen andere Fraktionen mehr verstehen. Ehrlich 
gesagt, die Antwort und die Anfrage sind nicht be-
sonders aufschlussreich, und das liegt nicht nur 
an den Antworten, sondern auch an den Fragen. 
Insofern waren die vergangenen Anfragen, die 
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die CDU gestellt hatte, durchaus hilfreicher und 
weitreichender.  
 
(Beifall DIE LINKE, CDU - Abg. Röwekamp 
[CDU]: Wir haben euch auch lieb! - Abg. Senkal 
[SPD]: Da läuft etwas! - Zuruf Abg. Fecker [Bünd-
nis 90/Die Grünen]) 
 
Es geht in der Anfrage im Wesentlichen - ich 
werde das auch gleich begründen, Herr Kollege 
Fecker! - um Straftaten von Mitgliedern bestimm-
ter Familienclans, um den verbotenen Rocker-
klub Mongols MC und verschiedene Fragen zur 
JVA, also zur Justizvollzugsanstalt. Die Aussage-
kraft der vorliegenden Antworten ist meiner Mei-
nung nach gering.  
 
Ich frage mich zum Beispiel, was uns eine Auflis-
tung aller Verstöße gegen das Betäubungsmittel-
gesetz in Bremen bringt, also auch zum Besitz 
und Erwerb von Cannabis. Das sind riesige Da-
teien, aber wie wir wissen, hat das überhaupt 
nichts mit Clankriminalität oder Rockerkriminalität 
zu tun. Ein Zusammenhang lässt sich aus dem 
Zahlenwerk auch überhaupt nicht belegen. Wenn 
man sich einmal andere Anfragen ansieht, zum 
Beispiel die, die wir dazu gestellt haben, dann 
sieht man durchaus, dass diese Fragen, zumin-
dest auch im Hinblick auf Besitz und Erwerb, 
ganz andere Leute in Bremen betreffen. 
 
 
Dasselbe gilt übrigens auch für die gestellten Fra-
gen, wie viele verbotene Handys in der Justizvoll-
zugsanstalt gefunden oder wie oft in der Justiz-
vollzugsanstalt Drogen sichergestellt wurden. 
Nun wissen wir nicht nur aus dem entsprechen-
den Ausschuss, sondern auch aus diversen Me-
dienberichten, dass Handys und Drogen in der 
Justizvollzugsanstalt relativ häufig sichergestellt 
werden und dies mitnichten nur etwas mit Fami-
lienclans zu tun hat. Ich frage mich generell, wa-
rum man dann so eine unbestimmte Frage in so 
eine Anfrage schreibt, es bleibt nämlich auch völ-
lig unklar, weil an keiner Stelle erklärt wird, inwie-
fern bestimmte Personengruppen für diese si-
chergestellten Gegenstände verantwortlich sein 
sollen. 
 
An einer anderen Stelle erklärt der Senat, und 
zwar auf eine Frage zum internationalen Trickbe-
trug, dass Mitglieder einer bestimmten Familie 
zwar mutmaßlich beteiligt waren, das stand aller-
dings auch so in der Zeitung und hilft uns für die 
Debatte heute überhaupt nicht weiter, weil näm-
lich neben den Mitgliedern einer bestimmten Fa-
milie mutmaßlich auch andere Personen mut-
maßlich beteiligt waren, die mit den Großfamilien 
überhaupt nichts zu tun haben. Wenn man sich 
das Ganze anschauen und Fragen stellen will, 
wie wir in Sachen Trickbetrug weiterkommen, 
wäre diese Anfrage dazu nicht geeignet, sondern 

eben eher eine dezidierte Diskussion in den ent-
sprechenden Gremien.  
 
Richtig ist allerdings, es gibt problematische 
Strukturen in Bremen, hier gab es auch vonseiten 
der Behörden über Jahrzehnte unterschiedliche 
Anstrengungen, aber keine besonderen Anstren-
gungen im Sinne von präventiven Ansätzen. 
Dazu fragt die FDP zum Beispiel nicht. Das hat 
die CDU in der Vergangenheit zum Beispiel bes-
ser gemacht, sie hat durchaus einmal nach Ket-
tenduldungen im Aufenthaltsrecht gefragt und 
auch einmal die Frage aufgeworfen, ob der Per-
sonenkreis regulär arbeiten darf. Zu diesen As-
pekten enthält die Anfrage leider gar nichts, aber 
wenn man Kriminalität tatsächlich bekämpfen 
will, muss man sich auch diese Bereiche anse-
hen. Das finde ich sehr schade, insofern möchte 
ich es auch bei meinem Redebeitrag belassen. 
Diese Anfrage war nicht zielführend, und diese 
Diskussion bringt uns auch nicht weiter. - Danke 
schön! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Fecker.  
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Große Anfrage der FDP 
schlägt einen ziemlich großen Bogen - um das 
jetzt zurückhaltend zu formulieren - von Familien-
clans über die Probleme im Bereich Trickbetrug 
bis hin zu allgemeinen Fragen zur Situation in der 
Justizvollzugsanstalt. In meinem Redebeitrag 
werde ich mich auf den Bereich der Familienclans 
konzentrieren.  
 
Es ist vollkommen richtig und überhaupt nicht von 
der Hand zu weisen, dass es auch in dieser Stadt 
kriminelle Familienclans gibt, die Bestandteil der 
organisierten Kriminalität sind. Das ist hinlänglich 
bekannt, und die Entwicklung in diesem Bereich 
kann auch weiterhin nicht zufriedenstellen. Diese 
Personen betätigen sich in der Türsteherszene, 
im Drogenhandel und in vielen weiteren Berei-
chen, in denen wir organisierte Kriminalität fin-
den.  
 
Die Polizei Bremen hat darauf, wie wir finden, gut 
reagiert, indem sie nämlich nicht die verschiede-
nen Deliktfelder, wie beispielsweise Drogenkrimi-
nalität und Betrugsfälle, getrennt voneinander be-
arbeitet, sondern versucht, die vernetzende Auf-
gabe dieser gesamten Strukturen herauszuarbei-
ten. Sie hat deshalb die Informationssammel-
stelle ethnische Clans gegründet. Im Jahr 2011 
haben CDU, SPD und Grüne in einem gemeinsa-
men Antrag - und das will ich an dieser Stelle her-
vorheben - noch einmal deutlich die Polizei in ih-
rer Arbeit bestärkt, dass dieses Vorgehen richtig 
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gewesen ist, wie insgesamt der Austausch der Si-
cherheitsbehörden an der Stelle richtig ist.  
 
Ein Aspekt, der mir in der Debatte immer zu kurz 
kommt, ist natürlich die Frage nach den vorhan-
denen länderübergreifenden Konstellationen. Es 
ist nämlich nicht nur Bremen, das sich mit dieser 
Problematik beschäftigt, sondern sie beschäftigt 
auch andere große Städte, beispielsweise in 
Nordrhein-Westfalen oder auch Berlin.  
 
Das Führen der Verfahrensstatistiken hat mich 
ein wenig gewundert. Vielleicht können Sie 
gleich, Herr Staatsrat Schulz, dazu noch kurz 
Stellung nehmen, weil man beim Lesen der Ant-
wort des Senats ein wenig den Eindruck gewin-
nen konnte, dass die dezidierte Auswertung, die 
es durchaus bei der Polizei gibt, im Justizbereich 
so nicht fortgeführt wird. Das kann ja Gründe ha-
ben. Sofern es möglich ist, das zu erläutern, wäre 
es, glaube ich, sehr hilfreich, ansonsten müsste 
man sich mit der Frage vielleicht noch einmal im 
Rechtsausschuss weitergehend beschäftigen.  
 
Es ist die Frage der Verurteilungsquoten ange-
sprochen worden. Das ist eine Sache, die man 
immer gut und gern erst einmal hineinwerfen 
kann, aber auch dort schaut man am Ende natür-
lich immer auf den Einzelfall. Wenn es zu keiner 
Verurteilung kommt oder wenn nicht in der erwar-
teten Höhe geurteilt wird, dann gibt es dafür min-
destens zwei Möglichkeiten. Die eine ist, dass die 
Ermittlungsergebnisse aus Sicht der Justiz nicht 
ausreichen.  
 
Diese Diskussion führen wir immer im Doppel-
spiel, und zwar zum einen in der Innendeputation, 
dort trägt die Polizei vor, und zum anderen im 
Rechtsausschuss, dort ist die Justiz Vortragende. 
Es stellen sich immer die Fragen: Was hat die Po-
lizei richtig ermittelt, und was reicht der Justiz 
nicht? Wenn das dann aber richtig ist, dann ist es 
die Frage der Unabhängigkeit der Justiz und der 
Gerichte in diesem Land. Wenn es aber Verän-
derungen in der Strafzumessung geben soll, 
dann ist es die Aufgabe des Bundesgesetzge-
bers, im Strafgesetzbuch entsprechend zu agie-
ren.  
 
Aus grüner Sicht gibt es drei Essentials, die jetzt 
abzuarbeiten sind. Das eine ist, die Situation bei 
der ISTEC zu verbessern. Wir müssen nicht da-
rum herumreden, dass auch dort die Personalsi-
tuation zugeschlagen hat. Ich glaube, dass wir 
mit den Aufstockungen bei der Polizei auch die 
personelle Situation bei der ISTEC verbessern 
müssen.  
 
Das Zweite ist die Zusammenarbeit der Ressorts. 
Eine entsprechende Frage, Frau Steiner, hätte 
ich wiederum in Ihrer Großen Anfrage als span-
nend empfunden. 

(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Sie können doch 
alle Fragen stellen! Es ist doch nicht verboten, 
weitere Fragen zu stellen!) 
 
Vielleicht setzen wir uns einfach alle einmal zu-
sammen und überlegen uns eine gemeinsame 
Große Anfrage! Die Zusammenarbeit der Res-
sorts beschränkt sich nicht nur auf die Ressorts 
Inneres und Justiz, sondern es sind auch andere 
Ressort tangiert, beispielhaft sind das Finanzen-
ressort, Stichwort Steuerpflicht, oder das Sozial-
ressort und das Bildungsressort, Stichwort Schul-
pflicht, zu nennen. Im Jahr 2011 haben wir bei 
unseren Überlegungen festgestellt, dass ein 
deutlicher Verbesserungsbedarf vorhanden ge-
wesen ist. Ich finde, es wäre tatsächlich noch ein-
mal einen Gedanken wert, jetzt zu prüfen, ob es 
überhaupt zu Verbesserungen in der Zusammen-
arbeit gekommen ist. Das heißt nicht, dass Sie 
jetzt gleich die nächste Große Anfrage schreiben 
müssen, aber vielleicht können wir das Thema im 
Rahmen einer Sitzung der Innendeputation, Herr 
Vorsitzender, noch einmal aufgreifen.  
 
Abschließend der Aspekt - das hat Frau Vogt 
eben schon gesagt, der fehlt auch - der Präven-
tion! Wenn ich in eine hauptsächlich kriminelle 
Familie hineingeboren werde, stellt sich die 
Frage, ob ich selbst auch kriminell werden muss 
oder ob es Möglichkeiten gibt, aus diesem Teu-
felskreis auszubrechen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir haben häufig diskutiert, welche Möglichkeiten 
wir haben, um diejenigen in ihren Familien zu un-
terstützen, die eben nicht, wie vielleicht der große 
Bruder, eine kriminelle Karriere beschreiten wol-
len, sondern die Schulpflicht ernst nehmen und 
auch ein Bild davon haben, was sie später einmal 
werden wollen. Wie schaffen wir es, ihnen zu hel-
fen? Dieser Aspekt, meine Damen und Herren, 
ist, glaube ich, vor allem deswegen zielführend, 
weil wir damit den Clanstrukturen ein bisschen 
den Nachwuchs nehmen. Wir wünschen uns hier 
gezielte Förderungen und gezielte Maßnahmen. 
Es ist damals diskutiert worden, inwieweit der 
Staat die Möglichkeit hat, wenn keine akute Kin-
desgefährdung vorliegt, zum Beispiel Jugendli-
che aus einer Familie zu nehmen. Das ist sehr 
schwierig, und es muss dafür klare Regelungen 
geben. Das sind Sachen, die, glaube ich, uns bei 
der Frage - -. 
 
(Glocke) 
 
Jetzt haben Sie mich um meinen Schlusssatz ge-
bracht, Herr Präsident, und vor allem aus dem 
Gedankengang, das war ganz böse, das nehme 
ich Ihnen persönlich übel!  
 
(Heiterkeit) 
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Vizepräsident Imhoff: Das war nicht meine Ab-
sicht. - Bitte, Herr Fecker! 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Es stellt 
sich die spannende Frage, wie wir es schaffen, 
gerade Kinder und Jugendliche aus diesen krimi-
nellen Strukturen herauszuholen, um ihnen die 
Chance zu geben, wertvoller Bestandteil dieser 
Gesellschaft werden zu können. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Herr Staatsrat Schulz. 
 
Staatsrat Schulz: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Aus der Antwort 
des Magistrats - -.  
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Das ist schon lange 
her!) 
 
Freudscher Versprecher, das ist schon lange her. 
Es ist aber prägend, daran kann ich nichts daran 
ändern!  
 
(Zuruf Abg. Röwekamp [CDU]) 
 
Herr Röwekamp, ich bin schwerhörig geworden. 
Was haben Sie eben gesagt? 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: So lange Sie uns nicht 
als Stadtverordnete bezeichnen, geht es!) 
 
Ja, okay! Ich würde sagen, der Titel eines Stadt-
verordneten ist kein Schimpfwort. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Noch einmal! Aus der Mitteilung des Senats 
schließen zu wollen, dass der Senat leichtfertig 
mit den hier beschriebenen Themen umgeht, 
kann ich nicht nachvollziehen. Die Antworten des 
Senats können immer nur so gut wie die gestell-
ten Fragen sein. Wenn die Fragen so gestellt 
werden, dass wir aus den Statistiken leider keine 
Antworten geben können, dann ist das eben so.  
Wir können auch im Gegensatz zu Ihnen keine - 
das steht jedem hier frei - Vermutungen äußern, 
das steht dem Senat nicht zu. Der Senat muss 
manchmal relativ trocken antworten, so fällt die 
Antwort dann aus, und das können Sie allerdings 
wiederum bewerten.  
 
Sie haben von Begrifflichkeiten gesprochen, die 
im Rahmen der Polizeitätigkeit, der Staatsanwalt-
schaft und der Justiz nicht existieren. Das Wort 
Bandenkriminalität ist als Definition nicht vorhan-
den. Gleiches gilt für das Wort Schutzgelderpres-
sung. Das sind Worte, die bestimmte Phänomene 

beschreiben. Für die öffentliche politische Dis-
kussion sind sie griffig, aber sie sind für uns leider 
nicht verwertbar.  
 
Wenn Sie sich die Mühe machen und die Statis-
tiken anschauen, die abgefragt worden sind, 
dann sehen Sie, dass bei dem Drogenhandel, sa-
gen wir einmal, von 2013 bis 2016 eine abneh-
mende Tendenz vorhanden ist, und zwar von 
3 835 auf 3 192 Fälle. Das sagt gar nichts dar-
über aus, dass es vielleicht viel mehr gibt, aber 
wir können gar nicht darauf antworten. Wir kön-
nen nur Fallzahlen nennen, die entweder in der 
Polizeistatistik erfasst werden oder in denen es 
zu einer justizförmlichen Aburteilung oder Erledi-
gung gekommen ist.  
 
Nehmen Sie einmal den Bereich Waffenhandel! 
Sie werden sehen, dass es dort einen Anstieg 
von 358 auf 430 gegeben hat. Das ist vielleicht 
zunächst erst einmal besorgniserregend, aber 
man muss sich genau anschauen, um welche 
Fälle es sich handelt. Gerade bei dem Thema 
Waffen kann man feststellen, dass es offensicht-
lich ein sehr männliches Deliktfeld ist. Im Jahr 
2015 hat es nämlich nach dem Waffengesetz nur 
eine weibliche Abgeurteilte und 84 männliche Ab-
geurteilte gegeben. Gut, das ist die Statistik, und 
jetzt kann jeder daraus einen Schluss ziehen: 
Männer haben Vorliebe für Waffen, Frauen nicht 
so sehr. Wir könnten auch noch einmal fragen, 
um welche Waffen es sich gehandelt hat. Das 
könnte man auch sehen. Das wären spannende 
rechtstatsächliche Dinge, die wir dort erörtern 
könnten.  
 
Das Thema Statistik ist eines, das immer wieder 
auftaucht, wenn man mit den Antworten nicht zu-
frieden ist. Es gibt natürlich eine Polizeistatistik, 
und jeder weiß, was eine Polizeistatistik ist. Sie 
ist überhaupt nicht aussagekräftig darüber, zu 
wie vielen rechtskräftigen Verurteilungen es am 
Ende gekommen. Es ist erst einmal die polizeili-
che Erfassung, die für sich bewertet werden 
muss. Sie sagt aber noch nichts über eine Krimi-
nalitätsbelastung aus. Darüber kann man erst et-
was sagen, wenn man am Ende wirklich zu einem 
rechtsstaatlich abgeschlossenen Verfahren ge-
kommen ist.  
 
Dass die Polizei zum Beispiel bei dem Thema der 
Trickbetrugsdelikte keine spezielle Zuständigkeit 
besitzt und das ebenfalls für die Staatsanwalt-
schaft gilt, ja, das ist eine Frage der Organisation. 
Das sagt aber noch nichts darüber aus, dass das, 
was als Trickbetrug bezeichnet wird, am Ende 
nicht auch wirklich abgeurteilt wird und dass die 
Verurteilung bezogen auf den einzelnen Täter 
eine Wirkung hat oder dass sie eine generalprä-
ventive Wirkung entfalten kann. Das taucht hier 
in anderen Dingen auch wieder auf.  
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Herr Timke, die Frage, die Sie zu der Verfahrens-
dauer gestellt haben, haben Sie mit den Großfa-
milien vermengt. Die Antwort bezieht sich auf den 
Bereich Rockerkriminalität, und da ist das Verfah-
ren bedauerlicherweise noch nicht abgeschlos-
sen worden.  
 
(Abg. Timke [BIW]: Das waren doch auch Groß-
familien!) 
 
Das entzieht sich meiner Kenntnis. Ich bin kein 
Stadtbremer, von daher weiß ich nicht, wer hier 
dazugezählt wird. Ich könnte vielleicht etwas über 
Bremerhaven sagen, aber das will ich jetzt nicht. 
Der Sachlage ergibt sich aus der Antwort auf die 
Frage elf der Großen Anfrage. 
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Nach 100 Tagen sollten 
Sie es schon wissen! - Abg. Timke [BIW]: Das wa-
ren doch auch Großfamilien!)  
 
Herr Timke, hören Sie erst einmal zu! Sie kritisie-
ren die lange Verfahrensdauer, und die Kritik ist 
berechtigt. Daraus aber zu schließen, dass die 
Personalausstattung der Justiz in Bremen not-
dürftig ist, ist ein sehr mutiger Schluss, finde ich, 
den ich so für den Senat zurückweisen möchte.  
 
(Beifall SPD - Abg. Timke [BIW]: Vier Jahre!) 
 
Ich habe schon eingeräumt, dass in dem speziel-
len Fall vier Jahre sehr lang sind. Ihre Schlussfol-
gerung, die Sie daraus gezogen haben, ist von 
meiner Warte aus sehr mutig.  
 
(Abg. Timke [BIW]: Vier Jahre! Ich kann Ihnen 
vier Verfahren nennen! Baustellenüberfall Bre-
men-Nord!) 
 
Sind wir mit der Schreierei jetzt durch? Gut!  
 
Die Antwort zu der Frage vier, mindestens 1 316 
Verfahren! Ich sage Ihnen, die Zahl ist gesichert, 
deswegen mindestens 1 316. Was darüber hin-
aus nicht erfasst worden ist, kann ich Ihnen leider 
nicht sagen. Deswegen kann ich Ihnen auch nicht 
die von Ihnen gewünschte Antwort „höchstens“ 
geben. Ich kann „mindestens“ sagen. „Mindes-
tens“ 1 316 bedeutet, dass es mehr sein können. 
Das erlaubt dann die Schlussfolgerung, weil es 
eben mindestens 1 316 Verfahren sind.  
 
Die Strafzumessung! Es wird hier immer wieder 
gern angeführt, dass die Strafen zu milde ausfie-
len.  
 
(Abg. Frau Schnittker [CDU]: Es ändert sich doch 
nichts!) 
 
Gefühlt, ja! Und? Glauben Sie, dass der Senat in 
die richterliche Unabhängigkeit eingreifen will? 
Glauben Sie das? Die Strafzumessung ist die 

klassische Aufgabe eines Gerichts. Wenn Ihnen 
diese Strafen zu milde sind, dann ist das Ihre Be-
urteilung. Der Senat hat aber keine Möglichkeit, 
und er wird es auch nie wollen, in die Strafzumes-
sung des Gerichts einzugreifen.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Frau Schnittker, die Frage, wie es möglich gewe-
sen ist, dass diese Familien nach Deutschland 
einreisen konnten, kann der Senat nicht beant-
worten. Sie können mit der Bahn gekommen 
sein, mit dem Flugzeug, mit dem Auto oder zu 
Fuß. Wir wissen es nicht.  
 
(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Oder mit dem 
Schiff!) 
 
Wir können nur feststellen, dass sie sich im Au-
genblick im Land Bremen in einer größeren An-
zahl aufhalten. Die Vermutung, dass jede Person, 
die zu dieser Familie gehört, deswegen auch ein 
potenzieller Straftäter ist, kann ich für den Senat 
so nicht bestätigen.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Tatsache, dass Kutten, obwohl es verboten 
ist, in der JVA getragen werden, ist offensichtlich 
fotografisch dokumentiert worden. Das führt 
dazu, dass innerhalb der Justizvollzugsanstalt 
darauf reagiert wird. Es ändert aber nichts daran, 
dass Kutten nicht in der JVA getragen werden 
dürfen. - Soweit meine Ausführungen, herzlichen 
Dank! 
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor.  
 
Die Aussprache geschlossen.  
 
Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 19/1142, auf die 
Große Anfrage der Fraktion der FDP Kenntnis.  
 
 
Datenschutz stärken: Informationspflicht für 
personenbezogene Speicherungen in Polizei-
datenbanken 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 3. Mai 2017 
(Drucksache 19/1046) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Ehmke.  
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Vogt. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1046
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Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir versuchen 
hier einmal ein neues Format, zwei Minuten Re-
dezeit für die Einbringung des Antrags, fünf Minu-
ten für die Debatte. Das habe ich noch nicht so 
im Gefühl, ich bitte zu läuten! 
 
Vizepräsident Imhoff: Ich helfe dabei! 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Wunderbar!  
 
(Heiterkeit) 
 
Wir beantragen heute etwas, das die rot-grüne 
Koalition eigentlich selbst auch vorhatte, aber lei-
der liegen geblieben ist. Wenn wir einen sinnvol-
len Punkt im rot-grünen Koalitionsvertrag vorfin-
den, wie zum Beispiel hier auf Seite 79, helfen wir 
gern bei der Umsetzung.  
 
Worum geht es denn? Die Polizei speichert ziem-
lich viele personenbezogene Daten. Das über-
rascht nicht und lässt sich auch nicht grundsätz-
lich vermeiden. Um Gefahren für sich und andere 
zu verringern, müssen die Beamten, etwa im 
Rahmen von Kontrollsituationen, grundsätzlich 
wissen, ob ihr Gegenüber einschlägig bekannt 
ist, ob die Person zum Beispiel schon einmal be-
waffnet aufgefallen ist oder Ähnliches. Darüber 
gibt es insoweit, glaube ich, hier in dieser Bürger-
schaft keinen Dissens.  
 
Wir beantragen heute, dass es auch eine proak-
tive Informationspflicht geben soll. Das heißt, 
wenn die Polizei jemanden in eine Datenbank, in 
die PKS, neu einträgt, soll die Person entspre-
chend informiert werden. Damit wird die informa-
tionelle Selbstbestimmung gestärkt, und möglich-
erweise falsche Eintragungen können schneller 
geklärt werden, weil die betroffenen Personen 
eben davon wissen.  
 
Eine solche Informationspflicht hat Bremen schon 
für einen kleinen Teilbereich der gefahrenab-
wehrrechtlichen Datenbanken eingeführt. Wer 
zum Beispiel in die umstrittene Datei „Gewalttäter 
Sport“ eingetragen wird, bekommt auch in Bre-
men einen Brief nach Hause. Nordrhein-Westfa-
len hat im Übrigen diese Praxis gerade auch 
übernommen, das begrüßen wir ausdrücklich. 
Genau diesen Ansatz wollen wir für alle Speiche-
rungen übernehmen, die die Polizei auf Grund-
lage der sogenannten kriminalpolizeilichen per-
sonenbezogenen Sammlungen, kurz KpS-Richt-
linie, vornimmt. Als einzige Ausnahme soll aller-
dings gelten, und dazu stehen wir auch voll, wenn 
mögliche Ermittlungen durch eine Information der 
Person, deren Daten gespeichert werden, gefähr-
det werden. Das soll selbstverständlich weiterhin 
ausgeschlossen sein.  
 
(Glocke) 

Allerdings - und das werde ich nachher auch 
noch einmal in einem weiteren Debattenbeitrag 
begründen - wollen wir die anderen Speicherun-
gen tatsächlich auf ein Minimum reduzieren be-
ziehungsweise wollen wir, dass die Betroffenen 
davon Kenntnis erlangen, damit das eben, falls 
es keine Grundlage hat, reduziert wird. - Danke 
schön! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Mustafa Öztürk. 
 
Abg. Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Datenschutz ist wichtig, 
nach wie vor auch für uns Grüne und auch für die 
Koalition. Wir wollen auch den Datenschutz bei 
der Bremer Polizei verbessern. Wir haben uns als 
Koalition auf den Weg gemacht, miteinander ge-
sprochen und Antragsentwürfe erstellt, die aber 
in dieser Phase noch nicht abschlussreif sind.  
 
Ich möchte gleich gern darauf eingehen, Sie ha-
ben es ja eingehend erörtert, Frau Kollegin Vogt, 
Ihr Antrag sieht vor, dass die Betroffenen häufiger 
als bisher proaktiv informiert werden sollen. Das 
sehen wir genauso, deswegen steht es bei uns 
im Koalitionsvertrag, und dahinter stehen wir 
nach wie vor.  
 
Die rechtlichen Hürden für die Polizei sind sehr 
niedrig, wenn sie Daten zur Gefahrenabwehr 
speichern will. Selbst wenn ein Ermittlungsver-
fahren eingestellt wurde, bleiben ermittlungsbe-
zogene Hinweise oft weiterhin gespeichert, sogar 
nach einem Freispruch darf häufig gespeichert 
werden. Das wirft gewisse Rechtsfragen auf, 
auch bei den Betroffenen. Jüngstes Beispiel ist 
der G-20-Gipfel in Hamburg, bei dem Journalis-
tinnen und Journalisten die Akkreditierung entzo-
gen wurde, aber es gibt noch zahlreiche andere 
Beispiele.  
 
Auch inkorrekte Datenspeicherungen sind ein 
Problem für Betroffene, aber auch für die Polizei. 
Wir möchten an der Stelle, dass die Polizei mög-
lichst nicht viele Daten speichert, sondern ent-
sprechend sinnvoll die Daten, die notwendig sind 
und eine effektivere Polizeiarbeit ermöglichen. In 
einem Rechtsstaat muss man die Polizei kontrol-
lieren, aber auch den Datenschutz. Gesetze sind 
einzuhalten. Diesbezüglich gilt es auch für die 
Datenschutzbeauftragte, sie kann ja nur punktu-
ell überprüfen, wenn ein Bürger oder eine Bürge-
rin mitteilt, dass etwas eingetragen ist, womit er 
oder sie nicht ganz einverstanden ist, weil die Be-
fürchtung besteht, dass etwas zu Unrecht darin 
steht. Besser wäre, wenn da eine proaktive Be-
nachrichtigung erfolgen würde. Das gilt natürlich 
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nicht für die Fälle, in denen eine gewisse Gefah-
rensituation besteht. So haben wir das auch nie 
gemeint, deswegen auch die Formulierung im 
Koalitionsvertrag, wir haben da auch inhaltlich 
keine großen Differenzen.  
 
Ich will nur ein bisschen den Rechtsrahmen be-
schreiben, in welcher kleinen Schwierigkeit wir 
uns an der Stelle befinden, dass wir das, was im 
Koalitionsvertrag steht, umstellen wollen bezie-
hungsweise das so aufgenommen wird, wie wir 
es darin formuliert haben. Wir müssen uns Fol-
gendes vorstellen: Können wir der Polizei ange-
sichts der knappen Ressourcen, die sie hat, zu-
muten, jährlich Tausende von Briefen zu verschi-
cken? Es sind auch mehrere Tausend im Monat 
möglich, um immer den betroffenen Kreis, der in-
formiert werden darf, proaktiv darüber zu infor-
mieren, dass Daten gespeichert worden sind. Ich 
glaube, das schafft die Polizei nicht so, wie man 
sich das seinerzeit vorgestellt hat. Also muss 
man schauen, in welchem Rahmen es gelingt, 
dass die Polizei einerseits die Möglichkeit hat, 
Daten entsprechend rechtmäßig zu speichern, 
und andererseits die Betroffenen informiert wer-
den, denn das betrifft die informationelle Selbst-
bestimmung. Das ist ein wichtiger Punkt für uns 
Grüne, und deswegen möchten wir auch, dass 
das eingehalten wird. Wie gesagt, wir hätten gern 
auch schon heute einen Gesetzentwurf vorge-
legt, wir brauchen noch ein bisschen Beratung.  
 
Aufgrund der EU-Datenschutzreform wird auch 
das Bremische Polizeigesetz bis zum Jahr 2018 
überarbeitet werden müssen, das befindet sich in 
der Pipeline. In diesem Rahmen kann man auch, 
wenn man es überarbeitet, die EU-Datenschutz- 
Grundverordnung, die auch entsprechend über-
arbeitet werden muss, für Polizei und Justiz ein-
planen. Das ist bei uns auf der Agenda, am kom-
menden Montag steht das auch auf der Tages-
ordnung des Senats. Wir alle wissen, was das be-
deutet: Wenn der Senat es berät, wird es an an-
derer Stelle bei uns in den jeweils zuständigen 
Gremien wieder auftauchen, da werden wir es auf 
den Tisch bekommen. Das heißt, wir haben dann 
die Gelegenheit für eine diesbezügliche parla-
mentarische Beratung, sodass wir am Ende des 
Tages dem Anspruch gerecht werden, dass das, 
was in unserem Koalitionsvertrag steht, auch um-
gesetzt wird. Wir brauchen, wie gesagt, noch ein 
wenig Zeit, auch die Polizei braucht Zeit, das res-
pektieren wir.  
 
Wir haben keine groß voneinander abweichen-
den Meinungen. Sie wissen, dass auch die BKA-
Gesetzgebung diesbezüglich Veränderungen 
vorgesehen hat, und diese sind auch im Rahmen 
dessen mit eingeplant. Wir wünschen uns, dass 
nach der Befassung im Senat den zuständigen 
Gremien hier die ersten Entwürfe für die Erarbei-
tung und Veränderung vorgelegt werden, damit 

wir dann die Gelegenheit haben, es uns anzu-
schauen. Wir gehen natürlich davon aus, dass es 
dann gesetzeskonform ist, aber wir müssen auch 
den Spagat in der Praxis schaffen, wenn es wirk-
lich mehrere Tausend sind, wovon wir nicht in je-
dem Fall ausgehen, aber viele werden es sein. 
Wie die Polizei das dann hinbekommt, ob das un-
bedingt Polizistinnen und Polizisten sein müssen, 
die solche Briefe versenden, oder ob es andere 
im öffentlichen Dienst tätige Menschen sein dür-
fen, die in einem gewissen Rahmen solche Briefe 
verschicken, da gehen wir nämlich in den Bereich 
des Datenschutzes - -. 
 
(Glocke) 
 
Ich habe ja anfangs gesagt, Datenschutz ist uns 
wichtig, auch die Daten derjenigen, die sich viel-
leicht an der einen oder anderen Stelle zu Un-
recht in solch einer Datei wiederfinden. Wir set-
zen darauf, wir haben es im Koalitionsvertrag, wir 
sind da am Ball, Frau Kollegin, und wir hoffen, 
dass wir dann irgendwann hier liefern können. - 
Danke schön! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Zenner. 
 
Abg. Zenner (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Der Antrag der LINKEN ist 
durchaus sympathisch und hätte eigentlich auch 
zur Hälfte der Legislaturperiode von der rot-grü-
nen Koalition umgesetzt sein können, zumindest 
hätte man sich hier ein bisschen mehr „Butter bei 
die Fische“ wünschen können.  
 
 
Wir haben ja im Hinblick auf personenbedingte 
Speicherungen - ich sage das nur jetzt nachaktiv, 
das andere soll proaktiv sein - das Recht auf Aus-
kunft, das Recht auf Widerspruch und gegebe-
nenfalls auf Klage, wenn man mit der Eintragung 
nicht einverstanden ist. Nun soll geregelt werden, 
dass dann, wenn personenbedingte Daten, die 
für Ermittlungsarbeit von Bedeutung sind, in Poli-
zeidatenbanken eingespeichert werden, die Be-
troffenen vorab oder gleich mit der Eintragung 
über ihren Eintrag informiert werden. Das bringt 
Vertrauen in die polizeiliche Arbeit. Das gibt 
Durchsicht. Das ist Datenschutz, und das stärkt 
die Rechte der Bürger. Von daher kann man das 
nur grundsätzlich unterstützen. 
 
Es wird hier kein Gesetzentwurf vorgelegt, son-
dern es wird gesagt, es handle sich um einen Vor-
schlag. Das heißt, das ist für mich ein Erinne-
rungsposten, dass wir das in dieser Legislaturpe-
riode noch abschließend beraten. Ich habe den 
Eindruck, dass wir hierfür in allen Fraktionen 
Sympathie aufbringen.  
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Das Problem, das sich mir stellt, und das ist auch 
in der Formulierung bei Frau Vogt so, ist der Hin-
weis, sofern dies mögliche Ermittlungen nicht ge-
fährdet. Hier liegt, glaube ich, ein bisschen der 
Hase im Pfeffer. Wo kann man das eigentlich im 
Einzelfall wirklich konkretisieren? Die Formulie-
rung „mögliche Ermittlungen“, gut, diese Formu-
lierung kann man immer einmal bei einem Eintrag 
annehmen, denn es könnte ja einmal irgendet-
was sein. Das wäre mir aber als Umschreibung 
zu wenig. Es muss schon darauf ankommen, 
dass es sich zur Zeit der Eintragung um konkrete, 
bekannte Ermittlungen handeln muss. Es muss 
also schon dort einen konkreten Bezug geben. 
Das zum einen! 
 
Das Zweite ist, wenn die Eintragungen und die 
damit verbundene Ermittlung negativ zum Be-
troffenen abgeschlossen worden sind, dann 
müsste man auch erwarten, dass anschließend 
der Betroffene darüber informiert wird. Die Eintra-
gung, die man zunächst vorgenommen hat und 
die man für mögliche Ermittlungen schützen 
wollte, müsste dann wieder herausgenommen 
werden.  
 
Wir sind also für diesen Antrag. Es ist einfach nur 
ein Reminder, wenn man so will, der Koalition 
noch einmal ein bisschen in das verlängerte 
Rückgrat zu treten, so will ich das einmal sagen. 
Wir hoffen, dass Sie dann in den nächsten Mona-
ten uns hier einen Vorschlag unterbreiten kön-
nen, der diskussionswürdig ist und der vielleicht 
auch umgesetzt werden kann. - Danke schön! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Hamann. 
 
Abg. Hamann (SPD)*): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Vielen Dank für den Tritt, 
Herr Zenner!  
 
(Heiterkeit) 
 
Frau Vogt, Sie haben den Koalitionsvertrag gele-
sen, das ist gut. Im Koalitionsvertrag steht sehr 
viel Gutes, dass wir auch nach und nach umset-
zen werden. Zum heutigen Thema haben Sie bei 
uns Beratungsbedarf angemahnt, und wir sollen 
uns endlich einmal auf den Weg machen. Der Ko-
alitionsvertrag ist innerhalb der Fraktion beraten 
worden, er ist mit der Partei breit beraten worden. 
 
(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Vielleicht hätte man das 
nüchtern machen sollen!) 
 
Deshalb können Sie davon ausgehen, dass wir 
den Koalitionsvertrag natürlich auch an der Stelle 
umsetzen werden.  

Die Hinweise - auch das hatten Sie gesagt -, die 
in den Datenbanken erfasst werden, sind mit Si-
cherheit teilweise sehr sinnvoll. Es ist, glaube ich, 
unstreitig, dass es gut ist, wenn Polizeibeamte ir-
gendwo an der Tür klingeln, dass sie wissen, ob 
dort jemand wohnt, der beispielsweise schon mit 
Waffenbesitz aufgefallen ist. Ich glaube, dass die 
Datenbanken an sich nicht das Problem sind. 
Das Problem ist vielleicht das Verfahren, nach 
dem die Daten gespeichert werden sollen.  
 
Wenn man einmal googelt, dann stößt man im 
letzten Jahrtausend auf den Fall der damaligen 
Bayerischen Landtagspräsidentin Frau Barbara 
Stamm. Im Jahr 1997 ist aufgrund einer Presse-
berichterstattung, nach der Frau Stamm irgend-
wie in eine Straftat verwickelt gewesen sein solle, 
in Bayern eine umfangreiche Debatte geführt 
worden. Was war passiert? Im Jahr 1991 ist ge-
gen Frau Stamm anonym eine Anzeige gestellt 
worden. Die Anzeige ist bearbeitet worden, und 
es hat sich herausgestellt, dass die Anzeige 
grundlos gestellt worden war. Es war also nichts 
passiert. In der Datenbank ist die Anzeige nicht 
gelöscht worden, und irgendwann ist sie der 
Presse als anonymer Hinweis zugespielt worden. 
Es kam dann zu einem Skandal, der eigentlich 
keiner war.  
 
Von daher ist es natürlich sinnvoll, sich genau die 
Datenspeicherungen anzusehen, und - das ist 
viel wichtiger - ein Verfahren zu etablieren, dass 
automatisiert entsprechende Einträge löschen 
kann. 
 
 
In Bayern - so kann man es der Presseberichter-
stattung entnehmen - sind in solchen Datenban-
ken von ungefähr 13 Millionen Einwohnern 1,3 
Millionen Einwohner, also ungefähr zehn Pro-
zent, gespeichert. Ich kann mir nicht vorstellen, 
dass die bayerische Quote in Bremen akzeptiert 
werden würde. Es ist, glaube ich, eine Möglich-
keit, wenn man sich mit dem Antrag und mit dem, 
was zum Sachverhalt in der Koalitionsvereinba-
rung steht, vernünftig befasst und überlegt, ob wir 
die Verfahren vielleicht umstellen können. Kön-
nen Verfahren automatisiert werden? Aus meiner 
Sicht kann eine ergebnisoffene Beratung geführt 
werden. 
 
Herr Kollege Öztürk hat es gesagt: Wir werden 
natürlich im Rahmen der Umsetzung der Daten-
schutzgrundverordnung das Thema auch im ent-
sprechenden Ausschuss aufrufen. Wir werden 
uns natürlich dann damit zu beschäftigen haben, 
was das konkret bedeutet. Deshalb haben wir 
das auch, ich sage es ganz deutlich, an der Stelle 
ein bisschen schleifen lassen. Danke, dass Sie 
uns noch einmal erinnert haben, aber wir bear-
beiten das Thema, und deswegen werden wir Ih-
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ren Antrag ablehnen. Herr Zenner, der freund-
schaftliche Tritt ist nicht notwendig, ein kleiner 
Klaps hätte es an dieser Stelle auch getan.  
 
Herr Zenner hat ein ganz wichtiges Stichwort ge-
nannt: Es geht um Vertrauen. Es geht um das 
Vertrauen gegenüber der Polizei, dass sie Sach-
verhalte vernünftig abarbeitet, sodass nicht ein 
Vorfall wie in Bayern - ich habe ihn geschildert - 
passieren kann.  
 
Herr Zenner, wir lehnen Ihren Antrag ab, aber wir 
werden den Sachverhalt natürlich im entspre-
chenden Ausschuss behandeln. 
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Hinners. 
 
Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die nach gel-
tendem Recht vorgenommene Speicherung per-
sonenbezogener Daten zur Gefahrenabwehr - ich 
komme noch einmal auf die Differenzierung zu-
rück - im polizeilichen Datensystem dient nach 
Ansicht der CDU-Fraktion der inneren Sicherheit. 
Nur auf diesem Weg ist es möglich, im gesamten 
Bundesgebiet auf bestimmte polizeiliche Er-
kenntnisse zu Personen zugreifen zu können. 
Von diesen Personen gehen nach polizeilicher 
Beurteilung konkrete Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder/und für die einschreitenden Poli-
zisten aus. 
 
 
Meine Damen und Herren, ich muss den Vorred-
nern vorhalten, dass sie bei den Hinweisen, die 
sie hier gegeben haben, und zwar eigentlich alle-
samt, die Datensysteme der Polizei nicht so dar-
gestellt haben, wie sie tatsächlich sind. Dort wird 
nämlich streng zwischen Gefahrenabwehr und 
Strafverfolgung differenziert. Das haben Sie hier 
komplett durcheinandergebracht. Insoweit ist der 
vorliegende Antrag der LINKEN allerdings ein 
klassisches Eigentor.  
 
(Beifall CDU) 
 
Um im Fußballjargon zu bleiben, Frau Vogt, Sie 
haben den Ball der gegnerischen Mannschaft von 
Rot-Grün mit einem Foul abgenommen, sind 
dann allerdings auf das eigene Tor zugelaufen 
und haben dort den Ball hineingeschossen.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Dann lehnen Sie 
ab!) 
 
Frau Vogt, warum sind Sie eigentlich nicht miss-
trauisch geworden, nachdem Rot-Grün selbst 
nach zweieinhalb Jahren den Passus aus dem 
Koalitionsvertrag noch nicht umgesetzt hatte? 

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Weil ich das von 
denen gewohnt bin!) 
 
Ach so, na gut, da würde ich Ihnen ja noch bei-
pflichten! Sind Sie nicht auf den Gedanken ge-
kommen, dass das in diesem Fall zumindest da-
ran liegen könnte, dass er nicht zu Ende gedacht 
ist? Insbesondere ist an der Stelle diese Differen-
zierung zwischen Gefahrenabwehr und Strafver-
folgung sehr viel schwieriger, als es hier darge-
stellt worden ist, denn gefahrenabwehrrechtliche 
Speicherungen dienen der Verhinderung gegen-
wärtiger und zukünftiger Gefahren, beispiels-
weise bei Straftätern mit ansteckenden Krankhei-
ten, bewaffneten Tätern und Ähnlichem. Diese 
Speicherungen werden nach konkreten Erkennt-
nissen zur Eigensicherung bei Personen vorge-
nommen, mit denen die Polizei häufiger zu tun 
hat. Insofern ist natürlich völlig klar, dass diese 
Personen über die polizeiliche Speicherung Be-
scheid wissen und eine weitere Mitteilung gar 
nicht erforderlich ist. Andere Speicherungen zur 
Strafverfolgung haben einen anderen Hinter-
grund, da können beispielsweise auch laufende 
Ermittlungen eine Rolle spielen. 
 
Darüber hinaus, meine Damen und Herren, kann 
nach geltendem Recht jede Person auf Antrag 
Auskunft darüber erhalten, ob polizeiliche Daten 
im polizeilichen Datensystem gespeichert wur-
den, und gegebenenfalls die Vernichtung der Da-
ten beantragen. Das Recht wird im Übrigen auch 
von vielen Bürgern wahrgenommen.  
 
(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vorsitz.) 
 
Weiterhin werden Daten von Personen, die in po-
lizeilichen Datenbanken gespeichert sind, natür-
lich gemäß den Richtlinien ohne Antrag nach Ab-
lauf bestimmter Fristen wieder gelöscht. Für die 
CDU-Fraktion reicht dieses Verfahren aus. Wir 
lehnen den Antrag deshalb ab.  
 
(Beifall CDU) 
 
Abschließend möchte ich aber noch darauf hin-
weisen, dass der Halbsatz im Antrag und auch im 
Koalitionsvertrag, glaube ich, „sofern dies mögli-
che Ermittlungen nicht gefährdet“, ausschließlich 
auf Datensysteme, die in der Strafverfolgung vor-
handen sind, Anwendung finden kann. Ermittlun-
gen werden üblicherweise von der Polizei nur im 
Bereich Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
durchgeführt - dafür gibt es, wie gesagt, Daten-
systeme - und nicht im Bereich der Gefahrenab-
wehr, denn dort werden Feststellungen getroffen. 
- Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.  
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Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege 
Hinners, es wird Sie vielleicht verwundern - das 
haben Sie anscheinend übersehen -, aber wir 
hatten im Frühjahr eine Anfrage gestellt, welche 
Daten denn überhaupt gespeichert werden. Da-
her sind wir durchaus der Meinung, dass wir wis-
sen, worüber wir hier reden. Ich kann Ihnen die 
Ergebnisse aus dieser Anfrage auch eben noch 
einmal vortragen, sie hat nämlich ergeben, dass 
16 413 Personen aktuell, also im Frühjahr, bei 
der Polizei Bremen gespeichert waren, wobei na-
türlich Doppelungen möglich sind.  
 
(Abg. Hinners [CDU]: Steht ja in Ihrem Antrag!) 
 
Das wäre rechnerisch jede vierzigste Bremerin o-
der jeder vierzigste Bremer, und es gibt verschie-
dene Kategorien, in denen die Personen gespei-
chert werden. Die Polizeidatenbank kennt zum 
Beispiel aktuell 39 Rocker oder 148 Menschen 
mit einer ansteckenden Krankheit, wobei diese 
Speicherungen tatsächlich hoch umstritten sind 
und von der Aids-Hilfe als stigmatisierend gewer-
tet werden. Die mit Abstand meisten Speicherun-
gen fallen in die Kategorie Drogenkonsument, 
über 11 000 Menschen sind hier allein in Bremen 
als solche gespeichert. Dann muss man schon 
wissen, wie man in diese Datenbank kommt.  
 
(Abg. Hinners [CDU]: Die Betroffenen wissen 
das!) 
 
Da ist es nämlich durchaus so, dass Verdächtige, 
Beteiligte und Zeugen gespeichert werden, und 
genau das finden wir problematisch.  
 
 
Ich möchte auch noch einmal darauf eingehen - 
Herr Kollege Öztürk hat es eben gesagt, wir ha-
ben es auch gerade aktuell bemerkt -, wie prob-
lematisch das sein kann, eben bei dem Entzug 
der Akkreditierung beim G-20-Gipfel, denn da 
war unter anderem ein Fotograf des „Weser-Ku-
rier“ betroffen. Der ganze Vorgang ist noch nicht 
aufgeklärt, und der Bundesdatenschutzbeauf-
tragte sagt, man müsse auch die Datenbanken 
des BKA beziehungsweise die Grundlage tat-
sächlich noch einmal überprüfen.  
 
Tatsache war nämlich zum Beispiel, dass ein Re-
porter des NDR am Rande einer Erster-Mai-De-
monstration, bei der er beruflich tätig war, von der 
Polizei kontrolliert worden ist. Er hat seine Perso-
nalien brav abgegeben - warum auch nicht, er 
war ja in Ausübung seines Berufes da, außerdem 
war er dazu verpflichtet! -, und anschließend 
wurde er fälschlicherweise als gewalttätiger Teil-
nehmer einer Demonstration abgespeichert und 
in der Datenbank als linksmotivierter Straftäter 
vermerkt. Deswegen wurde seine Akkreditierung 
widerrufen, und an diesem Beispiel sieht man, 

dass solche Speicherungen durchaus sehr sensi-
bel sind und Menschen auch ohne Grund abge-
speichert werden. Das Tragische an diesen Fäl-
len ist, dass die betroffenen Journalisten es nicht 
wussten, und genau das wollen wir in Zukunft ei-
gentlich verändert haben.  
 
Man kann natürlich mit dem Verweis auf das Da-
tenschutzgesetz, Herr Hinners, die Polizei an-
schreiben und Auskunft über eine personenbezo-
gene Datenspeicherung erbitten. Die Polizei ant-
wortet dann auch, das klappt soweit, und an-
schließend wäre dann - Herr Kollege Zenner hat 
es gesagt - der Rechtsweg offen. Ich kann mir 
dann also einen Anwalt nehmen und gegen die 
betreffende Speicherung vorgehen, wenn ich sie 
für rechtswidrig halte. Das Problem ist nur, dass 
viele Menschen gar nicht wissen, dass sie in die-
ser Datenbank sind, und sie wissen gar nicht, 
dass die Polizei Einträge über sie hat. Wie ge-
sagt, es gibt ja nicht nur die Bremer, es gibt ja 
auch noch andere. Wir wollen hier allerdings nur 
das Landesrecht ändern, und zwar dahingehend, 
dass es eine Informationspflicht gibt und nicht nur 
die Möglichkeit der Nachfrage bei der Polizei. 
 
Bremen ist landesrechtlich zuständig für die KPS-
Richtlinie, und Bremen praktiziert diese Informa-
tionspflicht, wie gesagt, schon in einem Teilbe-
reich der Speicherungen. Es gibt daher keinen 
formalen Grund, den Antrag abzulehnen und, 
ehrlich gesagt, was mich nicht so zufriedenstellt, 
Herr Öztürk, ist, dass Sie sagen, das könne man 
nicht machen, weil dann Tausende Briefe ver-
schickt werden müssten. Ich finde, wenn es um 
Datenschutz geht und vor allem um weitrei-
chende Folgen einer Speicherung, von der man 
nichts weiß - das eine Beispiel habe ich Ihnen ja 
eben genannt -, dann dürfte ein Brief mit einer 70-
Cent-Briefmarke tatsächlich nicht nur verschickt 
werden, sondern er müsste verschickt werden.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Herr Zenner, zu Ihnen! Sie haben natürlich recht, 
das Ganze ist unbestimmt, wenn wir sagen, es 
dürfen Ermittlungen nicht gefährdet werden. Ge-
nau deswegen aber haben wir ja keinen Vor-
schlag gemacht, weil ich durchaus der Meinung 
bin, dass so etwas tatsächlich nicht nur in der In-
nendeputation, sondern auch im Rechtsaus-
schuss beraten werden muss. Natürlich haben 
wir diesen Antrag gestellt, weil wir wissen, dass 
Koalitionsverträge gern in Schubladen liegen 
bleiben und Vorhaben nicht umgesetzt werden. 
Wir hatten allerdings früher, bevor wir diesen An-
trag gestellt haben, im Frühjahr nachgefragt, was 
denn mit diesem Passus aus dem Koalitionsver-
trag passiert. Die Antwort war nicht befriedigend 
und ausweichend, und deswegen haben wir die-
sen Antrag gestellt. Daher hätte die Koalition, 
wenn sie ernst meint, dass sie dieses Vorhaben 
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umsetzen will, dem Antrag heute auch zustim-
men können. Dass sie es nicht tut, lässt vielleicht 
die Frage offen, ob ich im nächsten Jahr um diese 
Zeit wieder diese Frage stellen muss oder es ein-
fach noch einmal beantragen muss. - Danke 
schön! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Mustafa Öztürk.  
 
(Zurufe) 
 
Wollen Sie eine Kurzintervention machen? 
 
(Zuruf Abg. Mustafa Öztürk [Bündnis 90/Die Grü-
nen] - Unruhe) 
 
Dann können Sie nicht mehr! Zwei plus fünf, das 
ist das neue Format. Frau Vogt hat zwei Minuten 
für die Antragsbegründung gehabt, die anderen 
Abgeordneten dann fünf Minuten. Sie könnten 
theoretisch - so habe ich es verstanden - für ein-
einhalb Minuten eine Kurzintervention machen.  
 
(Abg. Mustafa Öztürk [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Ja, dann eine Kurzintervention!) 
 
Bitte schön, Herr Abgeordneter! 
 
Abg. Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Frau Vogt, Sie sagten, wenn wir wollten, 
dann würden wir heute gern zustimmen, wir wol-
len nicht und hätten keinen Willen. Das stimmt 
nicht. Diese Ausführungen weise ich zurück.  
 
Ich habe in einer verständlichen Sprache in mei-
nem Debattenbeitrag versucht darzulegen, aus 
welchen Gründen wir Ihren Antrag ablehnen. Er 
enthält ja auch einen Fehler. In Ihrem Antrag zie-
len Sie auf einen separaten Gesetzentwurf ab, 
der nur die Informationspflicht betrifft, aber nicht 
auf das, was in unserem Koalitionsvertrag steht, 
nämlich das Proaktive, das weitergehender ist. 
Im Hinblick auf das Proaktive benötigt diese Koa-
lition noch Beratungsbedarf. Am Ende des Tages 
entscheidet die Koalition immer selbst, zu wel-
chem Zeitpunkt etwas aus dem Koalitionsvertrag 
umgesetzt wird.  
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Wenn es wenigstens am 
Ende des Tages und nicht erst in Jahren wäre!) 
 
Zu guter Letzt wollen wir ja auch keine handwerk-
lichen Fehler machen, wenn etwas in unserem 
Koalitionsvertrag steht, dann wollen wir es gut ab-
arbeiten. Im Rahmen der Beratungen der EU-
Datenschutzgrundverordnung und der Polizeire-
form, die sowieso ansteht, hat der Senat erst ein-
mal bis Mai 2018 Zeit - deswegen haben wir das 

Thema auch nicht verschleppt -, das alles auf die 
Beine zu stellen. Wir wollen dann schauen, ob 
der Senat technisch in der Lage ist, etwas vorzu-
legen, das die Polizei umsetzen kann. Das wollte 
ich an dieser Stelle gern noch einmal gesagt ha-
ben. -Danke schön!  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort Herr Staatsrat Ehmke.  
 
Staatsrat Ehmke*): Frau Präsidentin, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich würde gern da-
mit beginnen, dass ich an die Äußerung von Frau 
Vogt anknüpfe, es gäbe keinen formalen Hinde-
rungsgrund, so etwas zu tun. Das ist richtig.  
 
Richtig ist, wenn der Gesetzgeber diese Rege-
lung wollte, dass er sie erlassen könnte und dass 
er die Polizei zur proaktiven abwehrrechtlichen 
Speicherungen aller Gefahren mit den genannten 
Einschränkungen verpflichten könnte. Sinnvoll ist 
allerdings auch, sich mit den praktischen Auswir-
kungen einer solchen Verpflichtung auseinander-
zusetzen, um am Ende eine Abwägungsentschei-
dung zu treffen, ob dieser zusätzliche Daten-
schutz den Ressourcenaufwand, der entsteht, 
wert ist.  
 
Ich würde gern ein paar Sätze dazu sagen, was 
es ganz praktisch nach unserer Einschätzung be-
deuten würde, wenn man zu einer solchen Rege-
lung käme. Insofern hat mich auch die Euphorie 
der FDP zunächst gewundert, aber mit 2 900 Be-
amten, die sie ja neuerdings fordert, würde man 
das vielleicht umsetzen können. 
 
 
Wir haben uns mit der Frage durchaus auseinan-
dergesetzt. Es ist nicht so, dass wir keine Vorstel-
lung davon hätten, was auf uns zukommt. Nach 
unserer Einschätzung ist es so, dass über 16 000 
Personen mit sogenannten personenbezogenen 
Hinweisen im Bestand des polizeilichen Informa-
tionssystems INPOL gespeichert sind. Herr Kol-
lege Hinners hat darauf hingewiesen, es sind 
ausschließlich gefahrenabwehrrechtliche Spei-
cherungen, das heißt, wir müssten alle Personen 
informieren.  
 
Die Speicherung dieser circa 16 000 Personen 
beruht ursprünglich zu 100 Prozent auf einem 
Strafverfahren. Das heißt, dass wir keinen auto-
matisierten Informationsfluss generieren könn-
ten, sondern dass jeder einzelne Vorgang geprüft 
werden muss: Laufen die Ermittlungen noch? Be-
steht zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein Hinder-
nis? Werden verdeckte Maßnahmen im Rahmen 
des Ermittlungsverfahrens gefährdet? Das heißt, 
wir müssten die Akten dieser 16 000 Personen 
prüfen, und zwar wahrscheinlich deutlich mehr 
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als einmal, weil wir zu Beginn eines Ermittlungs-
verfahrens regemäßig gehindert wären, diese In-
formationen mitzuteilen. 
 
Wenn man sich das Ganze konsequent an-
schauen wollte, reichte die Erstspeicherung gar 
nicht aus, denn es finden regelmäßig Verände-
rungen an den Speicherungen statt, über die 
dann konsequenterweise auch informiert werden 
müsste. In der Regel findet die Erstspeicherung 
bei der Einleitung des Ermittlungsverfahrens 
statt. Nach dem Abschluss des Ermittlungsver-
fahrens erfolgt die Prüfung, die Aussonderungs-
frist, bis wann gelöscht werden soll. Soll die Spei-
cherung bestehen bleiben, oder soll sie in verän-
derter Form aufrechterhalten werden? Das heißt, 
wir haben eine Reihe von Verarbeitungsvorgän-
gen, die jedes Mal den Charakter dieser Speiche-
rung ganz grundsätzlich ändern könnten, sodass 
man ernsthaft gar nicht behaupten kann, dass die 
Information über die Erstspeicherung mit dem, 
was dann noch in der Datenbank steht, vergleich-
bar ist. Das würde einen erneuten Benachrichti-
gungsvorgang auslösen.  
 
Wir haben darüber hinaus andere gefahrenab-
wehrrechtliche Hinweise bei uns im System, zum 
Beispiel die Eintragung wegen vorliegender Ge-
waltschutzanordnung, Person XY darf sich dort 
nicht aufhalten. Es ist natürlich wichtig, dass die 
Polizei das weiß, dass sich der schlagende Ehe-
mann nicht mehr in der Wohnung aufhalten darf, 
weil ihm der Aufenthalt untersagt worden ist. Die-
ser Hinweis ist auch in der Datenbank entspre-
chend hinterlegt. Wir haben andere Hinweise bei 
Suizidenten, und es sind Eintragungen nach dem 
PsychKG vorhanden, sodass die Polizei in der 
Lage ist, ihre Aufgaben zu erledigen.  
 
Wir liegen damit deutlich über den 16 000 Perso-
nen. Wir erreichen in diesem Bereich jedes Jahr 
eine Größenordnung von über 15 000 Neuanträ-
gen. Die Polizei hat sich das alles einmal ange-
schaut und geht davon aus, dass zwischen 
50 000 und 90 000 Benachrichtigungen pro Jahr 
versandt werden müssten. Das heißt, wir gehen 
von einem Postlauf von 200 bis 400 Briefen pro 
Tag aus, die nicht automatisiert erstellt werden 
könnten, sondern die man sich in jedem Einzelfall 
vorher anschauen muss und bei denen man mit 
der Staatsanwaltschaft Rücksprache nehmen 
muss.  
 
Wir gehen davon aus, dass für diesen Arbeitsauf-
wand mindestens fünf bis sechs Personen ange-
setzt werden müssten, die ausschließlich mit dem 
Versand dieser Unterlagen beschäftigt wären. Mit 
dieser Personenzahl ist überhaupt noch nicht der 
Arbeitsaufwand abgedeckt, der gegebenenfalls 
nach dem Versenden der Mitteilungen entsteht, 
wenn sich jemand wehrt oder wenn jemand Fra-
gen zur Speicherung stellt. Das ist ein erheblicher 

Ressourcenaufwand. Man kann das machen, 
aber das bedeutet einen erheblichen Ressour-
cenaufwand.  
 
Jetzt will ich auf der anderen Seite Überlegungen 
zu einem Aspekt, den Herr Kollege Hinners auch 
angesprochen hatte, wenigstens einmal formulie-
ren. In der Tat ist es so, dass es Personen gibt, 
die nicht wissen, dass sie in den polizeilichen Da-
tenbanken gespeichert werden. Das sind in der 
Regel auch die, die wir nicht proaktiv informieren 
würden, weil sie aufgrund von verdeckten Er-
kenntnissen gespeichert sind.  
 
 
Die allermeisten müssten zumindest wissen, 
dass die Polizei Anlass hatte, ihre Daten zu ver-
arbeiten, weil sie nämlich Beschuldigte in einem 
Strafverfahren waren oder weil sie einen gefah-
renabwehrrechtlichen Polizeieinsatz ausgelöst 
haben. Die Polizei arbeitet ja nur in einem gerin-
gen Anteil wirklich verdeckt, denn vielfach ist im 
Strafverfahren sowieso eine offene Tätigkeit er-
forderlich. Es werden Menschen befragt. Es wird 
ihnen rechtliches Gehör eingeräumt. Sie werden 
auch benachrichtigt, wenn ein Ermittlungsverfah-
ren gegen sie geführt oder eingestellt worden ist, 
jedenfalls dann, wenn sie vorher dazu gehört 
worden sind. Das heißt, es gibt eine Vielzahl von 
Hinweisen, und deshalb ist es so, dass natürlich 
jeder ein Recht auf Auskunft hat.  
 
 
Die Frage ist, ob es unzumutbar ist, sich auf die-
ses Recht auf Auskunft zurückzuschränken, 
wenn auf der anderen Seite dieser nicht unerheb-
liche Ressourceneinsatz besteht. Das ist am 
Ende eine Abwägungsentscheidung, die der Ge-
setzgeber treffen muss. Ich glaube, ich habe ver-
sucht deutlich zu machen, dass es eben nicht da-
mit getan ist zu sagen, setzt das doch einmal um, 
sondern das Ganze hat erhebliche Auswirkun-
gen, das Ganze stellt erhebliche Ressourcenfor-
derungen. Dies muss man schlicht und ergreifend 
in Abwägung zu dem erhofften Vorteil setzen. Ich 
sage Ihnen ganz offen, ich komme im Moment zu 
der Erkenntnis, dass wir vor dem Hintergrund der 
Situation bei der Polizei hier den Schwerpunkt in 
der Form nicht setzen sollten, sondern wir sollten 
die Ressourcen anders verwenden. Das ist 
meine persönliche Einschätzung. Am Ende wird 
das zu bearbeiten sein.  
 
 
Ich will nur noch darauf hinweisen, dass sich 
auch der europäische Gesetzgeber bei dem Er-
lass der JI-Richtlinie und der Datenschutzgrund-
verordnung darauf konzentriert hat, ein Informati-
onsrecht, aber keine Informationspflicht zu kon-
statieren.  
 
(Glocke) 
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Vizepräsidentin Dogan: Herr Staatsrat Ehmke, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Frau Vogt?  
 
Staatsrat Ehmke: Ja, gern!  
 
Vizepräsidentin Dogan: Bitte, Frau Vogt!  
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Ich habe zwei Fra-
gen. Sie können aber doch bestätigen, dass Sie 
auch Zeugen in die Datenbanken aufnehmen, die 
nicht wissen, dass sie in einer Datenbank stehen, 
und dass das auch nach Personenkontrollen er-
folgt, wie das jetzt zum Beispiel anhand der G-20-
Akkreditierung deutlich geworden ist? Das wäre 
die erste Frage. Die zweite Frage ist: Wenn ich 
Ihre Ausführungen und die der Koalitionäre 
nehme, darf ich Ihren Ausführungen entnehmen, 
dass Sie sagen, es stehe zwar im Koalitionsver-
trag, aber Sie wollten es nicht umsetzen, weil die 
Ressourcen nicht vorhanden seien? Das ist eine 
andere Aussage, als die, die hier eben aus dem 
Parlament zu hören war, und deswegen frage ich 
nach.  
 
Staatsrat Ehmke: Ich bin gar nicht der Gesetz-
geber. Darum kann ich Ihnen am Ende keine Ant-
wort darauf geben, wie sich der Gesetzgeber ver-
hält. Ich kann Ihnen nur sagen, ich bin der Auf-
fassung - und darum haben wir bisher keinen ent-
sprechenden Vorschlag unterbreitet -, dass wir 
an dieser Stelle den Ressourceneinsatz dort nicht 
vornehmen sollten, sondern an anderer Stelle, 
weil der erhoffte Zugewinn nicht so groß ist, als 
dass wir das im Moment für vertretbar halten.  
 
Im Übrigen glaube ich, dass man sich nicht bis in 
die letzte Verästelung des Themas mit den Aus-
wirkungen auseinandergesetzt hat, als man in 
der Situation gewesen ist, das politische Wollen 
zu bekunden. Das sage ich Ihnen ganz offen. Be-
vor ich mich vor einem halben Jahr mit dem 
Thema beschäftigt habe, war mir nicht klar, dass 
die Folge ist, dass die Polizei jeden Tag 200 bis 
400 Briefe verschicken muss und dass pro Vor-
gang ein Arbeitsaufwand zwischen fünf Minuten 
und einer Stunde entsteht. Das ist ja die Situa-
tion, mit der man sich auseinandersetzen muss. 
Ich räume ein, dass durchaus auch in polizeili-
chen Datenbanken Speicherungen über Unbetei-
ligte vorhanden sind, in der Regel allerdings nicht 
als gefahrenabwehrrechtlicher Hinweis, sondern 
es kommt im Rahmen eines Ermittlungsverfah-
rens zur Datenspeicherung.  
 
Die Informationen über das strafrechtliche Ermitt-
lungsverfahren obliegt ohnehin dem Bundesge-
setzgeber und der StPO. Wir können uns aus 
kompetenzrechtlichen Gründen nur zu gefahren-
abwehrrechtlichen Hinweisen verhalten. Des-
halb, es gibt solche Speicherungen, die wir hier-
mit nicht feststellen könnten, sondern es geht hier 

konkret um Hinweise, die aufgenommen worden 
sind, um das polizeiliche Handeln gegenüber Be-
schuldigten, gegenüber potenziell Gewalttätigen, 
gegenüber ansteckenden Kranken und in ähnli-
chen Fällen zur Eigensicherung und zur Verhin-
derung zukünftiger Straftaten vorzunehmen.  
 
Wir müssen dabei auch die verschiedenen Da-
tenbanken unterscheiden. Das ist alles hochkom-
plex. Die Datenbank, in denen die gefahrenab-
wehrrechtlichen Hinweise gespeichert sind, ist 
INPOL. Die Datenbank, in der die Zeugen gespei-
chert werden, ist Artus. Artus ist aber kein Abfra-
gesystem für die Polizei, sondern ein Vorgangs-
bearbeitungssystem, in dem die gefahrenab-
wehrrechtlichen Hinweise nicht vermerkt werden. 
Das würde gar keinen Sinn machen. Der Beamte 
würde bei der Kontrolle gar nicht feststellen, dass 
ein entsprechender Hinweis vorliegt. Insofern, es 
ist auch in technischer Hinsicht eine etwas kom-
plizierte Aufstellung. Hinsichtlich der gefahrenab-
wehrrechtlichen Hinweise ist nicht immer zwin-
gend - denn es gibt ja auch verdeckte gefahren-
abwehrrechtliche Maßnahmen -, aber doch häu-
fig für den anderen, vielleicht nicht die konkrete 
Speicherung, aber zumindest der Anlass über 
eine Speicherung bekannt, sodass ich meine, 
dass ein Auskunftsersuchen nicht vollständig un-
zumutbar ist.  
 
(Beifall SPD - Glocke) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Herr Staatsrat, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage von Frau 
Vogt? 
 
Staatsrat Ehmke: Ja! 
 
Vizepräsidentin Dogan: Bitte, Frau Vogt! 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Nur auf Ihre letzte 
Bemerkung hin: Das heißt - jetzt einmal ganz 
ernsthaft -, wenn ich in eine anlassbezogene, 
aber nicht auf Gefahrenorte bezogene Personal-
kontrolle komme, weil irgendetwas am Stadion o-
der auf dem Ziegenmarkt passiert ist, dann muss 
ich davon ausgehen, dass ich in dieser Daten-
bank gespeichert bin. Das heißt, wenn mich jetzt 
Leute fragen - ich nehme noch einmal das Bei-
spiel der G-20-Akkreditierung -, muss ich ihnen 
dann raten, ein Auskunftsersuchen zu stellen, ob-
wohl sie vielleicht gar nicht beschuldigt sind?  
 
Staatsrat Ehmke: Nein! Ich habe nicht gesagt, 
dass die Daten von jedem, der irgendwann ein-
mal etwas mit der Polizei zu tun gehabt hat, ge-
speichert worden sind - dann hätten wir mit Si-
cherheit mehr als 16 000 Speicherungen vorlie-
gen -, sondern ich habe gesagt - -. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Aber es sind ja die 
Beispiele bekannt!) 
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Wenn Sie im Rahmen einer allgemeinen Ver-
kehrskontrolle angehalten worden sind und wenn 
Ihr Kofferraum voller Drogen gewesen ist, dann 
würde ich empfehlen, hinterher bei der Polizei 
einmal nachzufragen, ob Sie als BtM-Konsumen-
tin geführt werden. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Dann habe ich ein 
ganz anderes Problem. Das wissen Sie auch, 
dass ich das habe! Das ist doch albern! Können 
Sie nicht vernünftig auf meine Frage antworten?) 
 
Ich antworte vernünftig!  
 
Ich habe gesagt, wenn man einen allgemeinen 
Kontakt mit der Polizei gehabt hat, ohne dass es 
dabei Hinweise auf vorwerfbares Handeln gege-
ben hat, dann muss man nicht automatisch davon 
ausgehen, dass jetzt gefahrenabwehrrechtliche 
Speicherungen von der Polizei vorgenommen 
werden. Ich habe aber gesagt, wenn Personen 
als Beschuldigte in einem Strafverfahren geführt 
sind oder einen Polizeieinsatz auslösen, also ei-
nen gefahrenabwehrrechtlichen Vorgang, weil 
sie zum Beispiel als Suizident drohen, sich umzu-
bringen und dann von der Feuerwehr und der Po-
lizei gerettet werden, dann sind diesen Menschen 
ja die äußeren Umstände bekannt, die darauf hin-
deuten, dass möglicherweise bei der Polizei Da-
ten über sie vorliegen. Ich finde, für diesen Per-
sonenkreis ist es nicht unzumutbar, eine entspre-
chende Anfrage an die Polizei zu richten. 
 
Vizepräsidentin Dogan: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage, Herr Staatsrat Ehmke? 
 
Staatsrat Ehmke: Nur zu! 
 
Vizepräsidentin Dogan: Bitte, Frau Vogt! 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Für mich haben 
Sie ein bisschen an meiner Frage vorbeigeredet.  
 
(Staatsrat Ehmke: Nein!) 
 
Mir geht es darum - ich greife den Fall der G-20-
Akkreditierung auf -, dass Leute im Rahmen ihrer 
Berufstätigkeit in eine Situation geraten sind, in 
der sie sich ausweisen mussten, obwohl sie 
selbst mit den Vorfällen gar nichts zu tun gehabt 
haben. Das heißt, sie müssen jetzt damit rech-
nen, dass sie in gefahrenabwehrrechtlichen Poli-
zeidatenbanken gespeichert sind?  
 
(Zurufe: Nein!) 
 
Das ist doch passiert!  
 
(Unruhe - Zurufe) 
 
Staatsrat Ehmke: Frau Vogt, Sie haben darüber 
gesprochen, dass es diesen Fall gegeben haben 

soll. Erstens: Zum G-20-Gipfel haben wir eine 
Frage beantwortet. Bremer Sicherheitsbehörden 
haben im Hinblick auf den Entzug von G-20-Ak-
kreditierungen keine Informationen geliefert. In-
sofern sind unsere Datensätze schon einmal 
nicht betroffen.  
 
Zweitens: Ich glaube, es war der Kollege Ha-
mann, ich bin mir jetzt nicht vollständig sicher, der 
darauf hingewiesen hat, dass unzulässigerweise 
eine langfristige Speicherung im System verblie-
ben ist. Es ist natürlich nie vollständig ausge-
schlossen, dass Daten nicht gelöscht werden.  
 
 
Für unseren Bremer Datenbereich kann ich nur 
sagen, es gibt klare Löschfristen, und zwar zwi-
schen einem Jahr und zehn Jahren. Eine solche 
Benachrichtigung würde ja nichts ändern. Der 
Betroffene würde die Nachricht erhalten, wir ha-
ben einen Datensatz, und der Datensatz wird in 
drei Jahren gelöscht. Wenn er dann fälschlicher- 
und rechtswidrigerweise nicht gelöscht werden 
würde, dann stünden die Daten nach wie vor in 
der Datenbank. Das ist so, aber das ist natürlich 
nicht vorgesehen.  
 
 
Was können wir tun? Wir können dafür ein Re-
gime entwickeln. Dieses Regime ist mit den 
Löschfristen zwischen einem Jahr und zehn Jah-
ren vorhanden. Im Übrigen sind die Löschfristen, 
nach denen hier verfahren wird, auch mit den Da-
tenschutzbeauftragten abgestimmt.  
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1046 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen! 
 
(Dafür DIE LINKE, FDP, Abg. Frau Wendland 
[parteilos]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
BIW, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Stimmenthaltungen?  
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt 
den Antrag ab.  
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Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt 
aufrufe, möchte ich recht herzlich auf der Besu-
chertribüne die Mitglieder der Indischen Commu-
nity aus Bremen begrüßen.  
 
Seien Sie heute hier herzlich willkommen!  
 
(Beifall) 
 
 
Umsetzung des Wohnungsaufsichtsgesetzes 
in Bremen und Bremerhaven 
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 10. Mai 2017 
(Drucksache 19/1069) 
 
Dazu 
 
Mitteilung des Senats vom 20. Juni 2017 
(Drucksache 19/1132) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Deutschendorf. 
 
Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung 
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Druck-
sache 19/1132, auf die Große Anfrage in der Bür-
gerschaft mündlich zu wiederholen. 
 
Ich gehe davon aus, Herr Staatsrat Deutschen-
dorf, dass Sie die Antwort auf die Große Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE nicht mündlich wiederho-
len möchten. 
 
Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen 
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der 
Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen. 
 
Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. 
 
Das ist der Fall. 
 
Die Aussprache ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Janßen. 
 
Abg. Janßen (DIE LINKE)*): Frau Präsidentin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
fange einmal mit einem Zitat an: „Wir kämpfen 
deshalb seit Jahren gegen die teils menschenun-
würdigen Wohnverhältnisse, die von sogenann-
ten Heuschrecken oder Eigentümern von Schrot-
timmobilien aus Profitgier erzeugt oder zumindest 
in Kauf genommen werden.“ Das ist ein Zitat von 
Jürgen Pohlmann, seines Zeichens baupoliti-
scher Sprecher der SPD-Fraktion, vom 9. Feb-
ruar 2015. 
 
(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Er sieht heute 
aber sehr grün aus!) 

Das zweite Zitat: „Ganze Häuser verrotten, was 
negativ auf die benachbarten Grundstücke aus-
strahlt und dazu führt, dass ganze Straßenzüge 
zu verwahrlosen drohen. Auch das werden wir 
mit den neuen Regelungen ändern.“ Das ist jetzt 
ein Zitat von dem Fraktionsvorsitzenden Björn 
Tschöpe.  
 
(Abg. Pohlmann [SPD]: Auch das ist richtig!) 
 
Auch das ist richtig. So weit, so gut, das heißt, 
das Wohnraumaufsichtsgesetz ist damals mit ei-
nem richtigen Ziel eingesetzt worden, mit dem 
Ziel, einen Riegel vorzuschieben zu Verwahrlo-
sung von Wohnraum und zu der weiteren Nut-
zung von Wohnraum, der eigentlich nicht mehr 
geeignet ist, als Wohnraum genutzt zu werden. 
Enthalten in diesem Gesetz sind auch Sanktions-
möglichkeiten, die die Vermieter oder Eigentümer 
eines solchen Wohnraums betreffen. Es geht in 
erster Linie darum, dass, wenn bestimmte Män-
gel nicht beseitigt werden, beispielsweise, wenn 
Wohnungen nicht ausreichend gegen Witterung 
geschützt sind, wenn die Grundfläche nicht einen 
bestimmten Umfang hat, wenn Wasser, Strom o-
der Heizung nicht vorhanden oder funktionstüch-
tig sind, dass dann dieses Gesetz Sanktionsmög-
lichkeiten zulässt, um damit gegen diese unzu-
länglichen Zustände vorzugehen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
habe das Gesetz immer für richtig und für gut ge-
halten. Leider ist es bisher so gut wie gar nicht 
zur Anwendung gekommen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Bei dem Wohnungsaufsichtsgesetz geht es jetzt 
auch nicht um Fragen des Brandschutzes, oder 
es soll auch nicht die Landesbauordnung erset-
zen. Es sind ergänzende, darüber hinausge-
hende, flankierende Regelungen, die einen Hebel 
und ein Instrument dem Gesetz, also den Kom-
munen in erster Linie, an die Hand geben sollen, 
um Wohnraum zu kontrollieren. 
 
In den letzten Jahren gab es ja immer wieder Be-
richte, gerade über die Situationen der Wohnun-
gen im Stadtteil Bremerhaven-Lehe, im Goethe-
Quartier, über Wohnungsbestand, in dem es 
auch mehrere sogenannte Schrottimmobilien 
gibt, also Wohnungen, die tatsächlich nicht mehr 
als bewohnbar gelten dürften. Dennoch gab es 
immer wieder Meldungen darüber, dass diese 
Wohnungen trotzdem bewohnt waren. Nicht nur 
im Rahmen des Untersuchungsausschusses, 
sondern auch an verschiedenen anderen Stellen 
sind ja immer wieder Berichte aufgekommen. Es 
gab auch verschiedene Brandsituationen in den 
letzten Jahren, die Anlass gegeben haben, daran 
zu zweifeln, ob dieses Gesetz eigentlich die er-
wünschte Wirkung entfaltet. Daher haben wir 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1069
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1132
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eine Große Anfrage gestellt, um nach zwei Jah-
ren einmal eine Art Zwischenevaluation vorzu-
nehmen, wie weit das Gesetz eigentlich gewirkt 
hat.  
 
Ich nenne einmal ein paar Punkte aus der Ant-
wort des Senats. Zunächst einmal stellt der Senat 
fest, es wurde kein zusätzliches Personal für 
Kontrollen eingestellt, und das, obwohl Herr Se-
nator Dr. Lohse genau das in der Verabschie-
dung des Gesetzes im Februar 2015 eigentlich 
gefordert hatte. Auch hier noch einmal ein Zitat: 
„Ich möchte darauf hinweisen, dass es sich um 
neue Aufgaben, auch neue Vollzugsaufgaben 
handelt, für deren Bewältigung im Moment in der 
Verwaltung die Ressourcen nicht vorhanden 
sind. Wir müssen entsprechend finanzielle und 
personelle Strukturen schaffen.“ Das heißt, be-
reits mit der Verabschiedung dieses Gesetzes, 
mit der richtigen Intention, hier den Handlungs-
spielraum zu nutzen oder einen Handlungsspiel-
raum überhaupt erst zu eröffnen, wurde festge-
stellt, ohne Personal, das auch zu überprüfen, 
wird es nicht funktionieren. 
 
Seitdem ist das Personal nicht gestellt worden, 
und damit verwundern auch die weiteren Er-
kenntnisse der Senatsantwort nicht, wenn es 
dann heißt, dass auf der Grundlage des Woh-
nungsaufsichtsgesetzes seit 2015 keine einzige 
Anordnung gegen Vermieter oder Immobilienei-
gentümer erlassen wurde. Es wurde auch keine 
einzige Überbelegung festgestellt und kein einzi-
ges Bußgeld wegen Verstöße verhängt. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir da-
raus schließen sollten, dann ist ja alles gut am 
Immobilienmarkt, dann würden wir eine massive 
Fehleinschätzung begehen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir haben massive Probleme, aber sie werden 
nicht angegangen. Ich finde es auch nicht nur er-
nüchternd und frustrierend, dass man hier dieses 
Mittel nicht nutzt, um diesem Immobilienmarkt 
wenigsten ein bisschen Herr zu werden. Ich finde 
es auch deshalb frustrierend, weil für mich sich 
dann die Frage stellt, warum wir hier in diesem 
Hause solche Initiativen lange diskutieren, vorbe-
reiten, in einen Gesetzgebungsprozess gehen, 
und damit nach außen den Eindruck vermitteln, 
wir würden uns eines Themas annehmen, im 
Endeffekt aber weder die finanziellen, noch die 
organisatorischen Konsequenzen daraus ziehen, 
das Gesetz auch umzusetzen.  
 
(Beifall DIE LINKE - Präsident Weber übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 
 
Ein paar Dinge, die aus meiner Sicht nun konkret 
geschehen müssten; wir werden das natürlich 
entsprechend dann auch mit Anträgen oder in der 

Haushaltsberatung noch einmal einbringen. Ers-
tens, wir brauchen die finanziellen Ressourcen, 
um hier personelle Ausstattungen zu schaffen, 
die überhaupt ermöglichen, dass dieses Gesetz 
umgesetzt wird, weil wir nach wie vor finden, dass 
dieses Gesetz richtig ist. 
 
Zweitens, für Bremerhaven gilt, dass es nun eine 
Arbeitsgruppe gibt, die sich des Themas ange-
nommen hat, aber auch eine Arbeitsgruppe ist 
noch keine Lösung, sondern in vielen Fällen erst 
einmal nur das Aufwerfen oder das Attestieren ei-
nes Problembewusstseins. Sollten auch in dem 
Zusammenhang Regelungslücken auffallen, 
müssten wir schauen, ob das Gesetz an der 
Stelle nachgearbeitet werden muss, dann aber 
natürlich mit den entsprechenden finanziellen 
Ausstattungen. 
 
Drittens müssen wir verhindern, dass für Immobi-
lien, die derzeit nicht in dem Zustand sind, dass 
sie bewohnt werden dürfen, auch keine öffentli-
chen Gelder verwendet werden, weil es nach wie 
vor aus unserer Sicht nicht ausgeschlossen wer-
den kann, dass in diese Immobilien, die eigentlich 
vom Wohnungsaufsichtsgesetz betroffen werden 
müssten, nach wie vor Gelder vom Jobcenter flie-
ßen, somit öffentliches Geld in einen Schrottim-
mobilienmarkt fließt, man sozusagen auch noch 
subventioniert, wo eigentlich gesetzliche Rege-
lungen ein Bewohnen verhindern sollten. Das 
darf es in der Zukunft nicht mehr geben. 
 
Ich hoffe, dass mit dieser Anfrage wenigstens 
noch einmal ein Problembewusstsein entstanden 
ist. Wir werden uns darum bemühen, mit Anträ-
gen diese Regelungslücken noch einmal zu 
schließen. 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Pohlmann. 
 
Abg. Pohlmann (SPD)*): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Also ich bin noch einmal sehr 
dankbar, auch den LINKEN, und insbesondere 
Ihnen, Herr Janßen, dass das hier auch noch ein-
mal vorgetragen worden ist. - Bitte schön? 
 
(Zuruf Abg. Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]) 
 
Ach so, okay! Also, Herr Bücking kommt dann 
auch noch daran. 
 
Meine Damen und Herren, das Wohnungsauf-
sichtsgesetz, und das ist vollkommen richtig, war 
für uns als sozialdemokratische Bürgerschafts-
fraktion immer als Gesamtpaket zu sehen, das 
ein wichtiges Instrument ist, um im Bereich von 
Mindeststandards, wo sie nicht eingehalten wer-
den, einen Riegel vorzuschieben. Es geht um 
Überbelegungen, Vernachlässigungen - all das 
ist ja auch in der Antwort beschrieben -, es geht 



Landtag 3699 48. Sitzung/24.08.17 

um die Fragen von kaputten Fenstern, Wasser-
hähnen und insbesondere auch um den Gesund-
heitszustand der Menschen, besonders für Kin-
der, die darin leben. Das war immer unser An-
satz.  
 
 
Die Grundlage war, dass zwar nicht allen, aber 
einigen Vermietern, es wirklich egal ist, und diese 
setzen auch die Sachen, die ich eben genannt 
habe, mitleidslos ein, um ihr Geld zu verdienen. 
Das ist so. Ich möchte auch noch einmal darauf 
verweisen, weil das, glaube ich, auch noch ganz 
interessant ist, wenn man sich damit auseinan-
dersetzt, dass der Landesverband von Haus und 
Grund diesem Gesetz mehr als skeptisch gegen-
übersteht. Es ist doch so, dass es auch immer ei-
nige schwarze Schafe in diesem Bereich gibt, 
überhaupt nicht alle Vermieter. Wer sich das ein-
mal herunterlädt oder auch noch einmal die Posi-
tion von Haus und Grund anschaut, die verstehen 
wir als SPD ebenfalls absolut nicht.  
 
Mit diesem Wohnungsaufsichtsgesetz gibt es 
eine weitere Regulierung auch des Wohnungs-
marktes in diesem Bereich. Was Sie da als nega-
tiv beurteilen, teilen wir überhaupt nicht, sondern 
das ist notwendig und auch als wichtiges Instru-
ment zu sehen.  
 
(Beifall SPD) 
 
Meine Damen und Herren! Ich bin auch der Mei-
nung, dass Punkte in der Antwort des Senats 
sehr ernüchternd sind, darum braucht man ja 
auch nicht herumzureden. Was wir hier als Mittei-
lung vonseiten des Senats erhalten haben, und 
ich sage es für die SPD, für uns, das nehmen wir 
auch mit zum Anlass, gemeinsam mit unserem 
Koalitionspartner zu überlegen, wie wir hier auch 
in die Umsetzungen, auch im Rahmen der Haus-
haltsaufstellungsverfahren, regulieren, und was 
wir auch verbessern können. Es ist vollkommen 
nicht zufriedenstellend, dass auch die personelle 
Situation, die wir immer eingefordert haben, die 
uns auch insgesamt versprochen wurde, nicht 
umgesetzt werden konnte.  
 
 
Eine schwierige Situation, wenn wir uns all die 
Bereiche anschauen. Die Kolleginnen und Kolle-
gen hier in dem Hause, die auch in der Deputa-
tion für Bau, Umwelt, Verkehr, Stadtentwicklung 
und Landwirtschaft vertreten sind, wissen ja, 
dass es nicht der einzige Bereich ist, in dem wir 
im personellen Bereich auch richtig Schwierigkei-
ten haben. Das ist so, aber es kann nicht ange-
hen, wenn wir dieses Gesetz haben, es ist von-
seiten der Verwaltung - es ist hier ja auch noch 
einmal beschrieben worden, wer dafür zuständig 
ist -, also auch vom Bauordnungsamt und so wei-
ter umzusetzen. 

Ich sage vielleicht nachher noch einmal etwas 
zum Jobcenter. Das sehe ich ein bisschen anders 
als Sie, Herr Janßen. 
 
Wir brauchen jedoch eine finanzielle Unterstüt-
zung, auch gerade eine personelle Unterstüt-
zung, zur weiteren Umsetzung des Wohnungs-
aufsichtsgesetzes. 
 
(Beifall SPD) 
 
Meine Kolleginnen und Kollegen haben berichtet, 
wie die Situation in Bremerhaven aussieht, und 
ich möchte einmal als Bremer, als Stadtbremer, 
sagen, da können wir in diesem Bereich ein gan-
zes Stück auch von der Bremerhavener Verwal-
tung lernen. In diesem Bereich, auch in der Woh-
nungsbaupolitik, im Kampf gegen Schrottimmobi-
lien, ist, glaube ich, die Stadt Bremerhaven ins-
gesamt ein ganzes Stück vor uns, sowohl was die 
Initiativen betrifft als auch in der Umsetzung.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Oh Gott, oh Gott! - 
Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Was ist denn das für eine 
Wahrnehmung?) 
 
Wenn wir das sehen - -. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Auch das noch!) 
 
Ja, auch das noch, Herr vom Bruch. Ich glaube, 
das muss man sich einmal anschauen, was hier 
berichtet wurde, und ich verweise noch einmal 
auf die Antwort des Senats, auch zu den einzel-
nen Ausführungen über die Stadt Bremerhaven.  
 
Zum Schluss noch einmal, dieses Wohnungsauf-
sichtsgesetz ist aus Sicht der SPD ein wichtiger 
Bestandteil eines Gesamtpakets. Es gilt unter an-
derem, auch mit dem Wohnraumförderungspro-
gramm, darum, die Möglichkeit von Sanierungs-
gebieten auszuweisen. Das muss man als Ge-
samtpaket sehen, und ich teile es auch, was hier 
eben in der Debatte gesagt worden ist, dass wir 
wirklich darauf achten müssen, dass auch in die-
sen Bereichen, in denen das nicht eingehalten 
wird, keine Städtebauförderungsmittel oder an-
dere Förderungsprogramme eingesetzt werden. 
 
In diesem Sinne, dieses Wohnungsbauaufsichts-
gesetz ist wichtig, aber wir haben noch richtige 
Defizite, es auch in der Praxis umzusetzen. - 
Danke! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Bücking.  
 
Abg. Bücking (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich finde, 
wo Nelson Janßen recht hat, da hat er recht!  
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich glaube, man kann nicht darum herumreden. 
Das Wohnungsaufsichtsgesetz ist bis jetzt keine 
Erfolgsgeschichte. Wenn ich - das war in der letz-
ten Legislaturperiode, ich war noch nicht im Par-
lament, ich habe mir aber noch einmal die Debat-
ten angesehen, die damals stattgefunden haben 
- die Motive des Parlaments richtig verstanden 
habe, dann war man der Auffassung, verdammt, 
auf dem Wohnungsmarkt gibt es Bereiche, über-
haupt nicht flächendeckend, überhaupt nicht die 
Stadt beherrschend, in denen Menschen ge-
zwungen sind, unter unwürdigen Bedingungen zu 
wohnen. Zehn, zwölf Leute wohnen in einem Zim-
mer mit unterirdischen sanitären Anlagen und mit 
gesundheitsgefährdender Feuchtigkeit in den 
Wänden.  
 
Wir wissen aus der Zeitung, dass das Realität ist. 
Wir wissen auch, dass es diese Realität bei uns 
in der Stadt gibt. Wir haben gedacht, mit dem 
Wohnungsaufsichtsgesetz ein Instrument zu 
schaffen, das die Verwaltung ermächtigt, denen 
energisch zuzusetzen, die versuchen, sich auf 
diese unterirdische Weise zu bereichern.  
 
Wir wissen weiterhin, dass die Menschen, die in 
diesen Wohnungen untergebracht sind, in der 
Regel Menschen sind, die aus Bulgarien, Rumä-
nien und so weiter in unsere Stadt gekommen 
sind. Sie versuchen, hier irgendwo einen Anfang 
von einem Faden zu finden, Arbeit zu finden und 
so weiter. Wir wissen, dass sie rechtlos sind und 
deswegen selbst nicht die Initiative ergreifen, zur 
Sozialbehörde zu gehen, um sich zu beschwe-
ren. Sie sind sozusagen nur rechtlos in dieser Si-
tuation.  
 
So, jetzt dieses Gesetz! DIE LINKE fragt, was 
habt ihr mit diesem Gesetz gemacht? Die Frage 
ist berechtigt. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Ja, genau!) 
 
Werfen wir einen Blick auf die Antworten des Se-
nats, insbesondere auf die des Bauressorts! Ich 
finde, man muss zunächst der Fairness halber 
sagen, das Gesetz ist zwar nicht angewendet 
worden, aber das Bauresort ist keineswegs blind, 
taub, untätig und ignorant gegenüber diesen Ver-
hältnissen. Das ist keineswegs der Fall. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Selbstverständlich schreitet das Bauressort ein, 
wenn es von diesen Verhältnissen Kenntnis be-
kommt, und es versucht, etwas zu verändern. 
Wenn ich die Debattenbeiträge richtig durchgese-
hen habe, dann möchte ich daran erinnern, dass 
damals immer wieder das Stichwort Grohner 
Düne gefallen ist. Natürlich ist seit damals auf der 

Grohner Düne gewaltig etwas passiert. Die Ei-
gentumsverhältnisse haben sich nicht verändert, 
aber dennoch gibt es mittlerweile ein mit den Ei-
gentümern verabredetes Sanierungskonzept. Es 
gibt ein integriertes Entwicklungskonzept.  
 
Im Übrigen waren die beiden Regierungsfraktio-
nen vor Ort. Wir haben uns die Grohner Düne an-
gesehen, und wir hatten den Eindruck, dass das 
im Rahmen des Möglichen und Pragmatischen 
dort ganz gut läuft. Das Gesetz ist hier zwar nicht 
angewandt worden, aber es ist sehr wohl etwas 
unternommen worden. Das muss man einmal zur 
Ehrenrettung sagen.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wenn ich es richtig gelesen habe, dann war die 
Rede davon, dass 81 Gebäude und Wohnungen 
bekannt geworden sind, bei denen die Bauord-
nung interveniert hat. Alles klar und in Ehren! Ich 
glaube aber, dass die politische Intention für die 
rechtliche Ermächtigung, die das Wohnungsauf-
sichtsgesetz enthält, nicht aufgegriffen worden 
ist. Jetzt kann man sagen: Wir hatten kein Perso-
nal, und unsere Mitarbeiter sind bis zur Hals-
krause beschäftigt. Das stimmt! Ich glaube nicht, 
dass wir hier sagen sollten, die müssten eigent-
lich etwas anderes bearbeiten, als das, was im 
Moment von ihnen erledigt wird. Wir sind ja auch 
diejenigen, die von ihnen verlangen, dass schnell 
einmal die Kitas genehmigt werden sollen und 
dass jetzt dafür gesorgt wird, dass jetzt gebaut 
werden kann. Sie arbeiten so schnell, wie sie 
können! 
 
 
Bleibt noch etwas übrig, was getan werden 
könnte? Ich finde, ja! Wir stehen vor dem Prob-
lem, dass die Baubehörde gewissermaßen sagt, 
wir können nicht initiativ werden. Ihr könnt nicht 
von uns verlangen, dass wir durch die Straßen 
gehen, um zu kontrollieren, an welchen Stellen 
sich die Mülleimer sammeln und stapeln. Vermut-
lich wohnen dort zu viele Leute, aber wir können 
sie nicht aufsuchen, um zu klingeln und das zu 
überprüfen. Dafür fehlen uns die Mitarbeiter. Das 
ist vermutlich so, aber endet an dieser Stelle die 
politischen Verantwortung? Ich glaube nicht!  
 
Ich könnte mir ungefähr folgendes Verfahren vor-
stellen: Die Baubehörde sagt, verdammt, wir ha-
ben diesen Auftrag aus dem Parlament. Wir se-
hen auch, dass es dieses Problem gibt. Auf wel-
che Weise können wir handeln, ohne dass wir 
drei, vier oder fünf neue Beschäftigte einstellen 
müssen? In den Bezirken, von denen wir wissen, 
dass sich das Problem dort vermutlich kon-
zentriert - das mag Blumenthal sein, das mag 
Gröpelingen sein, vielleicht finden wir noch ein 
paar andere - wirft man die Frage auf und beruft 
eine Konferenz ein. Man sorgt dafür, dass die 
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KOPs, die entscheidenden Leute aus dem Sozi-
alzentrum, die entscheidenden Leute aus dem 
Gesundheitsressort und die Mitarbeiter der Bau-
ordnung mit am Tisch sitzen. Letztlich fragt man 
auch noch die Beiräte, ob sie an der Gesprächs-
runde teilnehmen möchten.  
 
 
Dann erklärt man einmal ganz kurz, welches 
Problem man mit diesem Instrument lösen kann 
und welches nicht. Das Problem der Schrottim-
mobilien, in denen keiner wohnt, kann man mit 
diesem Instrument beispielsweise nicht lösen, 
aber bestimmte Probleme kann man lösen. Dann 
fragt man: Habt ihr Kenntnisse? Dann sagt man: 
Daran könnt ihr das Problem erkennen. Dann 
sagt man: Achtet doch bitte im Alltag darauf, und 
sagt uns Bescheid. Das ist die E-Mail-Adresse, 
das ist die Telefonnummer, da könnt ihr die 
Kenntnisse mitteilen, und dann werden sie aktiv. 
 
Dieser Umgang wäre auch mit dem Gesetz denk-
bar gewesen. Er hätte die Intention des Gesetzes 
ernst genommen und er hätte beachtet, dass es 
für die Menschen eine Zumutung ist, in einer sol-
chen Wohnung, in solch einem Stall, oder in solch 
einer Garage zu wohnen, egal! Unabhängig da-
von, dass man versucht, auch dieses Problem zu 
bearbeiten, geht es immer auch darum - und 
Städte, in denen das Problem in einer ganz an-
deren Dimensionen vorhanden ist, berichten da-
von -, dass es oft so ist, dass schlechte Vorbilder 
schlechte Nachahmer finden. Es ist eben so: Du 
hast ein Haus, es verdient einer richtig deutlich 
Geld und fährt mit dem entsprechenden Fahr-
zeug vor, sichtlich arriviert!  
 
(Heiterkeit) 
 
Es dauert nicht lange, und der Nächste sagt, das 
ist ein Vorbild für mich, damit komme ich durch, 
und dann greift das um sich. Dann ist das plötz-
lich ein ökonomisches Geschäftsmodell. Ver-
dammt noch einmal, wir müssen auch den Anfän-
gen wehren. Wir haben ein großes Interesse da-
ran, das Problem nicht aufwachsen zu lassen. Ich 
appelliere an das Bauresort, diese Verantwortung 
zu übernehmen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen - Glocke) 
 
Jetzt sitzt hier nicht Joachim Lohse, sondern sein 
neuer Staatsrat. Der Staatsrat war in der Vergan-
genheit an dem Ganzen in keiner Weise beteiligt 
und trägt somit auch keine Verantwortung dafür. 
Ich bitte ihn trotzdem ganz herzlich, diese Bot-
schaften zu übermitteln. In diesem Sinne hoffe 
ich, dass aus der Sache noch etwas Vernünftiges 
wird. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Professor Dr. Hilz. 
 
Abg. Professor Dr. Hilz (FDP)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber 
Herr Janßen, liebe Fraktion DIE LINKE, ich bin 
Ihnen ausdrücklich dankbar für diese Anfrage, 
und dann auch dem Senat für die Antworten, die 
darauf gekommen sind.  
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist 
jetzt schlecht für das Image!) 
 
Sie wissen, was kommt. Ich ziehe aber andere 
Schlüsse daraus als Sie. 
 
(Zurufe Bündnis 90/Die Grünen: Oh!) 
 
Es ist schon sehr interessant, wie der Senat be-
schreibt, was dieses Wohnungsaufsichtsgesetz 
hier in Bremen und Bremerhaven denn bisher be-
wirkt hat. Wer ist zuständig? Wer kann was tun? 
Wenn man sich insbesondere die Frage drei ein-
mal genauer anschaut, dann heißt es, wer kann 
was tun? Bauordnungsämter? Die Antwort ist, 
durch die Bremische Landesbauordnung ist ei-
gentlich alles schon abgedeckt, auf der Basis 
können Sie arbeiten. Des Weiteren: Ordnungs-
ämter, keine Aufgaben nach dem Bremischen 
Wohnungsaufsichtsgesetz. Bei Sozialämtern ist 
das ein bisschen schwammig formuliert, muss ich 
sagen, da ist nicht ganz deutlich, ob sie nun tat-
sächlich Aufgaben haben oder nicht. Auf jeden 
Fall werden sie natürlich tätig, wenn sie Kenntnis 
davon bekommen, dass hier etwas bei der Unter-
bringung der Menschen nicht in Ordnung ist. Das 
Jobcenter, keine Zuständigkeit. Die Polizeibe-
hörde, keine Zuständigkeit. Die Feuerwehren, 
keine Zuständigkeit. Weitere, andere mögliche 
beteiligte Stellen, keine Zuständigkeit. Sie hören, 
eigentlich ist nur das Bauordnungsamt oder sind 
die Bauordnungsämter zuständig, aber Sie kön-
nen schon alles tun auf Basis der Bremischen 
Landesbauordnung.  
 
Das heißt eigentlich, warum brauchen wir das 
Bremische Wohnungsaufsichtsgesetz? Offen-
sichtlich sind sämtliche rechtliche Regelungen 
schon vorhanden, um aktiv zu werden, falls es 
Verstöße gibt. Wenn wir dann noch einmal in die 
Historie des Bremischen Wohnungsaufsichtsge-
setzes schauen, dann fällt einem auf, dass es 
hier in diesem Hause im März 2015 verabschie-
det wurde. Wir haben damals eine kleine schöp-
ferische Pause eingelegt als Freie Demokraten, 
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Aber nicht 
genutzt!) 
 
aber Sie haben das hier debattiert ungefähr zwei 
Monate vor der Bürgerschaftswahl.  
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So acht Wochen, das kommt ungefähr hin. 
 
Mein Fazit: Das Bremische Wohnungsaufsichts-
gesetz ist mehr Schein als Sein. Es hat zwar eine 
richtige Intention, ist aber überflüssig, weil einer-
seits auf anderer Basis bereits die Missstände 
abgestellt werden können, die wir aber anderer-
seits natürlich weiter im Auge behalten und stren-
ger angehen müssen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Wir haben in den öffentlichen Sitzungen des par-
lamentarischen Untersuchungsausschusses von 
einigen Zeugen dort ein Bild bekommen, das uns 
sehr nachdenklich gemacht hat. Wo wir schauen 
müssen, wie kommen wir daran? Wie kommen 
wir daran, dass eben genau diese Missstände, 
die das Gesetz abstellen will, auch tatsächlich ab-
gestellt werden?  
 
(Beifall FDP) 
 
Das ist unser gemeinsames Ziel. Da sind wir 
auch bereit, weiter daran zu arbeiten. 
 
Die größte Kritik am Bremischen Wohnungsauf-
sichtsgesetz aus unserer Sicht ist immer noch der 
Paragraf 10 Absatz 2, der es nämlich zulässt, 
dass ohne Zustimmung der Bewohner Wohnun-
gen betreten werden dürfen, um nach diesen Kri-
terien zu schauen. Wobei Gesundheitsgefähr-
dung ist eines, damit können wir leben, die ande-
ren beiden halten wir für zumindest verfassungs-
rechtlich bedenklich, was die Unantastbarkeit der 
Wohnung angeht. In diesem Sinne sollten wir uns 
auf der einen Seite genau überlegen, ob wir über-
haupt das Wohnungsaufsichtsgesetz zukünftig 
noch brauchen, und auf der anderen Seite, wie 
wir effizienter gegen diesen Missbrauch vorge-
hen können, der mit den Menschen getrieben 
wird, die fälschlicherweise und unter widrigen Be-
dingungen in Wohnungen, auch hier in Bremen 
und Bremerhaven, untergebracht werden, meine 
Damen und Herren! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die 
Abgeordnete Frau Neumeyer. 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Kollegen und Kolleginnen! 
Ich glaube, es war sehr gut, dass Sie damals eine 
Auszeit genommen haben, Herr Hilz. 
 
(Abg. Professor Dr. Hilz [FDP]: Wir sind viel stär-
ker wieder zurück!)  
 
Wir konnten deshalb das Wohnungsaufsichtsge-
setz hier einstimmig verabschieden.  
 

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Und Bürokratie schaffen, 
die keiner braucht!) 
 
Das haben wir damals gemacht, weil wir gemerkt 
haben, dass Instrumente wie die Landesbauord-
nung leider nicht ausreichen.  
 
(Beifall CDU) 
 
Das Wohnungsaufsichtsgesetz haben wir - ich er-
wähnte es bereits - vor zwei Jahren hier einstim-
mig beschlossen. Ich möchte jetzt nicht die ge-
samte Argumentation wiederholen, die von mei-
nen Vorrednern und Vorrednerinnen hier vorge-
tragen worden ist. Ich möchte nur noch einmal 
betonen, dass ich dieses Gesetz durchaus für be-
rechtigt und seine Einhaltung für sehr wichtig 
halte. Ich bin auch der Meinung, Herr Janßen, 
dass weiterhin kontrolliert werden muss, ob die-
ses Gesetz seine Wirksamkeit entfaltet. 
 
In der Großen Anfrage ist beschrieben, dass die 
zuständigen Behörden eng zusammenarbeiten 
müssen, damit das Gesetz funktioniert. Ansons-
ten ist der Antwort des Senats leider nicht so viel 
zu entnehmen. Nehmen wir als Beispiel die Ant-
wort auf die Frage fünf, in der es um Schrottim-
mobilien geht. Es wird gefragt, wie viele Schrot-
timmobilien vorhanden sind und welche saniert 
werden. Die Antwort lautet: Ja, in Bremerhaven 
wird die eine oder andere Schrottimmobilie be-
reits saniert. Ich hätte mir eine Antwort ge-
wünscht, die aussagt, wie hoch der Anteil der 
Schrottimmobilien, die saniert werden, an den ge-
samten Schrottimmobilien ist, und wann die Sa-
nierungen abgeschlossen sind. Wie viel zusätzli-
cher Wohnraum entsteht durch die Sanierung der 
Schrottimmobilien, wenn sie saniert werden kön-
nen, wann in Bremerhaven?  
 
 
Die Antworten des Senats sind alle sehr kurz und 
knapp gehalten. Ich würde es sehr begrüßen, 
wenn wir in der zuständigen Baudeputation in Zu-
kunft regelmäßig einen Sachstandsbericht über 
den Fortschritt nach dem Wohnungsaufsichtsge-
setz bekommen würden.  
 
Die Personalsituation ist ebenfalls angesprochen 
worden. Herr Pohlmann wird sich sicherlich wäh-
rend der Haushaltsberatungen darum kümmern 
und sich sehr für das notwendige Personal ein-
setzen. Ich will noch einmal sagen, auch hierzu 
ist in dieser Antwort nicht so viel zu lesen.  
 
Trotzdem finde ich es wichtig, dass Sie diese 
Große Anfrage gestellt haben, denn wir sind 
wach geworden und haben festgestellt, dass ein 
Gesetz, das wir vor zwei Jahren verabschiedet 
haben, noch nicht so umgesetzt wird, wie es sein 
sollte.  
 



Landtag 3703 48. Sitzung/24.08.17 

Wie gesagt, ich würde mich freuen, wenn wir in 
Zukunft in der Deputation regelmäßige Sach-
standsberichte über den weiteren Verlauf der 
Umsetzung des Gesetzes bekommen würden. - 
Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Staatsrat Deutschendorf. 
 
Staatsrat Deutschendorf: Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich freue 
mich, hier die Gelegenheit zu haben, das erste 
Mal von dieser Stelle aus zu Ihnen sprechen zu 
dürfen.  
 
(Beifall) 
 
Sie haben recht, für den Einstieg ist es kein ganz 
leichtes Thema, aber trotzdem ist es von Bedeu-
tung und Wichtigkeit.  
 
Das Wohnungsaufsichtsgesetz erweitert unseren 
Handlungsrahmen, um Fehlentwicklungen und 
Missstände im Wohnungswesen zu verhindern 
und zu beseitigen. Deshalb ist es aus meiner 
Sicht durchaus ein wichtiges Instrument, und es 
ist hier in der Debatte genauso auch bezeichnet 
worden. Wir werden es natürlich bei Bedarf an-
wenden. Meine Damen und Herren, es gibt sol-
che Fehlentwicklungen und Missstände im Woh-
nungswesen in Bremen und Bremerhaven, und 
wir sehen auch die Notwendigkeit, hier einzu-
schreiten.  
 
Wenn uns solche Fehlentwicklungen und Prob-
leme bekannt werden, greifen wir sie selbstver-
ständlich auf, gehen ihnen nach. Ich versichere 
Ihnen, die Verwaltung ist in allen Fällen, die uns 
bekannt geworden sind, konsequent eingeschrit-
ten. Dabei greifen wir jeweils auf die gesetzliche 
Grundlage zurück, die im konkreten Fall am ef-
fektivsten und auch mit hoher Rechtssicherheit 
genutzt werden kann. Denn - und das ist ja in der 
Debatte auch schon angeklungen - über das 
Wohnungsaufsichtsgesetz hinaus, werden natür-
lich weiterhin alle anderen Instrumente genutzt, 
um ähnlich gelagerte Problemfälle, wie sie das 
Gesetz beschreibt, zu erkennen und natürlich am 
Ende auch zu beheben. Das Bauordnungsrecht 
über die Landesbauordnung sowie der Brand-
schutz sind genannt worden.  
 
Natürlich haben auch verschiedene soziale 
Dienste einen ganz anderen Zugang zu bestimm-
ten Menschen und Kreisen. Es handelt sich hier 
im Einzelnen um eine Vielzahl unterschiedlichster 
Sachverhalte, mit denen wir es zu tun haben, bei-
spielsweise Schimmelbefall, Messietum, Überbe-
legung, Brandschutzmängel, bei denen die Bre-
mer Bauverwaltung - aber auch andere Ressorts 

- bei Bekanntwerden unverzüglich und konse-
quent einschreitet. Denn - und darauf möchte ich 
auch hinweisen - an den Zuständigkeiten der Be-
hörden wurde durch das Gesetz nichts geändert, 
das heißt, Soziales, Gesundheit und Inneres 
müssen in bestimmten Fällen auch weiterhin ih-
rerseits tätig werden.  
 
Dass das Wohnungsaufsichtsgesetz selbst bis-
lang nicht unmittelbar zur Anwendung gekommen 
ist, mag unter anderem auch daran liegen, dass 
ein Teil der Fehlentwicklungen, die ich eben ge-
rade umrissen habe - also, wenn sie sich bei-
spielsweise in Kellern oder Dachböden abspielen 
-, vom Gesetz nicht erfasst werden, weil es sich 
nicht um Wohnraum im Sinne des Gesetzes han-
delt. Dort müssen wir dann ohnehin die anderen 
uns zur Verfügung stehenden Instrumente nut-
zen. 
 
Meine Damen und Herren, alle diese Leistungen 
werden in diesem Zusammenhang von der Ver-
waltung neben den erhöhten Aktivitäten erbracht, 
die zum Beispiel die Flüchtlingssituation mit sich 
gebracht hat, nämlich die Schaffung des dringend 
benötigten Wohnraums in Bremen. Das ist in An-
betracht des Konsolidierungskurses und bei dem 
Verzicht auf neue Stellen dann insgesamt schon 
ein Kraftakt, denn die neue Aufgabe ist bisher 
nicht mit einer Personalverstärkung einhergegan-
gen. Gleichzeitig haben wir eben viele personelle 
Ressourcen in dem Bereich des Sofortpro-
gramms Wohnungsbau verlagert. Wir haben es 
mit einer stetig steigenden Zahl von Bauanträgen 
und Baugenehmigungen zu tun.  
 
Aufgrund der Prioritätensetzungen sind wir auch 
weiterhin darauf angewiesen, dass Missstände o-
der auch Missbrauch von aufmerksamen Bürge-
rinnen und Bürgern und von den Beiräten ange-
zeigt werden.  
 
Meine Damen und Herren, uns sind einzelne 
Problembereiche in der Stadt bekannt, in denen 
wir zukünftig verstärkt aktiv werden wollen. Wir 
sehen auch Chancen, künftig durch eigene Er-
mittlungen häufiger auf Fälle von Überbelegung 
oder Ähnlichem aufmerksam zu werden. Es wird 
zum Beispiel - und das versprechen wir uns auch 
- bedingt durch das Schwerpunktthema sichere 
und saubere Stadt vermehrt Personal in den 
Stadtteilen unterwegs sein, und auch dadurch er-
hoffen wir uns natürlich zusätzliche Erkenntnisge-
winne.  
 
Insgesamt sei mir noch die Anmerkung erlaubt, 
bestenfalls, meine Damen und Herren, gelingt es 
uns über andere Maßnahmen, wie die hier auch 
schon kurz angesprochenen integrierten Ent-
wicklungskonzepte, über das Programm Soziale 
Stadt, zu verhindern, dass sich in Quartieren sol-
che Fehlentwicklungen überhaupt erst ergeben.  



Landtag 3704 48. Sitzung/24.08.17 

Abschließend möchte ich Ihnen noch einmal mit-
teilen: Wir nehmen alle Fälle von Fehlentwicklun-
gen und Missständen sehr ernst und gehen die-
sen konsequent nach. Wir sind sensibilisiert. Wir 
haben ein offenes Auge für stattfindende Verän-
derungen und akute Problembereiche. Darüber 
hinaus werden wir unsere Aktivitäten in diesem 
Bereich ausbauen und dafür weiterhin alle uns 
zur Verfügung stehenden Instrumente nutzen. - 
Herzlichen Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Bücking. 
 
Abg. Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren, lieber Herr 
Staatsrat! Ich wollte noch einmal einen Gedanken 
kommentieren. Ich glaube, ein Gesetz ist natür-
lich im engsten Sinn ein formales Regelwerk. Das 
muss auch entsprechend angewandt werden, 
das ist soweit klar, aber hinter einem Gesetz steht 
auch eine politische Intention. 
 
(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Tatsächlich?) 
 
Ja! Diese politische Intention hat das Haus hier ja 
artikuliert, indem gesagt wurde, wir beobachten 
einen Missstand, wir vermuten, er ist größer als 
das, was man sieht, und wir verlangen, dass un-
sere Behörden aktiv Verantwortung übernehmen 
und aufspüren, wo es schlecht geht. Das war die 
Intention. Die Antwort war nun, wie auch Antwor-
ten immer sind, formal. Es wurde nach verschie-
denen Dingen gefragt, ich habe sie also ebenfalls 
ausgearbeitet, und entsprechend wurde, wie man 
das so macht, auch reduziert geantwortet: Das 
haben wir getan, das ist gar nicht zutreffend, das 
haben wir so und so erledigt. Für mich ist ent-
scheidend, dass wir zu der Sache der Intention 
zurückkehren, denn mir ist völlig egal, ob es die 
Bauordnung, der Brandschutz, die Gesundheit 
ist, was man als Argument nimmt, und was man 
als Rechtsgrundlage ansetzt für das Eingreifen. 
Mir ist aber nicht egal, ob es uns gelingt, zwi-
schen all den zuständigen Behörden, mit dem 
Bauresort als Zentrum, eine Verständigung dar-
über herzustellen, dass wir uns aktiv um dieses 
Thema kümmern. Das ist nicht unwichtig. Darauf 
sollten wir uns konzentrieren, und der Herr 
Staatsrat hat jetzt auch angedeutet, dass sie das 
tun wollen. 
 
Ich glaube, man wird am Ende des Tages die Öf-
fentlichkeit mobilisieren und Aufmerksamkeit si-
chern müssen, damit hier wirklich etwas passiert. 
Formale Aufträge sind gar nicht der Kern der Sa-
che. Das wollte ich noch einmal gesagt haben. - 
Herzlichen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Professor Dr. Hilz. 
 
Abg. Professor Dr. Hilz (FDP)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Vielen Dank, Herr Bü-
cking, für diese Ausführungen! Ich wollte eigent-
lich gar nicht mehr reden, aber Sie haben mich 
doch noch einmal hier hinter das Pult gelockt, so-
dass ich noch einmal ein paar Sachen sage.  
 
(Zuruf: Aber hinter dem Pult bleiben, bitte!) 
 
Zwei Sätze zu Ihrem Gesetz und der Intention! 
Da haben wir eine völlig andere Auffassung. Wir 
brauchen aus unserer Sicht nur Gesetze, die man 
auch anwendet. 
 
(Beifall FDP) 
 
 
Gesetze, die nicht angewendet werden, brau-
chen wir nicht. Das nennen wir Bürokratie, und 
Bürokratieabbau würde bedeuten, solche Ge-
setze wieder abzuschaffen. Die politische Inten-
tion, das habe ich ja gesagt, teilen wir voll und 
ganz. Die politische Intention hinter diesem Ge-
setz, da sind wir voll dabei, aber nur, wenn wir es 
auch durchsetzen können, und nur, wenn wir mit 
einem Gesetz auch Tatbestände erfassen, die 
mit anderen Gesetzen nicht erfasst sind, was in 
diesem Fall offensichtlich bisher nicht der Fall ist. 
Nur dann lohnt es sich, ein neues Gesetz, zusätz-
liche Bürokratie zu schaffen, um tatsächlich ge-
zielt Missstände abzustellen. Das sehen wir in 
diesem Fall nicht, deswegen sind wir der Mei-
nung, wir müssen uns sehr stark überlegen, ob 
wir dieses Wohnungsaufsichtsgesetz noch brau-
chen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 19/1132, auf die 
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis. 
 
 
Schmerzensgeldansprüche übernehmen - 
Gesetz zur Änderung des Bremischen Beam-
tengesetzes 
Antrag des staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschusses 
vom 6. April 2017 
(Drucksache 19/1020) 
2. Lesung 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Lühr. 
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Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzent-
wurf des staatlichen Haushalts- und Finanzaus-
schusses in ihrer 44. Sitzung am 11. Mai 2017 in 
erster Lesung beschlossen. 
 
Bevor wir zur zweiten Lesung kommen, möchte 
ich darauf hinweisen, dass folgende redaktionelle 
Änderung zu berücksichtigen ist: 
 
Im Artikel 1 des Gesetzes muss es in Satz 1 rich-
tig heißen „das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 22. Juni 2017 (Brem.GBl. S. 278) geän-
dert worden ist,“. 
 
Wir kommen zur zweiten Lesung. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Schnittker.  
 
Abg. Frau Schnittker (CDU)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Unseren Antrag 
„Schmerzensgeldansprüche übernehmen“ haben 
wir ja bereits in der Mai-Sitzung debattiert und 
auch die entsprechende Gesetzesänderung 
schon in der ersten Lesung beschlossen. Daher 
gehe ich davon aus, dass wir heute auch entspre-
chend abstimmen. Ich möchte die Gelegenheit 
nutzen, mich noch einmal für die Unterstützung 
dieser Gesetzesänderung zu bedanken.  
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Aber gern 
doch!) 
 
 
Die CDU hat lange dafür gekämpft, und daher 
freuen wir uns natürlich umso mehr, dass sich 
das Kämpfen auch an dieser Stelle gelohnt hat. 
Ich glaube, dass auch das Zeichen, das wir damit 
setzen wollen, nämlich all denjenigen, die tagtäg-
lich ihren Kopf für uns alle hinhalten, ein wenig 
Rückendeckung und Wertschätzung mit der 
Übernahme der Schmerzensgeldansprüche ent-
gegenzubringen, bei den Betroffenen angekom-
men und positiv aufgenommen worden ist.  
 
(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Leider Gottes hat der G-20-Gipfel mehr als deut-
lich gemacht, in welchen Zeiten wir uns befinden 
und vor allem, welchen Taten unsere Sicherheits-
kräfte und Einsatzkräfte ausgesetzt sind. Wir ha-
ben ja heute bereits ausgiebig darüber gespro-
chen, und ich gehe davon aus, dass Sie alle so-
wieso diese erschreckenden Bilder im Kopf ha-
ben und so schnell nicht mehr vergessen. Daher 
erspare ich mir dazu jetzt weitere Ausführungen, 
das hatten wir heute schon, aber nach diesen un-
fassbaren Geschehnissen bin ich umso mehr 
überzeugt, dass wir mit dieser Gesetzesände-
rung die absolute richtige Entscheidung getroffen 

haben beziehungsweise gleich noch abschlie-
ßend treffen werden. Liebe Koalition, hier haben 
Sie eine richtige und wichtige Tat getan, einem 
guten Antrag der CDU, der Opposition, zuzustim-
men. Ich hoffe in diesem Sinne, dass da auch 
noch weitere gute Anträge zur Zustimmung fol-
gen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU - Abg. Röwekamp [CDU]: Ihr solltet 
viel öfter einmal unseren Anträgen folgen! - Abg. 
Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Dann müsst ihr 
öfter einmal gute Anträge stellen! - Abg. Röwe-
kamp [CDU]: Daran wird es nicht mangeln!) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Liess. 
 
Abg. Liess (SPD): Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es geht darum, 
dass Beamte Schmerzensgeldansprüche, die sie 
gegenüber Dritten haben, an den Dienstherrn 
übergeben können, der dann dafür sorgt, dass 
die Schmerzensgeldansprüche ihm gegenüber 
befriedigt und gegenüber dem Drittverursacher 
die ausstehenden Gelder dann eingetrieben wer-
den. Das ist, glaube ich, ein guter Antrag. Ich 
sage ausdrücklich, da wir jetzt in der Zeit sind, wo 
wir uns gegenseitig loben, ich danke der CDU, 
dass sie den Antrag, wenn ich mich richtig ent-
sinne, das zweite Mal in das Parlament einge-
bracht hat, nämlich in der letzten Legislaturperi-
ode und in dieser auch noch einmal. 
 
Ich danke auch dafür, dass wir eine sehr einge-
hende, intensive Beratung im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss hatten, einschließlich einer An-
hörung insbesondere der Gewerkschaften, die 
dann auch noch einmal zu Veränderungen in der 
Sache geführt hat und zu einem anderen Be-
schlusstext als dem ursprünglich vorgelegten, ei-
nem Beschlusstext aber, der jetzt so aussieht, 
dass der Staat in diesem Bereich als Dienstherr 
seinen Beamten gegenüber einen weiteren Bei-
trag zur Fürsorgepflicht und in der Tat auch zur 
Wertschätzung leistet. In diesem Bereich betrof-
fen von dieser Regelung sind jetzt die Beamten, 
und das ist insbesondere natürlich der Bereich, 
der einem besonderen Druck ausgesetzt ist, der 
einem besonderen Druck auch seitens der Radi-
kalisierung und Brutalität in unserer Gesellschaft 
ausgesetzt ist. Daher ist das, denke ich, ein wich-
tiger Schritt.  
 
Worüber wir als Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten weiterhin nachdenken und im Haus-
halts- und Finanzausschuss auch eine erste In-
formation eingeholt haben, ist die Frage, inwie-
weit eine solche Regelung auch auf andere Be-
reiche des öffentlichen Dienstes oder auch auf 
diejenigen, die im Auftrag des Staates tätig sind, 
erweitert werden sollte. Das ist aber der zweite 
Schritt, der in diesem Gesetz jetzt nicht geregelt 
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werden kann. Wir werden das Haus damit dann 
noch einmal begrüßen wollen. 
 
 
Ich möchte allen Beteiligten danken! Der Prozess 
hat ein bisschen lange gedauert, von der Einbrin-
gung bis endgültig jetzt zur zweiten Lesung, aber 
ich glaube auch, dass dies ein richtiger, ein not-
wendiger Schritt ist. Der Dank geht an die Kolle-
ginnen und Kollegen im Haushalts- und Finanz-
ausschuss, geht aber auch insbesondere an das 
Finanzressort, das sich sehr kooperativ gezeigt 
hat. 
 
Ich weiß, dass wir nicht alle Anforderungen der 
Gewerkschaften haben erfüllen können, insbe-
sondere die Frage der Einführung einer Bagatell-
grenze, da aber haben wir uns an Schleswig-Hol-
stein orientiert. Wir halten die Bagatellgrenze für 
richtig. Entgegengekommen sind wir aber den 
Gewerkschaftsvertretern insbesondere in der 
Frage der Fristen. 
 
Ich glaube, wir haben hiermit ein gutes Gesetz 
vorgelegt, und bitte daher um Zustimmung! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Fecker. 
 
Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich glaube, dass das heute 
der so ziemlich unumstrittenste Punkt des Tages 
wird, weil wir in der Tat auch und insbesondere 
durch die Beratung im Haushalts- und Finanzaus-
schuss eine gute gemeinsame Linie entwickelt 
haben. Man muss es so deutlich sagen, es gab 
eine doch sehr ordentliche Initiative der CDU-
Fraktion in diesem Bereich, und durch die ge-
meinsame Beratung im Haushalts- und Finanz-
ausschuss haben wir am Ende hier auch einen 
gemeinsam getragenen, guten Gesetzentwurf. 
Deswegen geht der Dank an dieser Stelle auch 
sehr deutlich an das Ressort Finanzen, insbeson-
dere auch noch einmal an die Personalabteilung 
dort.  
 
 
Die intensiven Beratungen haben eines gezeigt: 
Der Teufel steckt bei solchen Fragen meist im 
Detail. Max Liess ist eben schon auf einige 
Punkte eingegangen, wie Bagatellgrenzen, wie 
Fristen, aber auch auf die Frage, die uns umge-
trieben hat, was eigentlich bei Auslandseinsätzen 
passiert. Das sind alles Einzelfälle, aber trotzdem 
sollte man auch dem Einzelfall ordentlich Beach-
tung schenken. Also, mein Eindruck war, dass 
das auch ein sehr gutes Beispiel dafür ist, inter-
fraktionell gute Gesetzentwürfe zu erarbeiten. 
 

Inhaltlich brauchen wir, glaube ich, an dieser 
Stelle auch nicht viel zu diskutieren, vor allem an-
gesichts der Debatte heute Morgen über den G-
20-Gipfel, dass wir diejenigen, die im Dienst für 
den Staat, ich sage einmal etwas salopp, den 
Kopf hinhalten, dann bei der Eintreibung der 
Schmerzensgeldansprüche nicht im Regen ste-
hen lassen, ist vollkommen selbstverständlich 
und richtig. Deswegen wird auch die Bürger-
schaftsfraktion der Grünen diesem Antrag des 
Haushalts- und Finanzausschusses am heutigen 
Tag die Zustimmung geben. - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen)  
 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Zenner. 
 
Abg. Zenner (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Der Gesetzentwurf findet un-
sere Zustimmung, das ist schon beim Entschlie-
ßungsantrag der Fall gewesen und hat sich na-
türlich auch nicht geändert. Es macht Sinn, dass 
für diejenigen, die sich im Staatsdienst für die All-
gemeinheit einsetzen und Probleme haben, ihre 
persönlichen Schmerzensgeldansprüche durch-
zusetzen, der Dienstherr übernimmt und dann 
versucht, gegenüber den Schuldnern über einen 
Zeitraum von 30 Jahren entsprechend zu vollstre-
cken.  
 
(Beifall FDP) 
 
Die Grenze von 250 Euro kann man ziehen. Ich 
weise aber darauf hin, wir sind nicht in Amerika, 
in Deutschland ist es um die Schmerzensgeldan-
sprüche doch etwas anders bestellt. Manch einer, 
der ein HWS-Schleudertrauma oder Ähnliches 
davongetragen hat, ist manchmal nur mit 200 o-
der 100 Euro abzufinden, empfindet jedoch das, 
was ihm da widerfahren ist, anders. Nun gut, wir 
können auch mit dem Ergebnis von 250 Euro le-
ben.  
 
 
In Paragraf 83 a Absatz 1 hätte ich auf den letz-
ten Halbsatz, „wenn er der Höhe nach angemes-
sen ist“, vielleicht verzichtet. Es hätte gereicht, 
wenn man da einen Punkt gesetzt hätte, Urteil 
und Vergleich sind gleich. Es bleibt dann ja bei 
250 Euro. Dieser halbe Satz, „wenn er der Höhe 
nach angemessen ist“, gibt vielleicht wieder An-
lass zu Spekulationen, ob das dann beim Ver-
gleich anders sein könnte. Da hätte man den 
Halbsatz weglassen können, nun gut. 
 
Insgesamt ein guter Antrag, ein gutes Gesetz 
und, ich denke, das sind wir den Beamtinnen und 
Beamten unseres Staates schuldig. Wir stimmen 
dem Antrag zu.  
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(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Rupp. 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Dieses Gesetz hat meines 
Erachtens zwei Besonderheiten. Die eine Beson-
derheit ist, dass eine Opposition eine vernünftige 
und gute Anregung macht, diese auch von den 
Regierungsfraktionen aufgegriffen wird und wir 
dann in einen Prozess eintreten, der diese Anre-
gung verbessert, um dann gemeinsam einen Ge-
setzentwurf zu verabschieden, der auch Gültig-
keit hat. Das ist nicht immer selbstverständlich. 
Ich kenne auch Fälle in diesem Parlament, in de-
nen ich gedacht hätte, das wäre auch so eine An-
regung, die man einem ähnlichen Verfahren un-
terziehen könnte. Wahrscheinlich war in diesen 
Fällen die Einschätzung anders. Ich will nur dafür 
werben, dass das etwas ist, was vielleicht Politik 
auch nach außen deutlich attraktiver macht, 
wenn Anträge nicht nur deswegen abgelehnt wer-
den, weil sie von der falschen Partei sind. Wir ma-
chen uns zur Angewohnheit, das Abstimmungs-
verhalten zu Anträgen davon abhängig zu ma-
chen, ob wir sie für gut oder für richtig halten, und 
dann ist es uns egal, von welcher der demokrati-
schen Parteien hier sie kommen.  
 
Die zweite Besonderheit: Es ist auch nicht selbst-
verständlich, denn alle Rednerinnen und Redner 
haben gesagt, dass dieses Gesetz noch nicht alle 
denkbaren Varianten abdeckt. Ich kenne auch 
Verfahren, in denen man ein Ansinnen deswegen 
sozusagen beerdigt hat, weil immer noch ein 
neues Problem ausgemacht worden ist, das das 
Gesetz dann auch noch lösen sollte. Wenn man 
das Problem dann gelöst hatte, kam noch ein 
weiteres hinzu - erst die Auslandseinsätze und 
dann die anderen -, und schlussendlich dauerte 
das eben alles viel zu lang, wenn überhaupt et-
was herausgekommen ist. Das haben wir bei die-
sem Gesetz auch nicht gemacht. Wir haben also 
unsere Arbeit gemacht.  
 
Ich habe so eine Gewohnheit: Wenn man seine 
Arbeit gut macht, muss man nicht unbedingt 
Danke sagen, denn das ist unser Job. Wir müs-
sen unsere Arbeit gut machen.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Deswegen ist dieses Bedanken immer so zwei-
schneidig, das ist, wie sich auf die eigene Schul-
ter zu klopfen. Natürlich finden wir, dass wir gut 
unterstützt worden sind, auch vom Finanzressort, 
aber das ist auch dessen Job. Darum habe ich 
immer so ein kleines Problem.  
 

(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Aber man 
kann ja trotzdem Danke sagen!) 
 
Man kann Danke sagen, ja, okay, dann sage ich 
auch Danke an alle, die sozusagen zum Gelingen 
beigetragen haben, 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
auch wenn ich finde, dass es deren Job ist.  
 
Inhaltlich stimmen wir auch darin überein, dass 
die Bagatellgrenze eher überflüssig ist. Wir wer-
den dem Gesetz trotzdem zustimmen, denn im 
ursprünglichen Entwurf standen 500 Euro, das ist 
auch noch einmal auf 250 Euro gesenkt worden. 
 
Selbstverständlich, finde ich, muss man darüber 
nachdenken, ob es nicht auch für andere Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes - Feuerwehr, 
Rettungskräfte - Situationen gibt, auf die man die-
ses Gesetz anwenden kann. Wie ich eingangs 
aber schon sagte, wenn wir das jetzt auch noch 
gemacht hätten, dann hätte es wieder viel länger 
gedauert. Ich bin ganz froh, dass wir jetzt einen 
Schritt weiter gegangen sind und gesagt haben, 
wir schauen einmal, wo wir dann stehen, und ge-
hen dann den zweiten. Deswegen ist es, finde 
ich, in der Tat ein guter Prozess gewesen, eine 
gute Initiative, eine gute Reaktion dieses Parla-
ments, und wir stimmen diesem Gesetzentwurf 
zu. - Vielen Dank! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Staatsrat Lühr. 
 
Staatrat Lühr: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Senat begrüßt die 
zur Entscheidung anstehende Regelung. Das Fi-
nanzressort hat die Regelung sehr konstruktiv - 
vielen Dank für die positiven Rückmeldungen! -, 
im Haushalts- und Finanzausschuss unterstützt, 
weil es immer eine Regelungslücke war, die ge-
schlossen werden musste.  
 
Ich möchte Ihnen noch einmal kurz Folgendes 
zur Empirie mitteilen: Die Bedeutung des Prob-
lems wird durch die Zahl der Fälle in den letzten 
Jahren deutlich. Im Jahr 2013 waren es 16 Ge-
waltdeliktsfälle, im Jahr 2014 waren es 65 Ge-
waltdeliktsfälle, im Jahr 2015 waren es 42 Ge-
waltdeliktsfälle, und im Jahr 2016 waren es 43 
Gewaltdeliktsfälle. Im Augenblick liegt nur die 
Auswertung bis Juni vor, weil die laufenden Akten 
- auch über das, was Sie heute Morgen diskutiert 
haben - noch nicht vollständig sind, weil die An-
sprüche noch nicht tituliert sind und weil sie des-
halb natürlich nicht bei uns auftreten können.  
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Erfahrungsgemäß kann die Hälfte der Fälle nicht 
vollstreckt werden. Wir als Personalbehörde und 
auch die Betroffenen selbst mussten das zum 
Teil in einem langwierigen Verfahren machen. 
Deswegen ist das hier ein Ansatzpunkt konkreti-
sierter Personalfürsorge. Die Behörde tritt ein und 
stellt fest, wenn es keine Bagatellangelegenheit 
ist, dann gehen wir den Fällen nach. Sie werden 
dann von unserem bewährten Forderungsma-
nagement in der Landeshauptkasse aufgegriffen 
und immer wieder weiterverfolgt.  
 
Wir unterstützen gern die weitere Präzisierung 
der Regelung für andere Einsatzkräfte. Das sind 
aber dann unterschiedliche Rechtsgebiete, denn 
das Beamtenrecht gilt nur für Beamtinnen und 
Beamte. Wir müssen dann sehen, wie wir das für 
Tarifbeschäftigte, also Angestellte im Polizei-
dienst oder für andere Einsatzkräfte, erweitern. 
Als Finanzressort stehen wir gern dafür bereit. - 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen Abstimmung.  
 
Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen 
Beamtengesetzes, Drucksache 19/1020, in zwei-
ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen!  
 
Ich bitte um die Gegenprobe!  
 
Stimmenthaltungen?  
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung.  
 
(Einstimmig)  
 
 
Entwicklungsstand der Europäischen Studi-
enreform  
Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD  
vom 18. Mai 2017  
(Drucksache 19/1073) 
 
Dazu 
 
Mitteilung des Senats vom 4. Juli 2017 
(Drucksache 19/1141) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Professor Dr. Quante-Brandt. 
 

Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung 
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Druck-
sache 19/1141, auf die Große Anfrage in der Bür-
gerschaft mündlich zu wiederholen. 
 
Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Professor Dr. 
Quante-Brandt, dass Sie die Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD nicht mündlich wiederholen 
möchten, sodass sofort in eine Aussprache ein-
getreten werden kann. 
 
Die Aussprache ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Dr. Müller. 
 
Abg. Frau Dr. Müller (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Wir haben in diesem Jahr nicht nur 30 
Jahre ERASMUS feiern dürfen, sondern wir wer-
den am Ende dieser Legislaturperiode auch auf 
20 Jahre Bologna-Prozess zurückschauen kön-
nen.  
 
Anlässlich dieser 20 Jahre haben die Hochschul-
rektoren- und die Kultusministerkonferenz eine 
Handlungsempfehlung an die Länder gegeben, 
weil sie nämlich den Eindruck haben, dass an der 
einen oder anderen Stelle noch Handlungsspiel-
räume und Nachbesserungsbedarfe zu finden 
sind. Wir haben deswegen den Senat gefragt, wie 
er die Situation in Bremen einschätzt.  
 
Als die Staats- und Regierungschefs 1999 in Bo-
logna das Ziel eines europäischen Hochschul-
raums ausgerufen haben, haben sich, glaube ich, 
noch nicht so richtig viele vorstellen können, wo-
rauf das eigentlich hinauslaufen soll. 
 
Wir haben heute gerade in Bremen eine sehr 
gute Vorstellung davon, wie effektiv, wie erfolg-
reich und wie zukunftsorientiert ein europäischer 
Hochschulraum funktionieren kann. Inzwischen 
besteht dieser Hochschulraum aus 48 Staaten. 
Das ist wirklich etwas, das man gar nicht hoch 
genug einschätzen kann. Die Hochschulland-
schaften von 48 Staaten arbeiten sehr, sehr eng 
im Lehrbetrieb und im Forschungsbetrieb zusam-
men und haben, um das erreichen zu können, 
auch noch in allen Nationalstaaten ihre Struktu-
ren, ihre Hochschulstrukturen so harmonisiert, 
dass eine enge Zusammenarbeit auch möglich 
sein kann.  
 
Die Bremer Hochschulen haben sich in diesem 
Prozess sehr, sehr frühzeitig sehr engagiert um-
gestellt. Sie haben sich an die Logik der Ba-
chelor- und Masterprogramme angepasst. Glei-
ches gilt für die Logiken der Anerkennungspra-
xen: Welche Leistungen anderer Hochschulen er-
kennen wir an? Was erwarten wir von unseren 
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Studierenden, und was müssen sie wieder mit zu-
rückbringen? In der Praxis der Kooperationsbe-
ziehungen - die Universität hat, glaube ich, über 
600 Kooperationen mit anderen Hochschulen - ist 
mit jeder einzelnen Hochschule ein Vertrag ge-
schlossen worden.  
 
Nicht zuletzt haben sich die Hochschulen im Rah-
men des Bologna-Prozesses auch so aufgestellt, 
dass die Absolventen mit ihrem Abschluss an ei-
ner Universität wirklich einen Zugang für den Ar-
beitsmarkt erwerben, aber nicht, dass für sie eine 
Situation, wie es sie Anfang der Neunzigerjahre 
gegeben hat, entsteht: Wenn du Gesellschafts-
wissenschaften studiert hast, dann wirst du Taxi-
fahrer. Selbst bei Gesellschafts- und Geisteswis-
senschaften gibt es diesen Fall heute nur noch 
sehr, sehr selten. Das waren jetzt die guten 
Nachrichten.  
 
Die Bremer Hochschulen sind sehr gut aufge-
stellt, und sie sind sehr gut vernetzt. Gestern ist 
in der Debatte zur Jacobs Universität zu Recht 
das Alleinstellungsmerkmal der Internationalität 
und der internationalen Einbindung der Universi-
tät sehr hervorgehoben worden. Die Bremer 
Hochschulen sind in dem Prozess der Internatio-
nalisierung durch den Bologna-Prozess inzwi-
schen auf einem guten Weg, internationalen An-
sprüchen, wie wir sie formulieren würden, gerecht 
zu werden.  
 
Nun sehen wir trotzdem Verbesserungs- und 
Nachholbedarfe, vor allem im Hinblick auf Mobili-
tät. Man muss wirklich sagen, dass sowohl die 
Mobilität der Studierenden im Hinblick auf Aus-
landssemester als auch die der Lehrenden bei 
den Austauschen erhöht werden müsste. Die Mo-
bilität müsste bundesweit erhöht werden. Es ge-
hen grundsätzlich mehr Frauen als Männer in das 
Ausland. Das ist sehr interessant, und das liegt 
an der Affinität zu Sprachstudiengängen. Es bie-
tet sich natürlich ein Auslandsaufenthalt in dem 
Land an, in dem die entsprechende Sprache ge-
sprochen wird. 
 
Bei den Lehrenden ist es im Grunde noch drama-
tischer. Mir leuchtet es nicht wirklich ein, warum 
nur so wenig Lehrende und noch weniger Verwal-
tungsmitarbeiter der Hochschulen die Möglichkeit 
einer Staff Mobility im Rahmen von ERASMUS 
nutzen, wenn sie an einer Hochschule arbeiten, 
an der internationale Forschung stattfindet. Die 
Zahlen gehen wirklich fast gegen Null, ich finde, 
da kann mehr passieren.  
 
Bei den Übergängen von Bachelorstudiengängen 
zu den Masterstudiengängen ist der Senat ei-
gentlich in quantitativer Hinsicht ganz zufrieden. 
Ich finde, wenn man sich die Studiengänge ge-
rade an der Universität ein bisschen genauer an-
schaut, dann hat man inhaltlich oft Probleme, 

Übergänge und passgenaue Studiengänge zu 
finden.  
 
Wenn wir uns stadtentwicklungspolitisch mit Bre-
men beschäftigen, dann wundere ich mich ein 
bisschen über den nachfolgenden Satz in der 
Antwort des Senats: „Wir freuen uns, wenn Stu-
dierende in andere Städte gehen, um den Master 
zu machen.“ Ja, das ist für unseren Studienver-
lauf eigentlich gut, aber für Bremen würde ich 
mich schon freuen, wenn die Studenten in Bre-
men bleiben würden, wenn wir die jungen Leute 
in Bremen halten könnten. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich glaube, wir können bei den Masterstudien-
gängen noch ein bisschen mehr Kreativität entwi-
ckeln und eine höhere Passgenauigkeit herstel-
len.  
 
Grundsätzlich sind, glaube ich, hinsichtlich der 
Studierfähigkeit, wie wir sie uns im Rahmen des 
Bologna-Prozesses vorstellen, zwei große Hür-
den zu überwinden. Zum einen ist es mit dem 
Blick auf das Ausland die geforderte hohe Flexi-
bilität - das kann man kritisieren -, und zum ande-
ren sind die Studiengänge zu eng und zu straff 
organisiert. Im Bachelorstudiengang ist in der Re-
gelstudienzeit von sechs Semestern unheimlich 
viel Stoff zu bewältigen. Deshalb überlege ich mir 
natürlich als Studentin, ob es sinnvoll ist, ein Se-
mester im Ausland zu studieren oder das Stu-
dium möglichst schnell abzuschließen. Ich finde, 
wir könnten den Studenten eine längere Studien-
zeit einräumen - das ist im Übrigen auch eine 
Empfehlung der Hochschulrektoren- und der Kul-
tusministerkonferenz -, sodass sie tatsächlich ei-
nen Auslandsaufenthalt realisieren können. Der 
Auslandsaufenthalt ist nicht nur für die Vita gut, 
sondern er wertet auch den Abschluss auf. Es ist 
schon klar, dass dazu aber auch die entspre-
chende Finanzierung gehört.  
 
Es fällt hier ganz stark auf, dass diejenigen, die 
nicht von zu Hause aus finanziell abgesichert, 
sondern zum Beispiel auf BAföG angewiesen 
sind, nicht einfach einmal die Regelstudienzeit 
um ein Semester verlängern können, um im Aus-
land zu studieren. Das ist schlicht unmöglich, 
denn für das siebte Semester wird kein BAföG 
gezahlt. Es ist hier eine Regelung auf der Bun-
desebene zu treffen, die allen Studierenden ei-
nen Auslandsaufenthalt ermöglicht, und zwar 
auch dann, wenn sie ihn nicht selbstständig finan-
zieren können.  
 
Grundsätzlich sind wir aber, glaube ich, mit den 
Bremer Hochschulen in dem großen hervorra-
genden Hochschulraum, der wirklich einzigartig 
ist, sehr, sehr gut aufgestellt, und wir können an 
den kleineren Stellschrauben gemeinsam mit den 
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Hochschulen noch ganz gut arbeiten. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Grobien.  
 
Abg. Frau Grobien (CDU): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! „Entwicklungsstand 
der europäischen Studienreform“, so titelt die 
Große Anfrage der Regierungsfraktionen, die wir 
heute noch kurz vor Schluss hier debattieren.  
 
Es ist schon gesagt worden, fast 20 Jahre noch 
der Bologna-Reform ist ein Blick auf den Umset-
zungsstand an den bremischen Hochschulen 
durchaus legitim und berechtigt, zumal der ge-
samte Bologna-Prozess während des ganzen 
Zeitraums über 20 Jahre ja auch immer sehr 
kontrovers diskutiert wurde. Erst gestern Abend 
musste ich im Rahmen einer privaten Diskussion 
mit einem emeritierten Architekturprofessor der 
Hochschule Bremen wieder einmal das Für und 
Wider diskutieren. Die ältere Generation neigt ja 
meist durchweg dazu, der Sache kritisch gegen-
überzustehen. Häufig beschwört sie den Unter-
gang des Abendlandes und der guten deutschen 
universitären Ausbildung.  
 
Auch aktuell gibt es sehr viele kritische Stimmen, 
wie zum Beispiel vom Präsidenten der Hambur-
ger Universität, Herrn Professor Dr. Dieter Len-
zen, der die Bologna-Reform - das habe ich ge-
funden - als „Unfall mit Fahrerflucht“ bezeichnet. 
 
(Heiterkeit) 
 
Lenzen ging mit seiner Kritik sogar so weit zu er-
klären, dass er sich unter diesen Umständen 
heute sicher nicht mehr für ein Studium in 
Deutschland entscheiden würde.  
 
1999 in Bologna, also vor 18 Jahren, hatten da-
mals 29 Staaten - Sie haben es schon gesagt, 
Frau Müller - das Projekt, die Idee und die Vision 
der Schaffung eines europäischen Hochschul-
raums. Mittlerweile sind es immerhin 48 Staaten, 
und ich glaube, wir sind uns hier auch schnell von 
links bis rechts weitestgehend einig, dass die gro-
ßen Leitlinien der Reform richtig waren und auch 
heute nach wie vor richtig sind. Ein europaweiter 
Hochschulraum mit vergleichbaren Studienver-
läufen, mit Bachelor und Master, vereinheitlichten 
Abschlüssen, damit soll Vergleichbarkeit, Mobili-
tät, Wettbewerbsfähigkeit und neudeutsch auch 
Employability, Arbeitsfähigkeit der Absolventen, 
erhöht werden.  
 
Als Befürworterin der Reform freue ich mich über 
die Antwort des Senats, auch wenn die Aussage, 
dass der Bologna-Prozess vollständig umgesetzt 

sei, natürlich nicht hundertprozentig stimmen 
kann. Vieles wurde getan, auf den Weg gebracht, 
sei es bei der Entrümpelung der Lehrveranstal-
tungen, sei es bei Anrechnung und Anerkennung 
anderswo erbrachter Leistungen oder auch bei 
der Flexibilisierung der Studiengänge. Das alles 
geht aus der Antwort des Senats, die Ihnen vor-
liegt, hervor. Andere Maßnahmen, wie insbeson-
dere die Attraktivitätssteigerung des Bachelorab-
schlusses auf dem Arbeitsmarkt, sind meiner 
Meinung nach in ihrer Wirkung noch verhaltener. 
Da gibt es noch Nachholbedarf, auch wenn es in 
bestimmten fachspezifischen Bereichen schon 
Wirkung zeigt. Unter dem Strich glaube ich also, 
dass wir auf einem guten Weg sind.  
 
 
Kommen wir aber auch noch einmal auf die inter-
nationale, sprich europäische Ebene! Europa 
steckt ja nicht erst seit gestern in der Krise, und 
Europa hat auch nur dann eine Chance, wenn 
man den Menschen, dem einfachen Bürger das 
Projekt Europa erklären kann und ihm die Vor-
teile, aber auch die Notwendigkeit vor Augen 
führt. Wir haben ja am Beispiel des Brexit gerade 
gesehen, dass das nicht klappt. Die alten Men-
schen in Großbritannien sind hingegangen, ha-
ben mit Nein gestimmt, und die jungen Menschen 
haben häufig nicht abgestimmt. Das zeigt noch 
einmal, welcher Aufholbedarf da ist. Auch eine 
Reihe von Punkten in der Antwort des Senats 
widmet sich der Internationalität und dem 
ERASMUS-Programm bei den Studierenden und 
den Hochschulmitarbeitern. Eine Fülle von Tabel-
len ist da aufgelistet, wie viele, wohin, wann, man 
sieht relativ schnell, dass da deutlich Luft nach 
oben ist und die Zahlen teilweise stagnieren. Nur, 
dazu, dass sich das ändert, kann die Politik ein-
fach keinen Beitrag leisten. Irgendwie müssen 
sich die Menschen natürlich auch selbst einmal 
bewegen und schieben.  
 
 
Es gibt natürlich noch andere offene Fragen, die 
auch aus dem politischen Bereich kommen und 
politische Implikationen haben. Wir als CDU-
Fraktion sehen zum Beispiel die Tendenz der zu-
nehmenden Akademisierung, die sie ja mit der 
Frage nach stark spezialisierten Studiengängen 
indirekt auch aufgreifen, äußerst kritisch und hal-
ten es für einen absoluten Irrweg, das hervorra-
gende duale Bildungssystem Deutschlands im-
mer wieder weiter zu marginalisieren. Auch dazu, 
ob das System der Akkreditierung in seiner ge-
genwärtigen Form das Gelbe vom Ei ist, hört man 
an den Hochschulen durchaus Kritik. Ich bin aber 
sehr froh, dass die Universität Bremen seit Kur-
zem systemakkreditiert ist und sich damit hoffent-
lich auch ein Großteil des bürokratischen Unter-
baus abbauen lassen kann. Es gibt insoweit noch 
genug zu tun, und ich bin fest überzeugt, dass der 
Weg sich lohnen wird. 
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Ich möchte noch mit einem Blick auf den aktuel-
len Studierendensurvey schließen. Die Studie, 
die alle drei Jahre im Auftrag des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung mit einer reprä-
sentativenUmfrage durchgeführt wird, kommt 
eindeutig zu dem Schluss, dass die Studentinnen 
und Studenten mit ihrem Studium und der Stu-
dienstruktur insgesamt mit steigender Tendenz 
zufrieden bis sehr zufrieden sind. Ich denke, da-
ran sollten wir anknüpfen, damit Bologna auch in 
Bremen weiter zum Erfolg wird.  
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Strunge. 
 
Abg. Frau Strunge (DIE LINKE)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die 
Koalition hat eine Große Anfrage zum Thema 
Entwicklung der Bologna-Reform an den Hoch-
schulen an den Senat gerichtet. 1999 wurde die 
Erklärung von damals 29 Staaten unterschrieben, 
die sich zu einer Vereinheitlichung der Studien-
abschlüsse verpflichteten.  
 
In Deutschland, aber auch in anderen Ländern 
gab es damals durchaus Kritik. Studierende, Leh-
rende und auch Linke hatten und haben Kritik an 
der neuen Struktur der Studiengänge. Da wären 
zum einen die stärkere Verschulung der Lehrin-
halte, zum anderen wesentlich mehr Prüfungen 
und teilweise unrealistische Annahmen bei der 
Arbeitsbelastung, dem sogenannten Workload, 
mit dem Studierende jetzt umgehen müssen, so-
wie eine Mär über die auf den Wettbewerb zwi-
schen den Hochschulstandorten ausgerichtete 
Zielsetzung der Reform, das vorweg! Ganz konk-
ret möchte ich heute aber auf zwei Punkte der 
Anfrage eingehen, die für die Studierenden be-
sonders wichtig sind und bei denen wir auch kon-
kreten Verbesserungsbedarf sehen.  
 
Der erste Punkt bezieht sich auf das ERASMUS-
Programm. Die Freude ist in der Regel erst ein-
mal groß, wenn man einen Platz im ERASMUS-
Programm hat. Vorher spricht man sich mit den 
Professoren ab, verabschiedet ein sogenanntes 
Learning Agreement, in dem genau festgelegt ist, 
welches Studienfach ich im Ausland belege und 
wie viele sogenannte Credit Points, also Aner-
kennungspunkte für meine Leistungen, ich dann 
im Ausland bekomme.  
 
Dann bin ich im Ausland, und bei mir war es zum 
Beispiel so: Es gab teilweise die Fächer gar nicht, 
die vorher auf der Internetseite groß angekündigt 
waren. Dann wird es auf einmal schwierig, dann 
muss man nämlich, wenn man gerade im Aus-
land ist, eine Wohnung sucht, die neue Sprache 
lernt und versucht, sich in der neuen Hochschule 
zurechtzufinden, neue Studienfächer finden, 

schauen, wie passgenau sie sind, und darauf hof-
fen, dass doch der Professor oder die Professorin 
so kulant ist und auch das als Studienleistung an-
erkennt. Wenn es zusätzlich noch dazu kommt, 
dass man an einer polnischen Universität ein an-
deres System mit fünf, zehn und 15 Credit Points 
hat und nicht mit drei, sechs und neun Credit 
Points, dann wird es richtig kompliziert.  
 
Wir glauben, hier gibt es deutlichen Nachsteue-
rungsbedarf, hier kann man sich dafür einsetzen, 
dass die Anerkennungsverfahren deutlich ver-
bessert werden, damit die Studierenden die Ga-
rantie haben, dass, wenn sie ins Ausland gehen 
und dort Prüfungsleistungen ablegen, diese dann 
am Ende auch anerkannt werden und nicht die 
Problematik entsteht, dass man in diesem engen 
System, wie es Frau Müller schon angesprochen 
hat, versuchen muss, noch nachträglich Studien-
leistungen zu erbringen, weil die im Ausland er-
brachten Leistungen nicht anerkannt werden. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Zum Thema Mobilität gibt es in der Antwort auf 
die Große Anfrage auch ganz interessante Da-
ten. Frau Müller hat es bereits angesprochen, im 
Wintersemester 2015/2016 gab es an der Univer-
sität Bremen 345 Studierende, die ins Ausland 
gegangen sind. Wenn man sich dazu die Fächer-
kombinationen ansieht, dann sieht man eben, 
dass das deutlich in den Fächern der Fall ist, in 
denen Sprachen studiert werden, oder in den Ge-
sellschaftswissenschaften. In anderen Fächern 
ist der Ausbaubedarf wahrscheinlich noch we-
sentlich größer.  
 
Wir denken, hier kann man eigentlich mehr dafür 
tun, dass die internationale Mobilität dann eben 
auch von den Studierenden angenommen wird. 
Deswegen müssen wir uns hier schon die Frage 
stellen, wie sich das noch weiter aufbauen lässt, 
welche Hürden hier, zum Beispiel Finanzierungs-
hürden, zum Beispiel Anerkennungshürden, ab-
gebaut werden müssen, damit das ERASMUS-
System auch noch von mehr jungen Menschen 
erfolgreich genutzt werden kann. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Der zweite Punkt bei der Bologna-Reform bezieht 
sich auf die Umstellung der Studienabschlüsse, 
das Bachelor- und Mastersystem. Genau hier 
stellt sich die Frage, welcher Abschluss denn ei-
gentlich der Regelabschluss sein sollte. DIE 
LINKE ist der Meinung, dass für die meisten Stu-
dierenden der Masterabschluss sinnvoll ist. Das 
kann aber nur funktionieren, wenn an den Univer-
sitäten dann auch die entsprechenden Master-
plätze vorgehalten werden, damit ich, wenn ich 
mein Bachelorstudium beginne, auch weiß, dass 
ich, wenn ich mein Bachelorstudium abschließe, 
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danach auch meinen Masterabschluss erwerben 
und so einen wirklich qualifizierten Abschluss ma-
chen kann.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir haben aber gerade das Problem, dass es 
ziemlich viele Zulassungshürden gibt, die die 
Möglichkeit, einen Masterstudienplatz dann auch 
anzunehmen, beschränken. Da sehen wir an der 
Universität Bremen, dass die Zulassungshürden 
wesentlich höher sind als im Bundesdurchschnitt. 
In der Antwort auf die Große Anfrage steht näm-
lich, dass über 50 Prozent der Masterstudien-
gänge an der Universität Bremen zulassungsbe-
schränkt sind. Im Bundesdurchschnitt sind es 
auch immerhin noch 23 Prozent, aber an der Uni-
versität Bremen sind es doppelt so viele.  
 
Zusätzlich gibt es noch weitere Hürden, die in der 
Antwort auf die Anfrage so gar nicht aufgeführt 
sind, aber es gibt die Situation, dass bestimmte 
Masterstudiengänge ganz bestimmte Prüfungs-
leistungen im Bachelor voraussetzen. Wenn ich 
zum Beispiel 27 sogenannte Credit Points in Sta-
tistik nicht habe, kann ich einen bestimmten Mas-
terstudiengang nicht belegen. Die Konsequenz 
ist hier, dass oft andere Studierende aus anderen 
Bundesländern große Schwierigkeiten haben, die 
Masterplätze in Bremen anzuwählen, weil sie 
eben nicht in dieses spezielle System hineinpas-
sen und vielleicht nur 20 Punkte statt 27 Punkten 
in Statistik haben.  
 
(Glocke) 
 
Ist die Zeit schon vorbei? Das ist aber schade! 
Dann komme ich langsam zum Schluss.  
 
(Zuruf: Nicht langsam!) 
 
Präsident Weber: Sechs Minuten, sehr geehrte 
Frau Kollegin! 
 
Abg. Frau Strunge (DIE LINKE): Ich komme 
zum Schluss, Herr Präsident! Wir wollen die Mo-
bilität ermöglichen, einerseits im europäischen 
Raum, aber andererseits auch im deutschen 
Raum von der einen Universität zur anderen und 
auch vom Bachelorsystem ins Mastersystem. 
Deswegen setzen wir uns dafür ein, dass die Zu-
lassungsbeschränkungen und die Zugangshür-
den abgebaut werden. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.  
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Lassen Sie 

mich noch ein paar kleine Aspekte zu den bishe-
rigen Debattenbeiträgen hinzufügen. Ich glaube, 
die Debatten, die man mit einigen älteren Semes-
tern, sprich emeritierten Professoren und so wei-
ter, führt, sind Debatten der Vergangenheit. Ich 
glaube, das System ist so weit umgesetzt, dass 
es ein Zurück nicht mehr geben wird. Es ist auch 
nicht mehr sinnvoll, und wir sollten solche Diskus-
sionen und Gedanken aufgeben. 
 
(Beifall FDP) 
 
 
Ich kenne sie auch aus meinem eigenen Bereich. 
Wie viele Menschen trauern dem Diplom-Ingeni-
eur nach, der ein guter deutscher Titel und sehr 
anerkannt gewesen ist. Trotzdem hat sich die 
Umstellung bewährt. Es gibt viele gute Bachelors 
of Engineering und Masters of Engineering, die 
sich sehen lassen können und mittlerweile ihre 
Leistung an vielen Stellen in der Wirtschaft zei-
gen. Insofern hat sich das etwas gewandelt, auch 
wenn es schade ist, wenn ein Fachetikett aufge-
geben wird.  
 
 
Wenn wir das sehen, dann müssen wir doch 
überlegen: Was ist entstanden? Wir haben Hoch-
schulen, die es vollständig umgesetzt haben. Sie 
sind dafür zu loben. Sie sind so weit, dass sie, wie 
die Universität, eine Systemakkreditierung errei-
chen konnten. Was heißt das? Sie müssen nicht 
mehr jeden einzelnen Studiengang akkreditieren 
lassen, sondern sie sind für wert befunden wor-
den, selbst entscheiden zu dürfen, welchen Stu-
diengang sie einrichten wollen. Ich finde es rich-
tig, dass die Universität die Systemakkreditierung 
erreicht hat. Sie ist dazu eigentlich auch nur zu 
beglückwünschen, weil dies natürlich am Ende 
des Tages vieles vereinfacht.  
 
 
Wer spricht sich nicht für mehr Internationalität 
bei den Studiengängen aus? Die Studenten ma-
chen dann so spannende Lebenserfahrungen wie 
Frau Strunge, andere machen andere Erfahrun-
gen. Es ist doch allen zu wünschen, Erfahrungen 
im Ausland machen zu können. Wenn es dann 
nicht so ist, Frau Müller, wie Sie gesagt haben, 
dass sich der Senat freut, wenn die Studenten 
nach dem Bachelorstudium weggehen, sondern 
wenn wir uns alle freuen, wenn die Studenten 
nach ihrem Bachelorstudium von irgendwo aus 
Europa oder aus Deutschland nach Bremen kom-
men, um hier einen Arbeitsplatz zu finden und zu 
bleiben, dann haben wir doch das Beste aus dem 
System gemacht. - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Gottschalk. 
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Abg. Gottschalk (SPD)*): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Umstellung der al-
ten Diplom- und Magisterstudiengänge auf das 
neue Bachelor- und Mastersystem ist eine große 
Herausforderung gewesen, das haben meine 
Vorrednerinnen und -redner betont. Wir können 
uns alle umso mehr freuen, dass die Umstellung 
den Bremer Hochschulen sehr erfolgreich gelun-
gen ist. Dazu gehört, dass die Akkreditierung - wir 
haben es aus der Antwort des Senats erfahren - 
bei ausnahmslos allen Studiengängen, die umge-
stellt wurden, gelungen ist. Das ist sicherlich ein 
Detail, das noch einmal auf die gute Arbeit der 
Hochschulen hinweist. Herr Buhlert hat es ange-
sprochen: Dass gerade die Bremer Hochschulen 
bei der Systemakkreditierung Vorreiter sind, 
zeigt, dass sie hier ihre Arbeit gut gemacht ha-
ben, und es ist gleichzeitig ein Qualitätsausweis. 
Das können wir hier nur anerkennen. 
 
(Beifall SPD, FDP) 
 
Es gibt weitere Details, die mich sehr freuen. Frau 
Grobien hat auf die Passgenauigkeit bei den 
Übergängen hingewiesen. Ich glaube, es ist uns 
hier in Bremen die Passgenauigkeit des Über-
gangs zum öffentlichen Dienst sehr gut gelungen. 
Es ist uns gelungen, die Verbindungen herzustel-
len. Damit haben wir bei der Umstellung auch der 
Abnehmerseite politisch die notwendige Flankie-
rung gegeben.  
 
Ich habe mich in der Tat - und das haben fast alle 
angesprochen - über die Mobilitätszahlen gewun-
dert. Wenn man sich die Zahlen anschaut und sie 
auch einmal mit den bundesweiten Zahlen ver-
gleicht, dann kann man feststellen, ja, die Mobili-
tät liegt in Bremen über dem Durchschnitt. Der 
Durchschnitt liegt bundesweit bei 1,1 Prozent al-
ler Studierenden, und in Bremen liegen wir bei 
der Universität bei 1,5 bis 1,8 Prozent aller Stu-
dierenden, die ein Semester im Ausland verbrin-
gen. Ich muss sagen, das ist aus meiner Sicht ein 
überraschend geringer Anteil.  
 
Wenn ich mir dann noch vorstelle, dass darunter 
auch Studenten sind, die in einzelnen Fächern 
pflichtgemäß in das Ausland gehen müssen, 
dann scheint der Anreiz, freiwillig in das Ausland 
zu gehen, doch nicht so groß zu sein beziehungs-
weise scheinen umgekehrt die Hürden einfach zu 
hoch zu sein. Frau Grobien, ich sehe es anders 
als Sie, denn ich glaube nicht, dass wir nichts da-
ran ändern können und das nur eine Mentalitäts-
sache bei den Studentinnen und Studenten ist. 
Ich glaube, Frau Strunge liegt sehr viel näher an 
der Realität. Wir müssen uns wirklich bei den 
Auslandssemestern mit den Fragen der Pass-
genauigkeit und des Abbaus von Hemmnissen 
beschäftigen.  
 

Wir müssen uns vor allen Dingen natürlich mit der 
finanziellen Seite beschäftigen.  
 
Ich denke, wenn man sich die Zahlen anschaut - 
im vierten, fünften Semester wird das gemacht - 
und darüber hinaus die Nutzung in diesem Be-
reich, in dem es ja finanziell dann auch bedeut-
sam wird, dann scheint es dort zu mangeln. Ich 
nehme das hier auch einmal als Signal auf, dass 
wir uns vielleicht alle einmal zusammen genauer 
mit der Frage befassen, was eigentlich von der 
finanziellen Seite her unternommen werden 
müsste. Wenn man gerade für den europäischen 
Bereich einen Anspruch formuliert hat, dann kann 
es nicht das Ende der Fahnenstange sein, dass 
1,5 Prozent der Studenten einmal ein Semester 
im Ausland verbringen. Das ist, glaube ich, immer 
noch eine Anfangsgrößenordnung, die wir toppen 
müssen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Zuletzt noch der Hinweis - es ist bereits von Frau 
Müller angesprochen worden -, dass wir uns die 
Optionen des Übergangs vom Bachelor zum 
Master noch einmal eingehend anschauen müs-
sen! Wir stehen in den nächsten Jahren vor der 
Herausforderung, die Finanzkraft Bremens stär-
ken zu müssen. Wir haben es bereits gestern an-
gesprochen: Eine der ganz wesentlichen Heraus-
forderungen besteht darin, dass wir mehr Köpfe 
in die Stadt bekommen, dass wir sie anziehen 
und halten. Wenn die Masterstudiengänge bun-
desweit nur zu einem Viertel beschränkt sind, bei 
uns aber praktisch fast zur Hälfte, dann müssen 
wir schauen, ob wir es eigentlich so belassen 
können. Vielleicht sagen wir auch, wie es Herr 
Buhlert getan hat, na ja, dann sollen auch andere 
von außen kommen.  
 
Ich denke, wir sollten gemeinsam hinschauen, 
denn es ist in unserer aller Interesse, dass wir 
hier Talente halten, denn Bremen braucht sie, 
kann sie gut gebrauchen, und dafür sollten wir 
auch etwas tun. - Danke! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort Frau Senatorin Professor Dr. Quante-
Brandt. 
 
Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist doch schön, dass wir 
über unser Wissenschaftssystem gemeinsam in 
einer so großen Einigkeit diskutieren können und 
vor allem feststellen, wir haben im Land Bremen 
ein hervorragendes Wissenschaftssystem, auf 
das wir alle gleichermaßen sehr stolz sein kön-
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nen. Ich glaube, alle haben sehr daran mitge-
wirkt, dass wir dieses Wissenschaftssystem so 
aufgestellt haben.  
 
Wir diskutieren heute über den Bologna-Prozess, 
und eines einmal vorweg: Es ist ein Prozess, der 
nicht mehr umkehrbar ist. Ich glaube, es gibt auch 
kaum noch jemanden, der den Prozess wirklich 
umkehren möchte, außer dass man findet, dass 
früher mehr freie Zeit zum Denken gewesen ist. 
Das ist, finde ich, schon auch ein Aspekt, der je-
denfalls sehr, sehr gewichtig ist. Mit diesem ge-
wichtigen Aspekt muss man sich natürlich ausei-
nandersetzen, wenn man darüber spricht, wie wir 
Studiengänge zu entrümpeln haben. Es ist ja 
nicht immer die Frage, ob man länger Zeit hat, 
sondern ob man in der komprimierteren Zeit, in 
der man studiert, auch freie Zeit zum Denken, für 
ein Projektstudium und so weiter hat. Ich glaube, 
das ist ein wichtiger Punkt. In Bremen hat genau 
dieser Prozess der Entrümpelung begonnen, weil 
unsere Hochschulen dazu auch aufgefordert wor-
den sind. Das heißt, es gibt weniger Prüfungen, 
weniger Klausuren und mehr Arbeit in Seminaren 
und Arbeitsgruppen. Das ist, glaube ich, ein ganz 
wichtiger Punkt.  
 
Sie haben auch schon die positiven Punkte ange-
sprochen. Ja, die Universität Bremen gehört zu 
den 56 Hochschulen im Bundesgebiet, die aner-
kannt worden sind, eine Systemakkreditierung 
vorzunehmen. Das ist ein hervorragendes Ergeb-
nis, das muss man erst einmal schaffen, und da 
können wir, ehrlich gesagt, auch wieder stolz auf 
die Universität sein. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Nun möchte ich noch auf zwei Vorteile dieser 
Neustrukturierung hinweisen: Wir haben weniger 
Studienabbrüche, und wir haben kürzere Studi-
enzeiten. Auch das, finde ich, sind positive Merk-
male, die man jedenfalls immer an dieser Stelle 
bedenken und mitberücksichtigen muss, wenn 
man die Umorganisation zum Bachelor und Mas-
ter behandelt.  
 
Nun zu dem Thema Passung Bachelor und Mas-
ter! Das ist eine Diskussion, die nicht so ganz ein-
fach ist. Die KMK sagt, wir haben bundesweit ge-
nügend Masterangebote für die Bachelorabsol-
ventinnen und -absolventen. Auf diese Position 
haben wir uns hier im Land auch immer bezogen. 
Sie haben natürlich nicht ganz unrecht, dass man 
auch vielleicht noch einmal einen genaueren 
Blick darauf werfen sollte, in welchen Gebieten es 
sinnvoll wäre, noch zusätzliche Masterstudien-
gänge anzubieten, das finde ich völlig richtig. Sie 
wissen aber auch, jeder weitere Studiengang, 
also ein Masterstudiengang, verursacht schlicht-
weg zusätzliche Kosten. Wenn man ein begrenz-
tes Budget hat, muss man sich auch an seinem 

Budget orientieren, und das haben wir getan. Bei 
der Wissenschaftsplanung 2025 - damit haben 
wir jetzt ja begonnen - werden wir uns auch ge-
nau mit dieser Fragestellung auseinandersetzen: 
Macht es Sinn, in speziellen Gebieten auch noch 
einmal gegebenenfalls einen zusätzlichen Mas-
terstudiengang zu etablieren? 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Am Ende kann man das vorschlagen, am Ende 
muss man aber natürlich auch die Rechnung ma-
chen, einen Strich darunter machen und bewer-
ten, was einem an dieser Stelle mehr wert ist, die 
Etablierung eines zusätzlichen Masterstudien-
gangs oder aber andere Qualitätsentwicklungs-
notwendigkeiten im Wissenschaftssystem. Nun 
sprechen wir über dieses Thema, ob einem Ba-
chelorstudiengang immer gleich ein anschlussfä-
higer Masterstudiengang folgt. Wir müssen uns 
aber fairerweise auch eingestehen, die Grund-
überlegung der Strukturierung in Bachelor und 
Master, also die Grundüberlegung von Bologna, 
war, die Studierendenmobilität zu steigern. Wenn 
man die Studierendenmobilität steigern will, denn 
ist das natürlich auch eine Konsequenz. Ich will 
nur einmal sagen, das eine kann man wollen, das 
andere, wenn man es denn so macht, hat auch 
die Konsequenz, dass man dann zum Beispiel ei-
nen Masterstudiengang nicht anbietet. Ich will da-
mit aber nicht wieder hinter die Position, die ich 
eben vorgetragen haben, zurückfallen, sondern 
nur noch einmal sagen, so ein bisschen hat das 
eine auch immer mit dem anderen zu tun.  
 
Jetzt zu der Frage der Internationalität! Ich war 
ein bisschen erschrocken, dass wir das alles so 
auszählen mussten, und in meinem Haus wurde 
dabei jetzt auch nicht die größte Leidenschaft 
entwickelt, das alles auszählen zu müssen.  
 
(Abg. Frau Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: Hilft 
aber!) 
 
Jetzt stelle ich aber, muss ich Ihnen auch sagen, 
mit dem Ergebnis natürlich zweierlei fest: Erstens 
stelle ich fest, dass die Hochschule Bremen her-
vorragend dasteht. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Sie steht deswegen hervorragend da, weil sie ein 
verpflichtendes Auslandssemester hat. Damit ha-
ben wir, glaube ich, eine Struktur in der Hoch-
schule Bremen geschaffen, die die Kohorten, 
also die Peergroups, auch durch das Studium 
führt. Wir haben an der Universität die Freiwillig-
keit, sich im Ausland an ERASMUS zu beteiligen 
oder auch nicht. 
 
Wenn Sie die Studierenden fragen, dann gehen 
die Studierenden ins Ausland, die sich mit ihren 
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Studienkolleginnen und -kollegen gemeinsam 
dazu entscheiden. Das heißt, die Entscheidung 
über den Gang ins Ausland hängt einerseits na-
türlich von Bedingungen ab - da hat Herr Gott-
schalk recht, darüber müssen wir auch noch ein-
mal nachdenken, was wir vielleicht ändern kön-
nen und müssen -, aber es hat auch ganz viel mit 
den Studienkolleginnen und -kollegen zu tun, ob 
Studierende diesen Schritt machen wollen.  
 
Inwieweit wir dann am Ende Überzeugung erzeu-
gen können, weiß ich nicht, vielleicht muss man 
noch einmal schauen, ob man für bestimmte Stu-
diensemester auch einen Teil ins Ausland verla-
gern kann. Man muss da, glaube ich, den Diskurs 
mit der Universität aufnehmen und schauen, wie 
man das besser unterstützt, denn auch ich habe 
gedacht, da wäre jedenfalls noch Luft nach oben, 
wenn wir uns vor allem anschauen, dass wir ei-
nen hohen Anteil ausländischer Studierender an 
den Hochschulen haben, den zweithöchsten, 
glaube ich, in der Bundesrepublik. Wir haben 
auch einen sehr hohen Anteil ausländischer Leh-
render. Wir haben also sozusagen eine Mobilität 
in unsere Stadt, an unsere Hochschulen in Bre-
men und Bremerhaven, aber wir haben bis jetzt 
noch nicht die Mobilität der Studierenden in an-
dere Länder erzeugt.  
 
Ich glaube, die Anfrage hat geholfen, sich einmal 
über unser positiv Erreichtes zu freuen. Es sind 
zwei, drei Aufträge daraus erwachsen, wie wir mit 
der Mobilität vielleicht einen nächsten Schritt ma-
chen können. - In diesem Sinne herzlichen Dank 
für die konstruktive Debatte! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 
 
Die Aussprache ist geschlossen. 
 
Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats mit der Drucksachen-Nummer 
19/1141 auf die Große Anfrage der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und des SPD Kenntnis. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stehen jetzt 
hier oben vor einer Gewissensfrage. Es ist 17.40 
Uhr, wir könnten den Tagesordnungspunkt 14 
noch aufrufen, Kita-Qualität, dafür sind zweimal 
fünf Minuten Redezeit vorgesehen. Ich habe hier 
aber auch noch sechs Tagesordnungspunkte 
ohne Debatte liegen.  
 
(Zurufe) 
 
Dann stelle ich Einverständnis fest, dass wir - -. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Sechs statt eins!) 
 

Sechs statt eins, ich finde, Sie bringen es immer 
schön auf den Punkt, Herr Kollege Röwekamp! 
Dann ist das jetzt so vereinbart.  
 
 
Gesetz zu dem Staatsvertrag über die ge-
meinsame Einrichtung für Hochschulzulas-
sung und zur Änderung hochschulrechtli-
cher Gesetze 
Mitteilung des Senats vom 23. Mai 2017 
(Drucksache 19/1074) 
2. Lesung 
 
Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzent-
wurf des Senats in ihrer 45. Sitzung am 14. Juni 
2017 in erster Lesung beschlossen. 
 
Bevor wir zur zweiten Lesung kommen, möchte 
ich darauf hinweisen, dass folgende redaktionelle 
Änderung zu berücksichtigen ist: 
 
Im Artikel 3 des Gesetzes muss es in Satz 1 rich-
tig heißen „das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 22. Juni 2017 (Brem.GBl. S. 263) geän-
dert worden ist“. 
 
Wir kommen zur zweiten Lesung. 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag über die 
gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulas-
sung und zur Änderung hochschulrechtlicher Ge-
setze mit der (Drucksachen-Nummer 19/1074 in 
zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 
Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(DIE LINKE, Abg. Frau Wendland (parteilos]) 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung. 
 
 
Bericht des staatlichen Petitionsausschusses 
Nr. 21 
vom 18. August 2017 
(Drucksache 19/1191) 
 
Eine Aussprache hierzu ist nicht beantragt wor-
den. 
 
Wir kommen daher zur Abstimmung. 
 
Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1074
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Zuerst lasse ich über die Petition L 19/117 ab-
stimmen. 
 
Wer der Behandlung der Petition L 19/117 in der 
empfohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 
Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen DIE LINKE) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(Abg. Frau Wendland (parteilos]) 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 
 
Jetzt lasse ich über die übrigen Petitionen abstim-
men. 
 
Wer der Behandlung der übrigen Petitionen in der 
empfohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Wahl von zwei Mitgliedern und zwei stellver-
tretenden Mitgliedern des nicht ständigen 
Ausschusses „Erhöhung der Wahlbeteiligung 
und Weiterentwicklung des Wahlrechts“ 
 
Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor. 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Wahl. 
 
Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt 
entsprechend 
 
(Einstimmig) 
 

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des 
Rechtsausschusses 
 
Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor. 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Wahl. 
 
Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des 
Landesjugendhilfeausschusses 
 
Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor. 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Wahl. 
 
Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Regenbogenflagge an die Bürgerschaft zum 
Christopher Street Day 
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und der FDP 
vom 22. August 2017 
(Drucksache 19/1200) 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer dem Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der FDP mit 
der Drucksachen-Nummer 19/1200 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
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(Dafür SPD, Teile CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
DIE LINKE, FDP, Abg. Tassis [AfD], Abg. Frau 
Wendland [parteilos]) 
 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Teile CDU) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

Meine Damen und Herren, das war für heute der 
letzte Tagesordnungspunkt. 
 
Ich bedanke mich und wünsche Ihnen noch einen 
angenehmen Abend. 
 
Ich schließe die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag). 
 
(Schluss der Sitzung 17.45 Uhr) 
 
 
Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden vom 
Redner/von der Rednerin nicht überprüft. 
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Anhang zum Plenarprotokoll 
 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus  
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)  

vom 24. August 2017 
 
 
 
Anfrage 10: Gelingt jugendlichen Flüchtlin-
gen der Berufseinstieg? 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Wie viele jugendliche Flüchtlinge verlassen die 
Sprachklassen des berufsbildenden Bereichs 
im Land Bremen 2017 und 2018 mit welchem 
Abschluss und mit welchem Sprachlevel? 
 
Welche Voraussetzungen müssen die Jugend-
lichen erfüllen, insbesondere Abschluss und 
Sprachlevel, um eine Einstiegsqualifizierung, 
EQ, oder eine Ausbildung beginnen zu können? 

 
Welche Strukturen können die Jugendlichen 
nutzen, um die fehlenden Kenntnisse im An-
schluss an den Besuch der Sprachklassen des 
berufsbildenden Bereichs zu erwerben, und 
welche Folgen hat diese Nachqualifikation für 
ihren Aufenthaltsstatus? 
 
Frau Grönert, Frau Bergmann, Röwekamp und 

Fraktion der CDU 
 
 
 
Antwort des Senats: 
 
Zu Frage 1: Im Jahr 2017 gab es im Land Bre-
men 356 Schulabgängerinnen und -abgänger 
mit Fluchthintergrund, davon 31 in Bremer-
haven, von denen sich 278, davon 24 in Bre-
merhaven, für die Prüfung zur Einfachen bezie-
hungsweise Erweiterten Berufsbildungsreife 
angemeldet haben. 252 haben die Prüfung be-
standen, davon 24, das heißt alle, in Bremer-
haven. Sechs Schülerinnen und Schüler haben 
sich für die Prüfung zum mittleren Schulab-
schluss gemeldet und diese auch bestanden.  
 
Am Ende des Schuljahres 2017/2018 werden 
1 038, davon 86 in Bremerhaven, Schülerinnen 
und Schüler die Berufsorientierungsklassen mit 
Sprachförderung verlassen. Das sprachliche 
Ziel der Berufsorientierungsklassen mit Sprach-
förderung ist mindestens das Sprachniveau A2 
nach dem gemeinsamen Europäischen Refe-
renzrahmen für Sprachen.  
 
 
Zu Frage 2: Gesetzliche Vorschriften für einen 
bestimmten Schulabschluss oder ein bestimm-
tes Sprachniveau gibt es bei der Einstiegsqua 

 
lifizierung nicht. Die Bewerberinnen und Bewer-
ber müssen das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben und dürfen noch nicht in vollem Umfang 
über die erforderliche Ausbildungsbefähigung 
verfügen. Um das Ziel der Einstiegsqualifizie-
rung, nämlich die Erlangung der Ausbildungs-
reife, zu erreichen, empfiehlt es sich jedoch, ein 
bestimmtes Sprachniveau vorweisen zu kön-
nen. In Bremen setzen die Agentur für Arbeit 
und die Jobcenter ein Sprachniveau von min-
destens B1 voraus.  
 
Für eine Ausbildung im dualen System gibt es 
keine gesetzlichen Vorschriften für einen be-
stimmten Schulabschluss oder ein bestimmtes 
Sprachniveau. Allgemein gilt, dass ein Sprach-
niveau von B2 sinnvoll ist.  
 
Zu Frage 3: Junge Geflüchtete auf der Suche 
nach einer Ausbildung werden innerhalb der Ju-
gendberufsagentur betreut. Jungen Geflüchte-
ten, die einen längerfristigen Aufenthaltstitel o-
der eine gute Bleibeperspektive haben, stehen 
je nach individuellen Voraussetzungen die Be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, die 
außerbetriebliche Ausbildung, die Assistierte 
Ausbildung, die Einstiegsqualifizierung und 
ausbildungsbegleitende Hilfen offen.  
 
Zudem gibt es das Angebot „Perspektive für 
junge Geflüchtete“, bei dem der Spracherwerb 
mit beruflicher Orientierung und betrieblicher 
Praxis verknüpft wird.  
 
 
Solange unbegleitete minderjährige Auslände-
rinnen und Ausländer, sogenannte umA, und 
ehemalige unbegleitete minderjährige Auslän-
derinnen und Ausländer sich in einer Schul- o-
der Berufsausbildung befinden oder die Auf-
nahme einer Berufsausbildung bevorsteht, er-
halten sie den Status einer Duldung.  
 
Während unbegleitete minderjährige Auslände-
rinnen und Ausländer grundsätzlich bis zum 
Eintritt der Volljährigkeit geduldet werden, sind 
Minderjährige, die sich mit ihren Eltern in 
Deutschland aufhalten, in der Regel abhängig 
vom aufenthaltsrechtlichen Status der Eltern. 
Dies bedeutet konkret, dass trotz schulischer 
Ausbildung der Aufenthalt gemeinsam mit de-
nen der Eltern beendet wird, wenn die Eltern 
ausreisepflichtig sind und die Ausreisepflicht 
auch durchgeführt wird. Anders verhält es sich  
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bei Absolvierung einer Berufsausbildung. Hier 
besteht für die Jugendlichen aufgrund der 3+2 
Regelung ein Duldungsanspruch.  
 
 
Anfrage 11: Antischwule Gewalt durch Sa-
lafisten 
 
Ich frage den Senat: 
 
Erstens: Wie ist der Stand im Verfahren gegen 
die beiden mutmaßlichen Täter aus dem Sa-
lafistenmillieu, die vor drei Jahren ein schwules 
Paar in Bremen-Gröpelingen vor einem Super-
markt schwer verletzt haben? 
 
Zweitens: Wie bewertet der Senat die man-
gelnde Auskunftsbereitschaft aller zuständigen 
Stellen gegenüber den Gewaltopfern? 
 
Drittens: Wie bewertet der Senat die niedrige 
Entschädigungsleistung für zwei schwere Ope-
rationen und Folgeschäden für einen der Be-
troffenen, der andere ist völlig entschädigungs-
los, auf welcher Rechtsgrundlage kam sie zu-
stande, und welche Stelle verantwortet sie? 
 

Tassis (AfD) 
 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Die Staatsanwaltschaft Bremen hat 
das Ermittlungsverfahren gegen einen Beschul-
digten eingestellt, da dieser verstorben ist und 
gegen den anderen Beschuldigten vorläufig ein-
gestellt, da sich dieser im Ausland in Haft befin-
det. 
 
Zu Frage 2: Der Senat weist den in der Frage 
enthaltenen Vorwurf zurück, alle zuständigen 
Stellen hätten eine mangelnde Auskunftsbereit-
schaft gezeigt. 
 
 
Zu Frage 3: Beide Betroffenen haben beim Amt 
für Versorgung und Integration Bremen Anträge 
nach dem Opferentschädigungsgesetz, OEG, 
gestellt. In einem der Verfahren wurde der An-
spruch dem Grunde nach anerkannt; dieses 
Verfahren ist bestandskräftig abgeschlossen. 
Das andere Verfahren ist noch anhängig.  
 
 
Anfrage 12: Maulkorb: Ist die Meinungsfrei-
heit für Mitglieder des runden Tisches Hos-
piz- und Palliativversorgung, RTHP, ge-
wahrt? 
 
Wir fragen den Senat: 
 

 
Wie bewertet der Senat die Tatsache, dass die 
Mitglieder des RTHP sich verpflichten müssen, 
unterschiedliche Meinungen zu verschweigen, 
und wie erklärt der Senat die Regeländerung 
gegenüber 2015? 
 
Welches Ziel verfolgt der Senat mit der Selbst-
verpflichtung für die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer des RTHP? 

 
Wie definiert der Senat das Durchsetzen eines 
„eigenen Standpunktes“, und wann beginnt ein 
solches Durchsetzen in Abgrenzung zur grund-
gesetzlich garantierten Freiheit der Meinungs-
äußerung? 
 

Frau Grönert, Röwekamp und Fraktion  
der CDU 

 
Antwort des Senats: 
 
Zu Frage 1: Es ist nicht vorgesehen, Mitglieder 
des runden Tisches Hospiz-Palliativ zum Ver-
schweigen unterschiedlicher Meinungen zu ver-
pflichten. 
 
 
Zu Frage 2: Der Senat misst dem runden Tisch 
grundsätzlich eine wichtige Rolle bei und beab-
sichtigt deshalb, ihn neu zu konzipieren. Die 
Größe des runden Tisches und seine Konstruk-
tion hatten im Laufe der Zeit die Bearbeitung der 
Themen erschwert. Einzelne Vertreterinnen 
und Vertreter hatten sich bereits aus dem run-
den Tisch zurückgezogen, die Bereitschaft zur 
Mitarbeit war insgesamt gesunken. Die Senato-
rin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration 
und Sport und die Senatorin für Wissenschaft, 
Gesundheit und Verbraucherschutz haben da-
her ein neues Konzept entwickelt und dem run-
den Tisch vorgestellt. In einer Vereinbarung soll 
unter anderem geklärt werden, auf welche 
Weise der runde Tisch zu seinen Empfehlungen 
kommt. 
 
Im diesem Sinne wurde dem runden Tisch der 
Entwurf einer Selbstverpflichtung im Sinne ei-
ner Geschäftsordnung vorgestellt, die dazu die-
nen soll, den runden Tisch funktionsfähig zu ge-
stalten und zu erhalten. Dazu gehört auch, dass 
die fachliche Beratung zunächst am Runden 
Tisch selbst stattfinden soll. Fachlich unter-
schiedliche Einschätzungen sollen zunächst 
dort diskutiert werden und in geeinte Empfeh-
lungen eingehen. Minderheitenmeinungen kön-
nen als solche in die Empfehlungen aufgenom-
men werden. An die fachliche Debatte soll sich 
die öffentliche Debatte mit allen am runden 
Tisch vertretenen Standpunkten anschließen. 
Weiter sieht der Entwurf erstmals Regelungen  
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zur Aufnahme und zum Ausschluss von Mitglie-
dern vor.  
 
Zu Frage 3: Die Frage bezieht sich auf einen 
ersten Entwurf der Vereinbarung, die strittige 
Formulierung zur Durchsetzung eigener Stand-
punkte wird dem runden Tisch nicht vorgeschla-
gen.  
 
 
Anfrage 13: Kostenlose Verhütungsmittel 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie häufig erfolgte die Kostenüber-
nahme von ärztlich verschriebenen Verhü-
tungsmitteln von Bremerinnen in besonders 
schwierigen Lebenslagen in den letzten dreiein-
halb Jahren? 
 
Zweitens: Wie schätzt der Senat die Entwick-
lung in diesem Bereich auf Bundesebene ein, 
und welche Möglichkeiten sieht der Senat, das 
Angebot der Kostenübernahme auch auf die 
Stadt Bremerhaven auszuweiten? 
 
Drittens: Wie steht der Senat zu der Möglich-
keit, das Angebot der Kostenübernahme von 
Verhütungsmitteln um die kostenlose Vergabe 
von Kondomen für Bremer zu erweitern? 
 

Frau Görgü-Philipp, Frau Dogan,  
Frau Dr. Schaefer und Fraktion  

Bündnis 90/Die Grünen 
 
 
Antwort des Senats: 
 
Zu Frage 1: In den letzten 3,5 Jahren erfolgte 
die Kostenübernahme in 952 Fällen. 
 
Zu Frage 2: Eine bundesgesetzliche Regelung 
für Frauen im Sozialhilfebezug ist bisher nicht 
abzusehen. In der Stadtgemeinde Bremer-
haven können Frauen mit geringem Einkom-
men vom 20. bis 27. Lebensjahr bei der Bera-
tungsstelle pro familia einen Antrag auf Kosten-
übernahme für ärztlich verordnete Verhütungs-
mittel und Sterilisationen stellen. Das Projekt ist 
beim Gesundheitsamt Bremerhaven angebun-
den. In beiden Städten handelt es sich um eine 
freiwillige Leistung der jeweiligen Kommune. 
 
 
Zu Frage 3: Eine kostenlose Vergabe von Kon-
domen ist nicht geplant. Das Projekt lehnt sich 
an die Hilfen zur Familienplanung für Sozialleis-
tungsberechtigte an. Diese Hilfen umfassen nur 
ärztlich verordnete empfängnisverhütende Mit-
tel.  
 

 
Anfrage 14: Perspektiven für den Kohleaus-
stieg im Land Bremen 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Verhandelt der Senat mit der swb und 
dem Betreiber des Kraftwerks Farge gegenwär-
tig über die Bedingungen eines Ausstiegs aus 
der Kohleverstromung? 
 
Zweitens: Bis zu welchem Zeitpunkt möchte der 
Senat ein Ende der Kohleverstromung in Bre-
men spätestens erreichen? 
 
Drittens: Wie bewertet der Senat die Möglich-
keit, die Kohleverstromung per Landesgesetz 
mit einem verbindlichen Ausstiegsdatum zu be-
grenzen, wie es der Senat in Berlin jüngst be-
schlossen hat? 
 

Janßen, Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE 
 
Antwort des Senats: 
 
Zu Frage 1: Nein, eine derartige Verhandlung 
wird derzeit nicht geführt. Hierbei ist zu beach-
ten, dass die Entscheidungen über die Stillle-
gung von Kraftwerksblöcken von den Anlagen-
betreibern nach betriebswirtschaftlichen Krite-
rien getroffen werden. Politische Handlungs-
möglichkeiten, den aus Gründen des Klima-
schutzes erforderlichen Ausstieg aus der Koh-
leverstromung zu beschleunigen, bestehen in 
erster Linie auf nationaler und europäischer 
Ebene. Die Handlungsmöglichkeiten auf Lan-
des- und kommunaler Ebene sind demgegen-
über begrenzt. Die Freie Hansestadt Bremen 
verfügt weder über genehmigungsrechtliche In-
strumente noch über relevante gesellschafts-
rechtliche Einflussmöglichkeiten, um auf eine 
Stilllegung von Kohlestromkapazitäten hinzu-
wirken. 
 
Zu Frage 2: Zurzeit werden im Land Bremen 
noch drei Kraftwerksblöcke auf Basis von Stein-
kohle betrieben, die im Zeitraum von 1969 bis 
1989 ans Netz gegangen sind. In Anbetracht 
dieser Ausgangslage bestehen nach Einschät-
zung des Senats gute Voraussetzungen, um die 
Stromerzeugung auf Basis von Steinkohle im 
Land Bremen bis zum Jahr 2030 erheblich zu 
reduzieren und möglicherweise vollständig zu 
beenden. 
 
Zu Frage 3: Nach der Neufassung des Berliner 
Energiewendegesetzes wird der Senat von Ber-
lin darauf hinwirken, dass im Land Berlin die 
Energieerzeugung aus Braunkohle bis zum 31. 
Dezember 2017 und aus Steinkohle bis zum 31. 
Dezember 2030 beendet wird. Hierbei handelt 
es sich um eine Selbstverpflichtung des Landes  
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Berlin, auf eine Beendigung der Strom- und 
Wärmeerzeugung auf Basis von Braun- und 
Steinkohle hinzuwirken, nicht jedoch um eine 
Regelung, welche die Betreiber von Braun- und 
Steinkohlekraftwerken verpflichten würde, ihre 
Anlagen bis zu den im Gesetzestext genannten 
Zeitpunkten stillzulegen. Die in der Fragestel-
lung enthaltene Aussage, mit dieser Regelung 
werde per Landesgesetz ein verbindliches Aus-
stiegsdatum für die Kohleverstromung festge-
legt, ist daher nicht zutreffend.  
 
 
Anfrage 15: Strafvollzug und vorzeitige Ent-
lassung 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie viele Personen saßen zum Stich-
tag 31. Mai 2017 in der Justizvollzugsanstalt 
Bremen ein, und wie hoch war die Auslastung 
der Gefängnisse gemessen an der Zahl der zur 
Verfügung stehenden Plätze? Bitte getrennt 
nach den jeweiligen Teilanstalten in Bremen 
und Bremerhaven ausweisen. 
 
Zweitens: Wie hat sich die Belegung der Justiz-
vollzugsanstalt Bremen sowie deren Auslas-
tung im Zeitraum zwischen 2012 und 2016 ent-
wickelt? Bitte Zahlen getrennt nach Bremen und 
Bremerhaven. 
 
 
Drittens: In wie vielen Fällen wurde bei Verbü-
ßung einer zeitigen Freiheitsstrafe im Zeitraum 
zwischen 2012 und 2016 der Strafrest nach Pa-
ragraf 57 Absatz 1 StGB oder nach Paragraf 57 
Absatz 2 Nummer 1 StGB oder nach Paragraf 
57 Absatz 2 Nummer 2 StGB zur Bewährung 
ausgesetzt? Bitte getrennt nach Jahren und 
Fallgruppen ausweisen. 
 

Leidreiter, Remkes, Timke und Gruppe BIW 
 
Antwort des Senats: 
 
Zu Frage 1: Es gibt nur eine JVA Bremen, Teil-
anstalten sind - mit Ausnahme der Teilanstalt 
Jugendvollzug - nicht vorhanden. Die Hauptan-
stalt JVA Bremen war am Stichtag 31. Mai 2017 
mit 541 Gefangenen belegt, davon 22 weibliche 
Gefangene sowie 45 Jugendliche beziehungs-
weise Heranwachsende im Jugendvollzug. Bei 
einer Belegungsfähigkeit der Hauptanstalt von 
derzeit 565 Gefangenen entspricht das einer 
Auslastung von 95,75 Prozent. Die Abteilung 
Bremerhaven war am Stichtag 31. Mai 2017 mit 
91 Gefangenen belegt. Bei einer Belegungsfä-
higkeit der Abteilung Bremerhaven von 101 Ge-
fangenen entspricht das einer stichtagsbezoge-
nen Auslastung von 90,10 Prozent. 

 
Zu Frage 2: Die Hauptanstalt JVA Bremen war 
2012 laut Jahresdurchschnittsbelegung mit 
530,7 Gefangenen belegt, davon 28,1 weibliche 
Gefangene sowie 50,0 Jugendliche bezie-
hungsweise Heranwachsende im Jugendvoll-
zug. Bei einer Belegungsfähigkeit von damals 
639 Gefangenen entsprach das einer Auslas-
tung von 83,55 Prozent. Die Abteilung Bremer-
haven war 2012 jahresdurchschnittlich mit 67,5 
Gefangenen belegt. Bei einer Belegungsfähig-
keit von damals 85 Gefangenen entsprach das 
einer Auslastung von 79,41 Prozent. 
 
Im Folgejahr 2013 blieb die Jahresdurch-
schnittsbelegung in der Hauptanstalt mit 531,5 
Gefangenen, davon 25,4 weibliche Gefangene 
sowie 45,0 Jugendliche beziehungsweise Her-
anwachsende im Jugendvollzug, und in der Ab-
teilung Bremerhaven mit 68 Gefangenen in 
etwa auf dem Vorjahresniveau.  
 
2014 lag die Jahresdurchschnittsbelegung in 
der Hauptanstalt Bremen bei 499,4 Gefange-
nen, davon 23,7 weibliche Gefangene sowie 
34,3 Jugendliche beziehungsweise Heran-
wachsende im Jugendvollzug, und in der Abtei-
lung Bremerhaven bei 52,8 Gefangenen, was 
einer Auslastung der Hauptanstalt mit 75,77 
Prozent und einer Auslastung der Abteilung 
Bremerhaven mit 62,12 Prozent entsprach.  
 
Die Jahresdurchschnittsbelegung 2015 mit 
499,4 Gefangenen in der Hauptanstalt Bremen, 
davon 16,8 weibliche Gefangene, beziehungs-
weise 12,6 Gefangenen lag bei 70,72 Prozent 
beziehungsweise 84 Prozent in der Abteilung 
Bremerhaven. Hier ist zu berücksichtigen, dass 
in 2015 die Belegungsfähigkeit der Abteilung 
Bremerhaven aufgrund der Sanierung bei 15 
Gefangenen lag.  
 
Die Jahresdurchschnittsbelegung stieg in der 
Hauptanstalt Bremen in 2016 auf 559,6 Gefan-
gene, davon 22,3 weibliche Gefangene sowie 
45,8 Jugendliche beziehungsweise Heran-
wachsende im Jugendvollzug, was einer Aus-
lastung von 85,96 Prozent entsprach. Die Jah-
resdurchschnittsbelegung sowie die Auslastung 
in der Abteilung Bremerhaven blieben mit 13,6 
Gefangenen und einer Auslastungsquote von 
90,67 Prozent auf dem Vorjahresniveau. 
 
Zu Frage 3: Anhand der Vollzugsstatistik konn-
ten nur Gesamtergebnisse ermittelt werden. Im 
Jahr 2012 wurden 131 Insassen, davon 13 
weibliche Gefangene, gemäß Paragraf 57 Ab-
satz 1 StGB, 15 männliche Insassen gemäß Pa-
ragraf 57 Absatz 2 Nummer 1 StGB sowie 21 
Jugendliche beziehungsweise Heranwach-
sende gemäß Paragraf 88, 89 JGG aus dem Ju-
gendvollzug entlassen.  
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Im Jahr 2013 wurden 125 Insassen, davon 9 
weibliche Gefangene, gemäß Paragraf 57 Ab-
satz 1 StGB, 7 männliche Insassen gemäß Pa-
ragraf 57 Absatz 2 Nummer 1 StGB sowie 22 
Jugendliche beziehungsweise Heranwach-
sende gemäß Paragraf 88, 89 JGG aus dem Ju-
gendvollzug entlassen. Im Jahr 2014 wurden 
122 Insassen, davon 12 weibliche Gefangene, 
gemäß Paragraf 57 Absatz 1 StGB, 5 männli-
che Insassen gemäß Paragraf 57 Absatz 2 
Nummer 1 StGB sowie 19 Jugendliche bezie-
hungsweise Heranwachsende gemäß Paragraf 
88, 89 JGG aus dem Jugendvollzug entlassen.  
 
 
Im Jahr 2015 wurden 128 Insassen, davon 14 
weibliche Gefangene, gemäß Paragraf 57 Ab-
satz 1 StGB, 7 männliche Insassen gemäß Pa-
ragraf 57 Absatz 2 Nummer 1 StGB sowie 17 
Jugendliche beziehungsweise Heranwach-
sende gemäß Paragraf 88, 89 JGG aus dem Ju-
gendvollzug entlassen. Im Jahr 2016 wurden 
105 Insassen davon 11 weibliche Gefangene 
gemäß Paragraf 57 Absatz 1 StGB, 7 männli-
che Insassen gemäß Paragraf 57 Absatz 2 
Nummer 1 StGB sowie 11 Jugendliche bezie-
hungsweise Heranwachsende gemäß Paragraf 
88, 89 JGG aus dem Jugendvollzug entlassen.  
 
 
Anfrage 17: Zur Situation der Polen im Bun-
desland Bremen II 
 
Ich frage den Senat: 
 
Erstens: Wie viele Kinder und Jugendliche mit 
polnischem Migrationshintergrund besuchten in 
den Jahren 1996, 2006 und 2016 einen Kinder-
garten, eine Schule - mit Berufsschule - im Land 
Bremen? Um Aufschlüsselung nach Bre-
men/Bremerhaven, Jahrgangsstufen und 
Schularten wird gebeten. 
 
Zweitens: An welchen Schulen oder anderen 
Bildungsstandorten wird polnischer Sprachun-
terricht angeboten in Bremen und Bremer-
haven, und wie viele Schüler nutzen dieses An-
gebot an den einzelnen Standorten? 
 
Drittens: Auf welche Weise werden Schüler 
über die Sprachangebote in Frage zwei infor-
miert und über den deutsch-polnischen Vertrag 
aufgeklärt? 
 

Tassis (AfD) 
 
Antwort des Senats: 
 
Zu Frage 1: Die Staatsangehörigkeit bezie-
hungsweise der Migrationshintergrund wird in  
 

 
der Statistik der Kindergärten nicht nach Natio-
nen ausgewiesen, für diesen Bereich lässt sich 
die Frage deshalb nicht beantworten. Im Schul-
bereich lassen sich für die Jahre 1996 und 2006 
anhand der vorliegenden Daten lediglich die 
Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit polni-
scher Staatsangehörigkeit ausweisen. Im Jahr 
1996 waren dies an Schulen in der Stadtge-
meinde Bremen 456 und in Bremerhaven 86 
Schülerinnen und Schüler, im Jahr 2006 in Bre-
men 414 und in Bremerhaven 65. 2016 waren 
in Bremen 651, in Bremerhaven 219 Schülerin-
nen und Schüler mit erster polnischer Staatsan-
gehörigkeit erfasst. 
 
Für das Jahr 2016 liegen weiterhin Daten ent-
sprechend der neuen Definition der Kultusmi-
nisterkonferenz vor, wonach ein Migrationshin-
tergrund anzunehmen ist, wenn keine deutsche 
Staatsangehörigkeit oder ein nicht deutsches 
Geburtsland oder eine nicht deutsche Verkehrs-
sprache in der Familie beziehungsweise im 
häuslichen Umfeld vorliegt. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass Daten entsprechend dieser De-
finition vollständig nur für die öffentlichen allge-
meinbildenden Schulen auswertbar sind, wäh-
rend die oben dargestellten Angaben zur 
Staatsangehörigkeit auch Schülerinnen und 
Schüler von Privatschulen sowie der berufsbil-
denden Schulen einschließen. 
 
Danach hatten 2016 in Bremen 1 079 Schüle-
rinnen und Schüler an öffentlichen allgemeinbil-
denden Schulen einen polnischen Migrations-
hintergrund und in Bremerhaven 306. Eine 
Übersicht mit aufgegliederten Daten nach 
Schulart und Klassenstufen ist im Rahmen der 
Beantwortung einer Fragestundenfrage nicht 
darstellbar. 
 
Zu Frage 2: Das Fach Polnisch wird in der 
Stadtgemeinde Bremen entweder als zweite  
oder dritte Fremdsprache oder als herkunfts-
sprachlicher Unterricht zum Teil auch schul-
übergreifend angeboten. Im Schuljahr 
2016/2017 nahmen daran 82 Schülerinnen und 
Schüler der folgenden 13 Standorte teil: Schule 
Buntentorsteinweg, Schule Pfälzer Weg, 
Schule Paul-Singer-Straße, Schule Rablingha-
usen, Schule an der Robinsbalje, Schule Delfter 
Straße, Gymnasium Vegesack, Wilhelm-Ol-
bers-Oberschule, Oberschule Koblenzer Stra-
ße, Oberschule Lerchenstraße, Oberschule 
Kurt Schumacher Allee und Helmut-Schmidt-
Schule. In Bremerhaven wird Polnisch mangels 
Nachfrage seit vielen Jahren nicht mehr ange-
boten. 
 
Zu Frage 3: Die Schulen informieren auf „Infor-
mationsabenden“ beziehungsweise an „Tagen  
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der offenen Tür“ über ihre spezifischen Ange-
bote, dies gilt auch für schulübergreifende 
Sprachkurse. Darüber hinaus werden Eltern o-
der Schülerinnen und Schüler mit einer anderen 
Muttersprache als Deutsch individuell beraten. 
Für die Gymnasiale Oberstufe erscheint zusätz-
lich jedes Jahr ein Informationsbrief, der über 
alle Optionen in der Gymnasialen Oberstufe 
Auskunft gibt. Auf der Grundlage des Vertrages 
über gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit kommt die Senatorin für Kin-
der und Bildung ihren Verpflichtungen nach, in-
dem sie für ein Fremdsprachenangebot in Pol-
nisch beziehungsweise für herkunftssprachli-
chen Unterricht in Polnisch Sorge trägt. Sie 
misst diesem Vertrag einen hohen Stellenwert 
bei, er ist ein Baustein innerhalb der Politik der 
weltoffenen Stadt. Über konkrete Angebote ent-
scheiden die Schulen selbstständig.  
 
 
Anfrage 18: Auslandsreisen von Asylbewer-
bern 
 
Ich frage den Senat: 
 
Erstens: Wie viele Personen, die sich im Land 
Bremen aufhalten als Asylbewerber, aner-
kannte Asylbewerber, Flüchtlinge, subsidiär 
Schutzberechtigte, Geduldete und Ausreise-
pflichtige begaben sich auf Auslandsreise 
und/oder Heimatreise zu der Zeit, in der sie un-
ter einer der genannten Kategorien im Land 
Bremen registriert sind oder waren in den Jah-
ren 2006 bis 2016? 
 
Zweitens: Um welche Länder und/oder Heimat-
länder handelte es sich dabei? 
 
Drittens: Zu welchem Zweck finden diese Rei-
sen statt, und wie werden die Angaben über-
prüft? 
 

Tassis (AfD) 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Fragen 1 und 2: Zur Beantwortung dieser 
Fragen liegen keine Informationen vor, da Sta-
tistiken über Ausreisen aus der Bundesrepublik 
Deutschland nicht geführt werden.  
 
Zu Frage 3: Asylberechtigte und Flüchtlinge ge-
nießen Reisefreiheit nach der Genfer Flücht-
lingskonvention. Auch subsidiär Schutzberech-
tigte erhalten einen Reiseausweis ohne Über-
prüfung des Reisezwecks. Die Frage des Rei-
sezwecks wird nur bei der Ausstellung be-
stimmter Reiseausweise für Asylbewerber und 
Geduldete geprüft. Der Zweck ist nachzuwei-
sen. Eine statistische Erfassung erfolgt nicht.  

 
Ob eine entsprechende Reise erfolgt, wird nicht 
überprüft.  
 
 
Anfrage 19 : Bremer Erklärung 
 
Ich frage den Senat: 
 
Erstens: Wie viele Unterzeichner der sogenann-
ten Bremer Erklärung befinden sich im Bremer 
Staatsdienst? 
 
Zweitens: Sieht der Senat dabei die Neutrali-
tätspflicht verletzt? 
 

Tassis (AfD) 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Die Liste der Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner der „Bremer Erklärung“ 
wurde von der Initiative „Bremer Erklärung“ im 
Internet veröffentlicht. Der Senat geht davon 
aus, dass die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner als Privatpersonen eine politische Äu-
ßerung abgegeben haben. Vor dem Hinter-
grund sieht der Senat keine Veranlassung für 
einen systematischen Abgleich mit den Perso-
naldaten der Beschäftigten im Bremer öffentli-
chen Dienst. 
 
Zu Frage 2: Eine Verletzung der Neutralitäts-
pflicht ist nach Auffassung des Senats nicht er-
kennbar, denn die Unterzeichnerinnen und Un-
terzeichner bringen ausschließlich ihr privates 
Engagement für eine Stärkung der demokrati-
schen Kultur zum Ausdruck.  
 
 
Anfrage 20: Muslimische Gebetsräume 
 
Ich frage den Senat: 
 
Wie viele separate, ständig unterhaltene Ge-
betsräume gibt es aufgeschlüsselt für Christen, 
Muslime, Hinduisten und Buddhisten in Kinder-
gärten, Schulen, öffentlichen Einrichtungen, Be-
trieben, Bahnhöfen in Bremen und Bremer-
haven und dem Flughafen Bremen? 
 
Tassis (AfD) 
 
Antwort des Senats:  
 
Im Hauptbahnhof Bremen, dem Airport Bremen, 
der Universität Bremen, der Abschiebungshaft 
im Polizeigewahrsam und überwiegend in den 
Krankenhäusern des Landes Bremen sowie im 
städtischen Klinikum Bremerhaven Reinken-
heide existiert ein „Raum der Stille“. Hierbei 
handelt es sich um einen neutralen Raum, der  
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allen Nutzerinnen und Nutzern als Ruheraum, 
zur Besinnung, zur Meditation und für die Ver-
richtung des Gebets, egal welcher Glaubens-
richtung, offen steht.  
 
Daneben halten einzelne Krankenhäuser und 
die Hochschule Bremen, Neustadtswall 30 und 
Werderstraße 73 sowie die Hochschule Bre-
merhaven einen separaten Raum für Menschen 
muslimischen Glaubens vor. 
 
In der Justizvollzugsanstalt Bremen, Standort 
Bremen, gibt es aktuell einen ständigen Kir-
chenraum für Christen. Vier Mehrzweckräume 
können von den Religionsgemeinschaften ge-
nutzt werden. In der Justizvollzugsanstalt Bre-
men, Standort Bremerhaven, gibt es aktuell ei-
nen Mehrzweckraum, der freitags von Christen 
für den Gottesdienst genutzt wird. Kirchliche 
Träger halten in 10 Pflegeeinrichtungen eine 
Kapelle, einen Andachtsraum oder einen soge-
nannten Raum der Stille ständig vor. Viele nicht 
kirchliche Einrichtungen bieten Gottesdienste 
und Andachten in Mehrzweckräumen an. Die in 
der Drucksache 18/1073 auf die Kleine Anfrage 
„Muslimische Kranken- und Notfallseelsorge im 
Land Bremen“ erteilte Antwort 6 b. zu den An-
geboten in den Pflegeeinrichtungen hat weiter-
hin Bestand. 
 
Sowohl für den KiTa-Bereich als auch in den 
Bremer Schulen gibt es keine ständig unterhal-
tenen Gebetsräume. Entsprechende Genehmi-
gungsanfragen wurden in den vergangenen 
zwei Jahren nicht gestellt.  
 
 
Anfrage 21: Tarifvertrag Altenpflege 
 
Ich frage den Senat: 
 
Wie schätzt der Bremer Senat die konkreten 
Auswirkungen auf die Beschäftigten und zudem 
den politischen Gesamteindruck ein, die sich 
aus der Kündigung des trägerübergreifenden 
Tarifvertrages durch zwei Arbeitgeber, Träger, 
des Arbeiter-Samariter-Bundes, ASB, in Bre-
men ergeben? 
 

Tassis (AfD) 
 
Antwort des Senats:  
 
Die Bremer Wohlfahrtsverbände haben ihren 
Streit mit dem ASB um den Pflegetarifvertrag 
bereits im Juni 2017 beigelegt. Der ASB hat 
seine Klagen gegen die Tarifgemeinschaft zu-
rückgezogen und seine Mitgliedschaft in der Ta-
rifgemeinschaft erneuert.  
 
 

 
Anfrage 22: Bremen, Bremerhaven und der 
G-20-Gipfel 
 
Ich frage den Senat: 
 
Erstens: Welche Gruppierungen in Bremen und 
Bremerhaven haben zu Demonstrationen in 
Hamburg zum G-20-Gipfel aufgerufen, und wel-
che haben teilgenommen? 
 
 
Zweitens: Haben diese Gruppierungen oder an-
dere Personenkreise aus Bremen und Bremer-
haven an den gewalttätigen Auseinanderset-
zungen dort teilgenommen, insbesondere bei 
der Erstürmung der Erstaufnahme St. Georg 
und der eines Kindergartens? 
 
 
Dritens: Sind Bürger aus Bremen oder Bremer-
haven im Zuge der Demonstrationen in Ge-
wahrsam genommen worden, und wenn ja, wie 
viele? 
 

Tassis (AfD) 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Im Vorfeld der G-20-Demonstratio-
nen haben bundesweit verschiedene Bünd-
nisse oder bestehende Organisationen zur Teil-
nahme an den Protesten aufgerufen. Aus Bre-
men wurde insbesondere durch die Basis-
gruppe Antifa Bremen, die Interventionistische 
Linke Bremen, das „Ums Ganze Bündnis“, der 
Kreisverband DIE LINKE sowie das G-20 Pro-
testbündnis Bremen mobilisiert. Es ist bekannt, 
dass sich verschiedene Gruppierungen in Ham-
burg an den Protesten beteiligt haben. Aktuell 
liegen keine belastbaren Zahlen über die Teil-
nahme von Bremer oder Bremerhavener Grup-
pierungen vor. 
 
Zu Frage 2: Es liegen derzeit keine belastbaren 
Erkenntnisse über die Teilnahme von Bremer o-
der Bremerhavener Gruppierungen oder Perso-
nenkreisen an den gewalttätigen Protesten vor. 
Die Polizei Hamburg hat eine Ermittlungs-
gruppe eingerichtet, die derzeit mit der Aufklä-
rung der Straftaten rund um den G-20 Einsatz 
beschäftigt ist. Auskunftshoheit hat sich die StA 
Hamburg vorbehalten. 
 
 
Zu Frage 3: Die Rückmeldungen an die Polizei 
Bremen sind noch nicht abgeschlossen. Nach 
bisherigen Informationen befand sich eine Per-
son mit Wohnsitz in Bremen unter den in Ge-
wahrsam genommenen Personen.  
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Anfrage 23: Schon wieder Probleme mit Ge-
nehmigungsverfahren für Schwertrans-
porte? 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Wie viele genehmigungspflichtige Großraum- 
und Schwertransporte wurden 2016 und in der 
ersten Jahreshälfte 2017 im Land Bremen 
durchgeführt? 
 
 
Wie lange dauert durchschnittlich das Geneh-
migungsverfahren, wie viele Personen bearbei-
ten eingehende Anträge? 
 
Wie ist zu erklären, dass erst Mitte Juli Ein-
gänge vom 1. Juni bearbeitet werden können? 
 

Strohmann, Frau Neumeyer, Röwekamp und 
Fraktion der CDU 

 
 

Antwort des Senats: 
 
Zu Frage 1: Im Jahr 2016 wurden von der Stra-
ßenverkehrsbehörde Bremen circa 56 700 Ge-
nehmigungs- und Anhörungsverfahren für 
Großraum- und Schwertransporte durchge-
führt, im ersten Halbjahr 2017 ist die Anzahl be-
reits auf circa 33 250 Verfahren angestiegen. 
Wie viele der beantragten Transporte tatsäch-
lich durchgeführt werden, kann nicht genannt 
werden. Dies ist darin begründet, dass seitens 
der Antragsteller für Großraum- und Schwer-
transporte keine Meldepflicht über die Durch-
führung der genehmigten Transporte gegen-
über den Genehmigungs- und Anhörungsbe-
hörden besteht.  
 
 
 
In der Regel werden im Transportgewerbe für 
einen Transport mehrere Anträge mit unter-
schiedlicher Streckenführung und unterschied-
lichen Fahrzeugkombinationen bei der Geneh-
migungsbehörde gestellt, um die Flexibilität bei 
der Disposition am konkreten Tag des Trans-
portes zu erhöhen. Ein Rückschluss auf die An-
zahl der durchgeführten Transporte auf Grund-
lage der bei den Genehmigungsbehörden im 
Land Bremen bearbeiteten Vorgänge zu zie-
hen, ist ebenfalls nicht möglich. Ein vergleich-
barer Anstieg der Fallzahlen wie in Bremen ist 
in Bremerhaven aktuell nicht zu beobachten. Im 
Jahr 2016 gab es 17 833 Anhörungen und 
1 086 Anträge. Im ersten Halbjahr 2017 gab es 
7 901 Anhörungen und 519 Anträge. Die Trans-
portgenehmigungen werden innerhalb von ein 
bis zwei Wochen erteilt. 
 

 
Zu Frage 2: Bei der Vorgangsbearbeitung für 
Großraum- und Schwertransporte wird grund-
sätzlich zwischen Genehmigungs- und Anhö-
rungsverfahren unterschieden. Im Rahmen ei-
nes Genehmigungsverfahrens für einen über 
die Stadtgrenzen hinausgehenden Transport 
haben die Erlaubnis- und Genehmigungsbehör-
den, EGB, im Land Bremen von den im Bereich 
der beantragten Transportroute zuständigen 
Anhörungsstellen eine Stellungnahme einzuho-
len. Die Bearbeitungszeiten variieren je nach 
Anzahl der anzuhörenden Stellen zwischen we-
nigen Tagen und mehreren Wochen. Für die 
Bearbeitung von Genehmigungsanträgen und 
Anhörungen wurde die Zahl der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter durch den flexiblen Einsatz 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Abar-
beitung der Spitzen von 7 auf 10 erhöht. Zwei 
zur Personalverstärkung zusätzlich eingesetzte 
Kräfte werden zurzeit eingearbeitet. Die Beset-
zung einer weiteren Stelle befindet sich derzeit 
im Ausschreibungsverfahren. Mit diesen Perso-
nalverstärkungen wird das Ziel verfolgt, die Be-
arbeitungsdauer auf 14 Tage zu begrenzen. 
 
Zu Frage 3: Seit Mai 2017 hat sich die Anzahl 
der zu bearbeitenden Vorgänge signifikant er-
höht. Eine Personalverstärkung durch Springer-
kräfte konnte nicht dazu beitragen, die Bearbei-
tungsdauer kurzfristig zu reduzieren. Vor die-
sem Hintergrund wurden zusätzlich zwei 
Dienstposten sowie der Einsatz einer Zeitar-
beitskraft bewilligt.  
 
 
Anfrage 24: Manipulation an Autos von Poli-
zisten 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Wie viele Manipulationen an Privat-Pkws von 
Polizeibediensteten und an Dienstfahrzeugen 
der Polizei gab es im Land Bremen von 2015 
bis heute? 
 
Welcher Art waren diese Manipulationen? 

 
Welche Schäden sind den Betroffenen dadurch 
entstanden sowohl körperlich als auch materi-
ell? 
 

Hinners, Röwekamp und Fraktion der CDU 
 
Antwort des Senats: 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammenfassend 
beantwortet: Zu den genannten Fragen gibt es 
keine automatisch abrufbaren Lagebilder bei 
den Polizeien im Land Bremen. Die in der An-
frage benannten Tatbestände, Angriffe auf Po-
lizeifahrzeuge und Angriffe auf Fahrzeuge von  
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Polizeibediensteten, stellen unterschiedliche 
Strafnormen beziehungsweise Berichtsformen 
dar. Deliktisch kann die „Manipulation an Kraft-
fahrzeugen“ auf keinen speziellen Paragrafen 
des Strafgesetzbuches beschränkt werden. Je 
nach Sachlage kommen für eine Manipulation 
die unterschiedlichen Delikte, inklusive Ver-
such, in Frage. Unter Berücksichtigung der ge-
nannten Problematiken können für den abge-
fragten Zeitraum folgende Ergebnisse mitgeteilt 
werden: 

 Gesamt-
zahl 

Privat-
Kfz 

Dienst-
Kfz 

2015 23 3 20 
2016 24 2 22 
2017 (bis 
18.08.) 

17 1 16 

 
Beanzeigt wurden nachfolgende Delikte: 
 
Paragraf 211 StGB Mord, Versuch 
Paragraf 224 StGB Gefährliche Körperverlet-
zung, Versuch 
Paragraf 240 StGB Nötigung 
Paragraf 303 StGB Sachbeschädigung 
Paragraf 305 a StGB Zerstörung wichtiger Ar-
beitsmittel 
Paragraf 315 b StGB Gefährliche Eingriffe in 
den Straßenverkehr  
Paragraf 315 c StGB Gefährdung des Straßen-
verkehrs 
Paragraf 113 StGB Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte 
Paragraf 125 StGB Landfriedensbruch 
Paragraf 185 StGB Beleidigung 

 
Zu einem tatsächlichen körperlichen Schaden 
kam es lediglich in einem Fall: Nachdem unbe-
kannte Tatverdächtige eine Flüssigkeit an den 
Griffen der Fahrzeugtüren des Funkstreifenwa-
gens angebracht hatten, erlitt die Streifenwa-
genbesatzung Atemreizungen, Brennen, Rö-
tungen und Schwellungen im Gesichtsbereich. 
Ohne Hinzuziehung ärztlicher Hilfe konnte ei-
genständig die Dienstfähigkeit wieder herge-
stellt werden. Diverse weitere Vorgänge wiesen 
durch die Art der Manipulation jedoch eine po-
tenzielle Gefahr für Leib und Leben auf. 
 
Alle anderen Vorgänge umfassten Sachschä-
den. Die entstandenen Sachschäden traten in 
mannigfaltiger Form auf: Lösen von Radmut-
tern, Beschädigen/Zerstechen von Reifen, Ein-
drehen von Schrauben, Anbringen von Reiz-
gas, Einschlagen/Einwerfen von Scheiben, Ab-
brechen von Fahrzeugteilen, Aufbringen von 
Schriftzügen mittels Farbe/Einkratzen in Lack, 
Einwirken mittels körperlicher Gewalt, Zutreten, 
Bewerfen mittels diverser Gegenstände, zum 
Beispiel Feuerwerkskörper, Flaschen, vorsätzli-
ches Anfahren mittels anderer Kraftfahrzeuge. 
 
Im Zuständigkeitsbereich der Ortspolizeibe-
hörde Bremerhaven kommt es seit längerer 
Zeit, Jahre, sporadisch immer wieder zu Be-
schädigungen an Pkw-Reifen durch Eindringen 
von Spax-Schrauben, hier insbesondere im Be-
reich des Standortes Hinrich-Schmalfeldt-
Straße. Die Fahrzeuge waren jeweils im Be-
reich von Polizeidienststellen abgestellt. Das 
Schadensbild ist dabei unterschiedlich. Die Tat-
zeit lässt sich aber nicht immer klar eingrenzen. 
Der Schaden wurde jeweils vor oder kurz nach 
Fahrtantritt bemerkt. Es kam hierbei bisher zu 
keinem Unfallgeschehen. In wenigen Einzelfäl-
len kam es auch zu gelösten Radmuttern. Un-
fälle hat es hierzu nicht gegeben.  
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